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 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

Zusammenfassung 

Das Thema Energieeffizienz ist auf der politischen Agenda der Großen Koalition fest 
verankert. So strebt die Bundesregierung an, bis 2020 die gesamtwirtschaftliche Ener-
gieproduktivität gegenüber dem Jahr 1990 zu verdoppeln. Mit welchen Maßnahmen die 
Bundesregierung das ambitionierte Einsparziel erreichen will, wird bisher jedoch nur in 
Bruchstücken sichtbar. Der Koalitionsvertrag, der 10-Punkte Plan des Wirtschaftsminis-
teriums für mehr Energieeffizienz im Nachfragebereich sowie der Bericht der Arbeits-
gruppe 3 „Forschung und Energieeffizienz“ zum Energiegipfel am 9. Oktober 2006 füh-
ren zwar explizit einige Einzelmaßnahmen wie die Aufstockung des CO2-Gebäudesa-
nierungsprogramms oder ein Marktanreizprogramm für Energieeffizienz von Kleineren 
und Mittleren Unternehmen (KMU) auf, eine umfassende Effizienzstrategie fehlt jedoch 
bis dato. 

Die im Frühjahr 2006 verabschiedete EU-Richtlinie über Endenergieeffizienz und E-
nergiedienstleistungen (2006/32/EG) sowie der von der Kommission im Oktober 2006 
verabschiedeten Aktionsplan für Energieeffizienz könnten neue Impulse für die deut-
sche Effizienzpolitik setzen. Mit der Richtlinie verpflichten sich alle Mitgliedstaaten, ab 
2008 über neun Jahre hinweg 1% des jährlichen Endenergieverbrauchs zu senken. Mit 
welchen Maßnahmen die Mitgliedstaaten die vereinbarten Einsparziele erreichen wol-
len, müssen sie alle drei Jahre in Form von Energieeffizienz-Aktionsplänen (EEAP) 
darstellen. Bis Juni 2007 soll der erste Plan vorliegen – beste Gelegenheit, die dringend 
benötigte umfassende Effizienzstrategie zu entwerfen. 

Bisheriger Instrumentenmix nicht ausreichend 

Bisher fördert die Bundesregierung die nachfrageseitige Energieeinsparung indirekt 
über Steuern (z.B. die Ökosteuer) oder über sektor- bzw. maßnahmenbezogene Instru-
mente, z.B. die Energieeinsparverordnung (EnEV) oder die Energieverbrauchskenn-
zeichnungsverordnung (EnVKV). Daneben gibt es zahlreiche Förderprogramme auf 
Ebene des Bundes sowie der Länder. Doch trotz der bestehenden Förderinstrumente 
werden große nachfrageseitige Einsparpotenziale immer noch nicht ausreichend adres-
siert. Darüber hinaus fehlt in einigen Handlungsfeldern eine wirksame Vollzugskontrol-
le der gesetzlichen Standards. 

Problematisch ist auch, dass insbesondere die monetären Förderinstrumente (z.B. das 
CO2-Gebäudesanierungsprogramm) die öffentlichen Budgets belasten. Vor dem Hinter-
grund angespannter öffentlicher Haushalte sind sie oftmals in ihrer Wirkungsbreite be-
schränkt, da sie in der Regel keine langfristig verlässlichen Förderbedingungen garan-
tieren. Dadurch wird insgesamt eine stetige Marktentwicklung gehemmt. 

Das Prinzip der Energieeinsparquote 

Ein budgetunabhängiges und sektorübergreifendes Lenkungsinstrument könnte an die-
ser Stelle einen wertvollen Beitrag leisten. Als marktorientierter Lenkungsansatz käme 
eine Energieeinsparquote – besser bekannt als Weißes Zertifikate System und Gegens-
tand unserer Untersuchung – in Frage. In Europa wurden Einsparquoten bisher in Groß-
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britannien, Italien, Frankreich und der belgischen Region Flandern eingeführt. Und auch 
die EU-Energieeffizienzrichtlinie sieht in der Einführung von Systemen Weißer Zertifi-
kate ein mögliches Element zur Erfüllung des Einsparziels. 

Prinzipienskizze eines Energieeinsparquoten-Systems 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Im Rahmen der Energieeinsparquote wird eine bestimmte Akteursgruppe verpflichtet, in 
einem festgelegten Zeitraum eine bestimmte Menge an Energie einzusparen. Die betrof-
fenen Unternehmen können ihrer Einsparverpflichtung entweder durch die Initiierung 
von nachfrageseitigen Maßnahmen realisieren (z.B. durch Prämienprogramme für den 
Erwerb besonderes effizienter Haushaltsgeräte) oder durch den Zukauf von Weißen 
Zertifikaten. Diese wiederum werden für solche Maßnahmen ausgestellt, die zu einer 
Energieeinsparung gegenüber einem festgelegten Referenzpfad (Baseline) führen. 

Verpflichtete Unternehmen, die mehr Energie einsparen, als die Quote fordert, können 
die „überschüssigen“ Zertifikate an andere Unternehmen verkaufen. Energiedienstleis-
tungsunternehmen (z.B. Contractoren), die selber keiner Einsparverpflichtung unterlie-
gen, können ebenfalls Zertifikate erzeugen und am Handel teilnehmen.  

Im Grunde genommen könnte auf die Einführung des Zertifikatesystems auch verzichtet 
werden. Gleiches gilt für den freien Handel der Zertifikate. In letzterem Fall würde sich 
die Funktion der Zertifikate auf den reinen Nachweis für die erbrachten Einsparungen 
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beschränken. Der Handel der Zertifikate soll jedoch die Kosteneffizienz des Lenkungs-
instruments fördern: Durch einen Marktprozess sollen diejenigen Maßnahmen identifi-
ziert werden, die am günstigsten sind. 

Ausgestaltungsoptionen für die mögliche Einführung einer Energieeinsparquote in 
Deutschland 

Unsere Untersuchung konzentriert sich auf die nachfrageseitigen Einsparpotenziale im 
Bereich des Strom- und Wärmeverbrauchs. Der entsprechende Energieverbrauch des 
Verkehrssektors wird hierbei nicht berücksichtigt. 

Folgende Ausgestaltungselemente und konzeptionellen Fragen müssen im Zuge der 
Umsetzung einer Einsparquote in Deutschland bedacht werden: 

Festlegung der Quotenhöhe 

Die Höhe des Einsparziels sollte per Rechtsnorm festgelegt werden und sich an den 
langfristigen Effizienzzielen der Bundesregierung orientieren. Im Rahmen der Einspar-
quote würde den verpflichteten Akteuren ein quantitativer Einsparwert auferlegt, der 
sich auf einen Referenzwert bezieht, z.B. die abgesetzte Endenergiemenge eines Unter-
nehmens in einer vergangenen Referenzperiode. Alternativ lässt sich das Einsparziel in 
Relation zur Entwicklung eines zweiten (z.B. unternehmensspezifischen) Indikators, 
wie beispielsweise die Wirtschaftsleistung, die verkaufte Endenergiemenge oder die 
Anzahl der Kunden formulieren. 

Welche Bezugsgröße sollte für das Einsparziel gewählt werden? 

Das Einsparziel kann beispielsweise in Form eingesparter Endenergie, in Primärener-
gieeinheiten oder als eingesparte Treibhausgasemissionen erfasst werden. Für die Be-
zugsgröße Endenergie spricht der enge Bezug zum eigentlichen Ziel des Lenkungsin-
struments (Energieeinsparung) sowie die einfache Handhabung (geringster Umrech-
nungsaufwand). Primärenergie als Bezugsgröße hingegen bezieht die Effizienz der 
Umwandlungskette ein. Davon würden auch Maßnahmen profitieren, die eine Umstel-
lung auf andere Energieträger (z.B. von Strom auf Erdgas) initiieren. Der Nachteil be-
steht darin, dass die Umrechnung einer Einsparmaßnahme in Primärenergieeinheiten 
zum einen mit einem größerem Aufwand verbunden, zum anderen der Kommunikati-
onsaufwand komplexer ist. Die Bezugsgröße Treibhausgasemission spiegelt die Klima-
relevanz verschiedener Brennstoffe wider. Mit ihr verbinden sich vergleichbare Vor- 
und Nachteile wie mit der Bezugsgröße Primärenergie. 

Welche Energieträger sollten der Einsparquote unterliegen? 

Mit Einführung der Einsparquote muss festgelegt werden, welche Energieträger bzw. 
Brennstoffe einer Einsparverpflichtung unterliegen. Aus ökologischer Rationalität sollte 
die Quote im Prinzip all diejenigen Endenergieträger adressieren, die entweder bei ihrer 
primärenergetischen Umwandlung oder bei ihrer Verwendung (Umwandlung in Nutz-
energie) zu klimaschädlichen Emissionen führen. Mit Blick auf die Zielsetzung der Ein-
sparquote, nachfrageseitige Einsparpotenziale zu erschließen, sollten v.a. die Endener-
gieträger der Quotenpflicht unterliegen, die durch nachfrageseitig wirkende Einspar-
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maßnahmen eingespart werden können. Hierbei handelt es sich insbesondere um Strom, 
Heizöl, Erdgas und Flüssiggas. Energieträger, die in einem Kraftwerk verstromt wer-
den, würden in diesem Fall von der Quote nicht erfasst, da der resultierende Strom unter 
die Quote fallen würde. Aus Praktikabilitätsgründen sollte zudem erwogen werden, die 
Kohle von der Quotenverpflichtung zu befreien. Energieträger, die keiner energetischen 
(sondern stofflichen) Nutzung zugeführt werden, sollten ebenfalls von der Quotenver-
pflichtung ausgenommen werden. 

Wer sollte quotenverpflichtet werden? Wie werden die Einsparmengen verteilt? 

Bei der Frage, welche Akteursgruppe mit der Einsparquote belegt wird, spielen insbe-
sondere das Verursacherprinzip sowie die Abwicklungspraktikabilität eine wesentliche 
Rolle. Das Verursacherprinzip sollte den Begründungskontext dafür liefern, wieso die 
Quotenverpflichtung einer bestimmten Akteursgruppe auferlegt wird. Das Kriterium der 
Abwicklungspraktikabilität wiederum ist wichtig für die Minimierung der Transakti-
onskosten des Systems. 

Verursacherprinzip: Aus juristischer Sicht spielt das Verursacherprinzip insofern eine 
Rolle, als hiervon die rechtlich zulässige Tiefe des Eingriffs in den Geschäftsbetrieb 
eines Unternehmens abhängt. Dem Verursacherprinzip folgend ließe sich die Verant-
wortung gut auf der Ebene der Endverbraucher aber vor allem allen Akteuren entlang 
der Energieversorgungskette auferlegen. Schließlich sind es die Energieversorger, die 
im Falle fossiler oder nuklearer Energieträger ein aus ökologischer Sicht problemati-
sches Gut in Verkehr bringen oder weiterverteilen.  

Abwicklungspraktikabilität: Der Transaktionsaufwand könnte minimiert werden, indem 
bei den Abwicklungsroutinen des Quotensystems auf bestehende Verfahren zurückge-
griffen wird, die im Rahmen anderer Instrumente angewendet werden. So könnte die 
Quotenverpflichtung bei denjenigen Unternehmen verortet werden, die gemäß Energie-
steuer- (EnergieStG) bzw. Stromsteuergesetz (StromStG) entsprechende Steuern an die 
Hauptzollämter abführen. 

Die Allokation des Gesamteinsparziels auf die verpflichteten Unternehmen sollte nach 
den jeweiligen Marktanteilen erfolgen.  

Welche Baseline sollte zugrunde gelegt werden? 

Für alle Einsparmaßnahmen kommt der Entwicklung der Baseline eine besonders wich-
tige Rolle zu. Die Baseline beschreibt eine Referenzentwicklung hinsichtlich der An-
nahme, dass keine Einsparmaßnahmen durchgeführt werden, die über die Vorgaben des 
bestehenden Rechtsrahmens (z.B. EnEV) hinausgehen. Erst unter Zugrundelage der 
Baseline ist bestimmbar, ob eine Einsparmaßnahme als „zusätzlich“ eingeordnet werden 
kann. Bei der rechnerischen Bestimmung der Baseline müssen insbesondere diejenigen 
Effekte berücksichtigt werden, die zur Überschätzung der Einsparwirkung durchgeführ-
ter Maßnahmen führen, z.B. normale Ersatzzyklen von Haushaltsgeräten, zukünftige 
Technologieentwicklungen und Ausstattungsraten sowie der Reboundeffekt. 
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Bei der Festlegung der Referenzentwicklung kann das umfangreiche Know-how hilf-
reich sein, welches das Meth Panel im Rahmen des Clean Development Mechanism 
(CDM) entwickelt hat, bei dem ähnliche Baseline-Probleme zu lösen sind. 

Welche Einsparmaßnahmen sollten zugelassen sein? 

Als Grundvoraussetzung sollte eine Einsparquote nur solche nachfrageseitigen Ein-
sparmaßnahmen anerkennen, die zu einer nachweisbaren und dauerhaften Energieein-
sparung führen, die über einer antizipierten Ohnehin-Entwicklung (Baseline) liegt (Zu-
sätzlichkeitsprinzip). Dabei müssen u.a. Regelungen definiert werden, wie mit Maß-
nahmen, die rein auf das Energieverbrauchsverhalten abzielen, umgegangen wird. 

Bei der Auswahl zulässiger Maßnahmen muss ein Kompromiss zwischen dem Aufwand 
für die Nachweisführung sowie der generellen ökonomischen Effizienz des Lenkungs-
instruments gesucht werden: Mit steigender Vielfalt an zugelassenen Maßnahmen steigt 
zwar die ökonomische Effizienz des Instruments, gleichzeitig jedoch auch der Aufwand 
für das Monitoring und die Nachweisführung der erzielten Einsparungen. Werden hin-
gegen die zulässigen Maßnahmen auf eine Standardliste leicht verifizierbarer Maßnah-
men beschränkt, sinken die Transaktionskosten, allerdings zu Lasten der ökonomischen 
Instrumenteneffizienz. 

Als Vorbild könnte die Vorgehensweise in dem italienischen und englischen Quoten-
system dienen: In beiden Systemen können die verpflichteten Akteuren auf Listen mit 
standardisierten Einsparmaßnahmen sowie entsprechende Validierungsroutinen zurück-
greifen. Darin nicht aufgeführte Maßnahmen sind zwar generell zulässig, müssen jedoch 
ein individuelles Zulassungsverfahren durchlaufen. 

Als weitere Einschränkung könnte von den verpflichteten Unternehmen gefordert wer-
den, einen Mindestanteil der notwendigen Einsparung im Wirkungsbereich der eigenen 
Kunden sowie (alternativ oder additiv) im Bereich privater Haushalte zu erschließen. 
Gleichzeitig sollte sichergestellt werden, dass möglichst viele Kunden eines verpflichte-
ten Unternehmens „Zugang“ zu den entsprechenden Einsparprogrammen erhalten. Dies 
ist insbesondere dann wichtig, wenn Unternehmen die mit den Einsparmaßnahmen ver-
bundenen Kosten auf alle Kunden umlegen.  

Welcher Anrechnungszeitraum sollte gewählt werden? 

Für den anzuwendenden Anrechnungszeitraum sind die beiden Hauptvarianten die peri-
odische (z.B. jährliche) oder die einmalige Anrechnung. Im Falle der jährlichen An-
rechnung werden für eine Einsparmaßnahme bzw. die daraus resultierenden Einsparun-
gen jedes Jahr Zertifikate generiert. Im Falle einer einmaligen Anrechnung kann sich 
ein Akteur, nach vollständiger Implementierung einer Maßnahme sofort sämtliche Ein-
sparungen, die über die Lebensdauer der Maßnahme erwartet werden, zuschreiben. 

Der Vorteil der periodischen Anrechnung besteht darin, dass sie eine zeitnahe und damit 
sehr genaue Validierung des Einsparerfolgs einer Maßnahme erlaubt. Bei der einmali-
gen Anrechnung hingegen basiert die Menge ausgestellter Einsparzertifikate auf Ab-
schätzungen der zukünftig eingesparten Energiemengen. Der Vorteil der einmaligen 

7 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

Anrechnung besteht darin, dass sie sich positiv auf die Investitionssicherheit für Ein-
sparmaßnahmen auswirkt. Die Einsparzertifikate stehen auf einen Schlag zu Verfügung, 
Annahmen zur langfristigen Preisentwicklung der Zertifikate müssen deswegen nicht 
direkt in die Wirtschaftlichkeitsrechnung einer Einsparmaßnahme einfließen. 

Einen Kompromiss könnten Modelle darstellen, die zu Beginn einer Maßnahme eine 
Teilanrechnung der zu erwartenden Einsparung vornehmen (z.B. die Einsparungen der 
ersten zehn Jahre) und weitere Einsparungen von einem Monitoring abhängig machen. 

Welche Anforderungen stellen sich für die Nachweisführung? 

Für die Validierung der Energieeinsparungen muss die Baseline projektbasiert erfasst 
werden (Bottom-up Ansatz). Das bedeutet, dass zu jeder Einsparmaßnahme eine Refe-
renztechnologie sowie eine Referenzentwicklung existieren, gemäß der Leitfrage „Was 
wäre passiert, wenn die entsprechende Einsparmaßnahme nicht durchgeführt worden 
wäre?“. Voraussetzung des Bottom-up Ansatzes ist die Festlegung einer Baseline, ge-
genüber der die Einsparung quantifiziert wird. Um die Kosten für deren Bestimmung zu 
senken, können Benchmarks gebildet werden, beispielsweise nach dem Durchschnitt 
des Bestands. In jedem Fall muss die Nachweismethodik einen Kompromiss zwischen 
den Kosten und der Genauigkeit des Verfahrens eingehen. Stellt man zu hohe Ansprü-
chen an die Genauigkeit, reduziert sich von vornherein die Kosteneffizienz des markt-
orientierten Ansatzes. 

Mechanismen zur Flexibilisierung – Buy-out und Übertragungsregeln 

Unternehmen, die zu wenig Zertifikate zur Erfüllung ihrer Einsparverpflichtung erzeugt 
oder erworben haben, sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, die fehlenden Zertifi-
kate über Kompensationszahlungen (Buy-out) abzudecken. Der so genannte Buy-out 
Preis würde dabei per Rechtsnorm festgelegt und periodisch angepasst. Der Gesetzgeber 
sollte per Rechtsnorm sicherstellen, dass die über die Buy-out Option erzielten Einnah-
men zweckgebunden für Investitionen in Energiesparmaßnahmen verausgabt werden – 
beispielsweise über die Speisung eines Einsparfonds. 

Die Höhe des Buy-out Preises sollte in jeder Verpflichtungsperiode höher sein, als die 
antizipierten Grenzkosten der Einsparmaßnahmen in der entsprechenden Periode. Erst 
dann wäre für alle Verpflichteten ein ausreichend hoher Anreiz gesetzt, Einsparmaß-
nahmen zu initiieren. Eine Möglichkeit, dies sicherzustellen, läge darin, den Buy-out 
Preis an dem durchschnittlichen Preisniveau des Zertifikatemarkts zu orientieren, so 
dass er beispielsweise immer 25% über dem durchschnittlichen Zertifikatepreis liegt. 

Auch sollte es möglich sein, überschüssige Zertifikate von einer Abrechnungsperiode in 
die nächste zu übertragen. Allerdings muss dabei berücksichtigt werden, dass weitge-
hende Übertragungsregeln unter Umständen zu ungesunden Stop and Go-
Entwicklungen auf dem Effizienzmarkt führen. Wenn beispielsweise in einem Jahr viele 
Unternehmen ihre Einsparverpflichtung stark übererfüllen und die überschüssigen Zerti-
fikate in das Folgejahr übertragen, würden in diesem dann nur noch sehr wenige Ein-
sparprojekte realisiert werden und der Markt für einzelne Effizienzmaßnahmen mögli-
cherweise kurzfristig einbrechen. 
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Wer trägt die Kosten? 

Die durch die Einsparquote induzierten Einsparmaßnahmen verursachen bei den ver-
pflichteten Unternehmen direkte und indirekte Kosten, die wiederum anteilig oder voll-
ständig auf die Kunden übergewälzt werden. In der Praxis ist damit zu rechnen, dass die 
Kosten auf Marktsegmente mit besonders geringer Nachfrageelastizität verschoben 
werden, beispielsweise die Haushaltskunden. Es wäre jedoch begrüßenswert, wenn der 
Umlageschlüssel zu einem gewissen Grad die Verteilung der Einsparmaßnahmen auf 
die verschiedenen Kundensegmente widerspiegeln würde. Im Idealfall korrespondiert 
die Kostenumlage mit den aus den Einsparmaßnahmen resultierenden Kosteneinsparun-
gen, von denen die verschiedenen Kundengruppen profitieren.  

Ausgestaltungsoptionen für ein Zertifikatesystem 

Zur Maximierung der Kosteneinsparungspotentiale, die mit dem marktorientierten An-
satz der Einsparquote zumindest theoretisch verbunden sind, ist das Entstehen eines 
Wettbewerbsmarktes abzusichern. Neben den hierfür notwendigen Ausgestaltungs-
merkmalen im Rahmen des Instrumentendesigns bietet sich dabei die Einrichtung eines 
Systems frei handelbarer Zertifikate (Einsparzertifikate oder Weiße Zertifikate) an, das 
das Ziel verfolgt, Angebot und Nachfrage nach den mit Einsparmaßnahmen verbunde-
nen Umweltnutzen bequem zusammenzuführen.  

In den letzten Jahren haben sich Zertifikatesysteme im Rahmen einer Reihe verschiede-
ner Lenkungsinstrumente bewährt. Im Bereich der staatlichen Instrumente liegen um-
fangreiche Erfahrungen beispielsweise über den Emissionshandel vor. Außerhalb der 
staatlich induzierten Zertifikatesysteme liefert das europäische European Energy Certi-
ficate System (EECS), ein System, über das Herkunftsnachweise für EE-Strom gemäß 
der EU-Richtlinie 2001/77/EG grenzüberschreitend gehandelt werden können, wertvolle 
Erfahrungswerte für die detaillierte Systemgestaltung. 

Das zentrale Element eines Zertifikatesystems ist das Zertifikateregister. Alle Teilneh-
mer des Zertifikatesystems verfügen über ein Konto in diesem Register. Bei der Aus-
stellung eines Zertifikats wird dieses zunächst dem Konto des ursprünglichen Besitzers 
(z.B. dem Energiedienstleister, der eine Einsparmaßnahme umsetzt) gutgeschrieben. 
Der Handel von Zertifikaten wird durch den Transfer der Zertifikate (also der entspre-
chenden Datensätze) zwischen den Handelskonten der beteiligten Handelspartner abge-
bildet. Bei der Entwertung eines Zertifikates (z.B. im Rahmen der Nachweispflicht für 
die Einsparquote) werden die betroffenen Zertifikate in der Datenbank nicht gelöscht 
sondern auf ein Entwertungskonto des entsprechenden Marktakteurs transferiert und 
eindeutig und irreversibel als entwertet gekennzeichnet. 

Vor dem Hintergrund der Überlegungen der EU Kommission, mittelfristig die Einfüh-
rung eines gemeinschaftsweiten Systems Weißer Zertifikate zu prüfen, sollte ein natio-
nales Zertifikatesysteme von vorne herein so ausgestaltet werden, dass es prinzipiell 
auch den grenzüberschreitenden Transfer von Datensätzen zulässt. Eine entsprechende 
Abstimmung der EU-Mitgliedsstaaten sollte deswegen frühzeitig angestrebt werden. 
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Verhältnis der Energieeinsparquote zu anderen Klimaschutz-Instrumenten 

Bei der Einführung eines neuen Lenkungsinstruments im Bereich der nachfrageseitigen 
Energieeffizienz muss der Gesetzgeber sorgfältig das Verhältnis und die mögliche 
Wechselwirkung mit bestehenden Politikinstrumenten berücksichtigen. Eine Wechsel-
wirkung ist immer dann gegeben, wenn eine Einsparmaßnahme, die durch ein Len-
kungsinstrument (z.B. Einsparquote) induziert wird, in den Wirkungsbereich eines an-
deren Instruments (z.B. Emissionshandel) hineinwirkt. Zum einen ist hier das Problem 
der Doppelanrechnung („Double Counting“) von Maßnahmen zu beachten. Zum ande-
ren wird im Falle der Einsparquote die Ermittlung der Baseline erschwert, da dabei fest-
gelegt werden muss, welcher Anteil einer Einsparung auf welches der gleichzeitig wir-
kenden Instrumente zurückzuführen ist. 

Verhältnis zum Emissionshandel 

Im Gegensatz zum Emissionshandel verfolgt die Einsparquote einen mehrdimensiona-
len Zielekatalog (neben dem Klimaschutz u.a. Versorgungssicherheit, Aufbau einer Ef-
fizienzwirtschaft, regionale Wertschöpfung, Technologieentwicklung). Daneben ist die 
langfristige Fortentwicklung des Emissionshandels mit großen Unsicherheiten verbun-
den. Aus unserer Sicht sollte die Wechselwirkung der beiden Lenkungsinstrumente auf 
der Ebene des Emissionshandels vorgenommen werden. Die einfachste Möglichkeit 
bestünde darin, den durch den Emissionshandel anvisierten Reduktionspfad um den 
Anteil an CO2-Emissionen zu verschärfen, der durch Effizienzgewinne auf der 
Verbrauchsseite – induziert durch die Einsparquote – realisiert wird. Je ambitionierter 
also das Quotenziel gefasst würde, desto schärfer wäre das dem Emissionshandel 
zugrunde liegende Reduktionsziel zu formulieren. 

Verhältnis zur Energieeinsparverordnung (EnEV) 

Als sinnvollste Option zur Abgrenzung der Einsparquote von der EnEV erscheint aus 
unserer Sicht ein Doppelanrechnungsverbot, das sich in der Baseline der Quote nieder-
schlägt. Im Kern würde ein Doppelanrechnungsverbot regeln, dass im Falle von bauli-
chen Maßnahmen (Neubau und Sanierungen im Gebäudebestand), für die die EnEV 
Vorgaben macht, im Rahmen der Einsparquote nur solche Energieeinsparungen aner-
kannt werden, die über die EnEV-Vorgaben hinausgehen. Ein Doppelanrechnungsver-
bot hat jedoch den Nachteil, dass die Einsparquote keine Anreize setzt, Sanierungsmaß-
nahmen zeitlich vorzuziehen: Sanierungsmaßnahmen, die zwar zu einem Zeitpunkt 
durchgeführt werden, zu dem sie im Rahmen normaler Sanierungszyklen noch gar nicht 
fällig wären, jedoch in ihrer Umsetzung lediglich die Vorgaben EnEV erfüllen, würden 
im Rahmen der Quote nicht bilanziert, da sie zu keinen Einsparungen führen, die über 
der Baseline (die sich über die EnEV definiert) liegen. 

Verhältnis zur Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung (EnVKV) 

Bei Einführung einer Energieeinsparquote würden Maßnahmen zur Verringerung des 
Stromverbrauchs in Haushaltgeräten ein zentrales Element darstellen. Für die Geräte-
gruppen, die der EnVKV unterliegen, sollte dabei synergetisch auf die mit der EnVKV 
verbundene Bewertungssystematik zurückgegriffen werden. Beispielsweise sollten im 

10 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

Rahmen der Einsparquote nur solche Prämienprogramme zugelassen werden, die die 
Anschaffung so genannter Best-Geräte (bei Kühlschränken derzeit also A+ oder A++ 
Geräte) unterstützen. Um die Synergien zwischen EnVKV sowie Energieeinsparquote 
zu maximieren, wäre es wünschenswert, wenn möglichst viele Produktgruppen einer 
Pflichtkennzeichnung unterzogen, und die zugrunde liegenden Effizienzklassen perio-
disch dynamisiert würden. 

Verhältnis zur monetären Förderprogrammen 

Mit Einführung einer Einsparquote sollten auch Förderprogramme auf Bundes-, Lan-
des- und kommunaler Ebene neu zugeschnitten werden. Die Quote würde dafür sorgen, 
dass zahlreiche Einsparmaßnahmen, die bisher über die entsprechenden Programme 
adressiert wurden, im Rahmen Quote durchgeführt werden und deswegen keine zusätz-
liche Förderung mehr benötigen. Bund, Länder und Kommunen sollten ihre steuerfi-
nanzierten Förderprogramme jedoch nicht vollständig einstellen. Vielmehr sollten sie 
den Förderrahmen kleinerer gezielter Förderprogramme so zuschneiden, dass hierbei 
insbesondere innovative Einsparmaßnahmen, die aufgrund ihrer Kosten durch die Quote 
nicht adäquat adressiert werden, gefördert werden. Gleiches gilt natürlich auch für die 
Bereiche Forschung und Entwicklung, die durch die Quote nicht gezielt gefördert wer-
den.  

Bewertung 

Die Einführung einer Einsparquote bedeutet in den Bereichen, in denen sie öffentlich 
finanzierte Förderprogramme ersetzt, den Umstieg von (zumindest anteilig) steuerfinan-
zierten Einsparmaßnahmen auf eine entsprechende Umlage der Finanzierung auf die 
Energieverbraucher. Eine solche Umstellung der Finanzierung lässt sich hinsichtlich der 
Verursachergerechtigkeit auch gut begründen. Diejenigen Kunden, die infolge eines 
hohen Energieverbrauchs eine größere Verantwortung für die damit einhergehenden 
Umweltauswirkungen haben, werden mit höheren Mehrkosten belastet als diejenigen 
Kunden mit einem geringen Verbrauch. 

Funktionale Bewertung 

Die bisher nur geringen Erfahrungen mit Einsparquotensystemen lassen lediglich eine 
Grobbewertung dieses Lenkungsansatzes zu. Der Vorteil mengensteuernder Instrumente 
liegt darin, dass sie systembedingt den Wettbewerb zwischen den verschiedenen betei-
ligten Akteuren fördern. Im Falle der Einsparquote führt dies dazu, dass die verpflichte-
ten Akteure im Idealfall solche Maßnahmen identifizieren und vorrangig durchführen, 
bei denen Energieeinsparungen am günstigsten zu realisieren sind. Quotensysteme set-
zen überdies auch Anreize, die Umsetzungseffizienz zu steigern, im Falle der Einspar-
quote also beispielsweise die Effizienz, mit der Prämienprogramme für energiesparende 
Haushaltsgeräte abgewickelt werden. 

Auf der anderen Seite haben Quotensysteme nicht per se die Eigenschaft, eine sonder-
lich hohe Investitionssicherheit zu bieten. Dies liegt vor allem daran, dass der Investor 
einer Einsparmaßnahme nicht von vornherein sichergehen kann, ob und zu welchem 
Preis er langfristig seine Zertifikate veräußern kann. In der Regel mündet dies in Risi-
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koaufschläge auf den Zertifikatepreis. Das Risiko ließe sich jedoch minimieren, indem 
verpflichteten Unternehmen für die Mehrheit der Einsparmaßnahmen zumindest ein 
Teil der Einsparungen, die über die Lebensdauer erwartet werden, sofort angerechnet 
würde. 

Energieeinsparquote im Vergleich zu einem Energiesparfonds 

Als neues sektorübergreifendes Lenkungsinstrument für den Bereich der nachfrageseiti-
gen Energieeffizienz wird in Deutschland bisher insbesondere der Energiesparfonds 
diskutiert. Im Mittelpunkt des Fonds steht die zentrale Ausschreibung, Koordination 
und Steuerung von Effizienzprogrammen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene. 
Abhängig von der Art der Finanzierung des Fonds – beispielsweise aus Mitteln der Ö-
kosteuer oder in Form einer öffentlich privaten Mischfinanzierung – wäre jedoch auch 
ein solcher Fonds nicht automatisch budgetunabhängig und damit mit den gleichen 
Problemen behaftet wie alle anderen Förderprogramme, die aus Haushaltsmitteln finan-
ziert werden. 

Zentrale Fragen zur Ausgestaltung der Einsparquote, die den Quotenansatz als verhält-
nismäßig komplex anmuten lassen, sind gleichermaßen für einen Energiesparfonds von 
Bedeutung. Hierzu gehören u.a. die Aspekte Baseline und Nachweisführung der Einspa-
rungen. Ein wesentlicher Vorteil für einen der beiden Lenkungsansätze ist hier nicht zu 
erkennen. 

Die Diskussion über den „geeigneteren“ Lenkungsansatz muss jedoch nicht unbedingt 
auf ein „entweder...oder“ hinauslaufen. Vielmehr ließen sich auch beide Modelle sinn-
voll miteinander verknüpfen. Beispielsweise könnten ein Einsparfonds anteilig über 
Beiträge finanziert werden, welche Unternehmen leisten, die sich im Rahmen der Quote 
von ihrer Einsparverpflichtung „freikaufen“ wollen. Die Mittel des Fonds wiederum 
würden zielgerichtet für Energieeinsparprogramme ausgeschrieben, insbesondere für 
solche, die im Rahmen der Einsparquote nicht ausreichend adressiert werden.  

Fazit 

Die Erfahrungen aus Großbritannien und Italien belegen, dass die Einsparquote prinzi-
piell ein geeignetes Instrument darstellt, neue Impulse im Bereich der nachfrageseitigen 
Energieeffizienz zu setzen. Unsere Untersuchung zeigt, dass sich auch für Deutschland 
für die grundlegenden Ausgestaltungselemente einer Einsparquotenregelung sowie das 
damit verbundene Zertifikatesystem geeignete Lösungen finden ließen. In einem nächs-
ten Schritt erscheint es sinnvoll, möglichst bald erste Erfahrungen mit diesem neuen 
Lenkungsansatz zu sammeln. Dies wäre auch deswegen ratsam, um auf eine mögliche 
EU-weite Einführung eines Weiße Zertifikate Systems vorbereitet zu sein. Für einen 
Testlauf könnte beispielsweise eine freiwillige Pilotanwendung – entsprechend dem 
Hessen-Tender in Vorbereitung auf den Emissionshandel – ein probates Mittel sein.  
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1 Hintergrund 

1.1 Zielstellung der Untersuchung 
Die Energieeffizienz ist ein unverzichtbares Element im Rahmen einer umfassenden 
Klimaschutz und Nachhaltigkeitsstrategie. In der Steigerung der Energieeffizienz steckt 
nach wie vor ein erhebliches Potenzial zur wirtschaftlichen Einsparung von Energie. 
Einsparpotenziale der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite können einen substan-
ziellen Beitrag dazu leisten, dass Deutschland seine Klimaschutzziele kostengünstig 
erreicht und dass die Importabhängigkeit insbesondere von fossilen Energieressourcen 
sinkt. Doch trotz der bestehenden politischen Lenkungsinstrumente zur Steigerung der 
Energieeffizienz werden große Einsparpotenziale (insbesondere im Gebäudebestand) 
nach wie vor nicht ausreichend adressiert.  

Auf europäischer Ebene wird in diesem Zusammenhang die so genannte Energieein-
sparquote – auch bekannt als Weißes Zertifikate System – als mögliches Lenkungsin-
strument diskutiert, das einige Länder (z.B. Italien, Großbritannien, Frankreich; New 
South Wales/Australien und in einigen Bundesstaaten der USA) auch schon in der Pra-
xis verfolgen. Ferner will die EU-Kommission prüfen, ob die Einführung von Weiße 
Zertifikate Systemen ein probates Mittel für das Erreichen der europaweiten Einsparzie-
le darstellt. 

In Deutschland wurde eine Diskussion, inwieweit die Einsparquote ein geeignetes In-
strument darstellt, bisher in der Tiefe nicht geführt. Wir gehen deswegen in diesem Ar-
beitspapier der Kernfrage nach, inwiefern mit einer Energieeinsparquote als möglichem 
sektorübergreifenden, budgetunabhängigen und vor allem marktorientierten Lenkungs-
ansatz ein Impuls zur Steigerung der nachfrageseitigen Energieeffizienz in Deutschland 
gesetzt werden könnte.  

Die Untersuchung konzentriert sich auf die nachfrageseitigen Einsparpotenziale im Be-
reich des Strom- und Wärmeverbrauchs. Der entsprechende Energieverbrauch des Ver-
kehrssektors wird hierbei nicht berücksichtigt. 

1.2 Aufbau des Arbeitspapiers 
Das Arbeitspapier ist folgendermaßen aufgebaut: 

• Kapitel 2 stellt die Rahmenbedingungen für die Erschließung von Einsparpotenzia-
len in Deutschland dar. Dies umfasst eine Grobübersicht über die nachfrageseitigen 
Einsparpotenziale, die wesentlichen Erschließungshemmnisse, den rechtlichen 
Rahmen sowie neue Lenkungsansätze, die derzeit im politischen Raum diskutiert 
werden.  

• Kapitel 3 erläutert die Grundelemente einer Energieeinsparquote auf der Basis han-
delbarer Zertifikate. 
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• Kapitel 4 gibt eine grobe Übersicht über die Umsetzung des Lenkungsansatzes im 
europäischen Ausland, hierbei insbesondere die Systeme in Großbritannien und Ita-
lien. 

• Kapitel 5 diskutiert die dem Instrument der Einsparquote zugrunde liegenden we-
sentlichen konzeptionellen Fragen (z.B. Wahl des Quotenverpflichteten, Festlegung 
der Quotenhöhe, Festlegung zulässiger Maßnahmen, Festlegung der Baseline, 
Nachweisführung, Sanktionsmechanismen) und stellt die mögliche Umsetzungsele-
mente sowie Ausgestaltungsoptionen für eine Energieeinsparquote in Deutschland 
dar.  

• Kapitel 6 erläutert die Grundelemente und Ausgestaltungsoptionen für ein mit der 
Einsparquote optional verbundenem Zertifikatesystem. 

• Kapitel 7 diskutiert das Verhältnis der Einsparquote zu bestehenden Klimaschutz-
Instrumenten, die Auswirkungen auf den Bereich der nachfrageseitigen Energieeffi-
zienz haben (z.B. Emissionshandel, Energieeinsparverordnung (EnEV), Energie-
verbrauchskennzeichnungsverordnung (EnVKV)). Darauf aufbauend werden Optio-
nen zur Integration bzw. Abgrenzung umrissen. 

• Kapitel 8 nimmt eine generelle funktionale Bewertung des Instruments der Einspar-
quote vor. Darauf aufbauend werden einige grundlegende Ausgestaltungsmerkmale 
der Quote mit dem Lenkungsansatz eines Energiesparfonds verglichen, sowie Mög-
lichkeiten der Integration diskutiert. 

• Kapitel 9 identifiziert den weiteren Forschungsbedarf. 
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2 Rahmenbedingungen für die Erschließung von Energieein-
sparpotenzialen 

2.1 Die Bedeutung der nachfrageseitigen Energieeffizienz für den Klima-
schutz 

Die Steigerung der nachfrageseitigen Energieeffizienz ist einer der Schlüssel für erfolg-
reichen Klima- und Ressourcenschutz sowie zur Verbesserung der Versorgungssicher-
heit. Den meisten klimaschutzorientierten Energieszenarien liegt die Annahme zugrun-
de, dass neben dem Ausbau der erneuerbaren Energien der Gesamtbedarf an Energie 
drastisch reduziert werden muss, um die langfristigen Klimaschutzziele zu erreichen. 
Einsparmaßnahmen sollen dafür sorgen, die Lücke zwischen dem Bedarf an Energie 
und dem Angebot an erneuerbaren Energien sukzessive zu schließen.  

Obwohl eine Vielzahl an Energieeffizienzmaßnahmen zu wirtschaftlichen Bedingungen 
realisiert werden könnte und bereits ein umfangreicher Mix an Lenkungsinstrumenten 
existiert, besteht ein hohes Umsetzungsdefizit bei der Nutzung vorhandener Einsparpo-
tenziale. Auch mangelt es trotz Liberalisierung des Strom- und Gasmarktes an einem 
Wettbewerb zwischen Energieversorgern und Energiedienstleistern mit entsprechenden 
Anreizen zur Steigerung der Energieeffizienz auf der Nachfrageseite. Dies, obwohl eu-
ropäische Vorschriften für den Binnenmarkt für Strom und Erdgas1 explizit die Ener-
gieeffizienz und die Nachfragesteuerung als Alternative zur Ausschreibung neuer Lie-
ferkapazitäten vorsehen. 

Das Thema Energieeffizienz ist inzwischen zumindest programmatisch auch auf der 
politischen Agenda fest verankert: So strebt die Bundesregierung an, bis 2020 die ge-
samtwirtschaftliche Energieproduktivität gegenüber dem Jahr 1990 zu verdoppeln. Mit 
welchen Maßnahmen auf der Nachfrageseite das ambitionierte Einsparziel erreicht wer-
den soll, wird jedoch nur in Bruchstücken sichtbar: Beispielsweise enthalten der Koali-
tionsvertrag, der 10-Punkte Plan des Wirtschaftsministeriums (BMWi 2006a) für mehr 
Energieeffizienz im Nachfragebereich sowie der Bericht der Arbeitsgruppe 3 „For-
schung und Energieeffizienz“ zum Energiegipfel am 9. Oktober 2006 (BMU/BMBF 
2006) nur wenige konkrete Einzelmaßnahmen, etwa die Aufstockung des CO2-
Gebäudesanierungsprogramms oder ein Marktanreizprogramm zur Steigerung Energie-
effizienz von Kleineren und Mittleren Unternehmen (KMU). Eine umfassende Effi-
zienzstrategie fehlt bis dato. 

Im Jahr 2007 jedoch will die Bundesregierung ein energiepolitisches Gesamtkonzept 
vorlegen, das Versorgungssicherheit, tragbare Energiekosten sowie wirksamen Klima-
schutz in effizienter Weise miteinander verknüpfen soll und eine Richtung für die an-
stehenden Investitionen in unsere Energieversorgung vorgibt (BMWi/BMU 2006).  

                                                 
1  Z.B. Richtlinien 2003/54/EG und 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 

Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarkt 
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2.2 Grobübersicht nachfrageseitiger Einsparpotenziale 
Der Endenergieverbrauch Deutschlands verteilt sich folgendermaßen auf die verschie-
denen Verbrauchssektoren: 26% Industrie, 29% Verkehr, 29% Haushalte, 16% GHD 
(Gewerbe, Handel, Dienstleistungen) (BMWi 2006b). Zwischen 1995 und 2005 stieg 
insbesondere der Endenergieverbrauch der privaten Haushalte an, allein für Wohnen um 
rund 3,5% (UBA 2006). Die Gründe dafür liegen in Veränderungen bei der Struktur der 
Haushalte (mehr Single-Haushalte), mehr Wohnfläche pro Person und einem weiter 
steigenden Ausstattungsgrad privater Haushalte mit Elektrogeräten.2

Die Einspar- und Effizienzpotenziale auf der Nachfrageseite liegen für die privaten 
Haushalte vor allem in den Bereichen Raumwärme, Stromverbrauch von Elektrogeräten 
und im Verkehr (der hier nicht betrachtet wird). Bei der Raumwärme liegen die Effi-
zienzpotenziale vor allem bei der Verbesserung des Wärmeschutzes im Gebäudebestand 
und bei der Effizienz der Wärmeerzeugung. Letzteres umfasst den Einsatz effizienter 
Heizkessel (Brennwertkessel) und Heizungspumpen, den Umstieg auf Brennstoffe mit 
geringerer Klimawirkung (z.B. Öl oder Strom → Gas) sowie die korrekte Dimensionie-
rung des gesamten Heizungssystems. Bei einer energetischen Sanierung des gesamten 
heutigen Bestandes an Wohngebäuden auf Niedrigenergiehausniveau könnten zwischen 
60 und 70% der Heizenergie in Wohngebäuden eingespart werden (Enquete 2002 und 
UBA 2006).  

Weitere Einsparpotenziale der Haushalte liegen bei Stromanwendungen. Durch den 
Ersatz alter Haushaltsgeräte durch hocheffiziente Geräte könnten für den Betrieb von 
Waschmaschinen, Geschirrspülern und Kühl-Gefrierkombinationen jährliche Einspa-
rungen von über 7 Mrd. kWh erreicht werden. Das entspricht etwa 5,8% des Strom-
verbrauchs der Haushalte (UBA 2006).  

Weitere Einsparungen könnten durch Änderungen an der Gerätekonfiguration (z.B. 
Warmwasseranschluss für Waschmaschine und Geschirrspüler) und durch geändertes 
Nutzungsverhalten realisiert werden. Die verhaltensbedingten Potenziale umfassen eine 
gesteigerte Nutzungseffizienz von Geräten, z.B. durch volle Auslastung sowie nut-
zungsoptimale Temperaturwahl von Waschmaschinen. Im erweiterten Sinn gehört hier-
zu auch der partielle und bewusste Verzicht auf Energiedienstleistungen z.B. in Form 
einer Reduktion der Raumtemperatur oder des Verzichts auf einen Wäschetrockner. Bis 
2020 könnten in den privaten Haushalten 6,4% des Energieverbrauchs durch Verhal-
tensänderungen eingespart werden (Brohmann et al. 2000). 

Noch größer ist das Potenzial durch die Einsparung von Leerlaufverlusten: Diese betra-
gen in Privathaushalten und Büros jährlich rund 22 Mrd. kWh, wovon allein 17 Milliar-
den Kilowattstunden auf die Privathaushalte zurückgehen (UBA 2006). 

                                                 
2  Eine detaillierte Übersicht der nachfrageseitigen Einsparpotenziale für die im Rahmen des vorliegen-

den Arbeitspapiers relevanten Sektoren (Private Haushalte, Industrie, GHD) findet sich z.B. in Böde 
et al. 2000, Brohmann et al. (2000), Enquete (2002), Kleemann (2003), Schlomann et al. (2004), 
Thomas et al. (2006). 
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In der Industrie bestehen nach wie vor große Einsparpotenziale im Bereich Prozess-
wärmeerzeugung sowie den Querschnittstechnologien Elektromotoren, I&K, Druckluft, 
Pumpen und Beleuchtung. 

2.3 Bestehende Erschließungshemmnisse 
Trotz Unterstützung durch die bisherigen Lenkungsinstrumente (vgl. Kapitel  2.4.2) 
konnten die Einsparpotenziale auf Seiten der Energieverbraucher nicht in ausreichen-
dem Maße erschlossen werden, weil eine Reihe an Hemmnissen besteht (COM 2005, 
RNE 2004, Mundaca et al. 2005).  

Die Potenziale verteilen sich auf eine große Anzahl verschiedener Akteure, insbesonde-
re auf Privathaushalte, deren Ansprache sehr aufwändig ist. Weiterhin verteilen sich die 
Einsparpotenziale auf viele kleinteilige Maßnahmen, die jede für sich oft nur einen ge-
ringen Beitrag zum gesamten Effizienzziel beisteuern. Beispielsweise handelt es sich in 
einem einzigen Haushalt um so unterschiedliche Maßnahmen wie den Einsatz von E-
nergiesparlampen, die Anbringung einer Wärmedämmung, den Ersatz alter Elektrogerä-
te durch energiesparende Modelle oder Änderungen im Verbrauchsverhalten.  

Zudem haben die Kosten für Strom und Wärme häufig nur einen relativ geringen Anteil 
an den gesamten Lebenshaltungskosten der betroffenen Akteure. Private Verbraucher 
nehmen überdies oftmals keinen direkten Zusammenhang zwischen der Verbrauchsent-
scheidung (also z.B. ein Elektrogerät in einer bestimmten Weise zu nutzen) und der 
später anfallenden Strom- oder Gas/Ölrechnung wahr. 

Aber auch bei vorhandenen Kenntnissen über die Energiekosten im eigenen Haushalt ist 
der Such- und Entscheidungsaufwand für Energiesparmaßnahmen für den Einzelnen 
erheblich, so dass schließlich viele wirtschaftliche Maßnahmen durch Informationsdefi-
zite nicht zustande kommen, insbesondere da viele Verbraucher häufig die erhöhten 
Investitionskosten im Vergleich zu den bei der Nutzung eingesparten Kosten falsch ein-
schätzen (RNE 2004). Gleichzeitig empfinden zahlreiche Verbraucher, dass die Trans-
aktionskosten, die durch die Informationsbeschaffung entstehen, oft höher sind als die 
Einsparungen, die z.B. durch den Kauf eines energiesparenden Geräts erzielt werden 
können. Die beschriebenen Hemmnisse führen in vielen Fällen sogar dazu, dass selbst 
solche Einsparmaßnahmen nicht durchgeführt werden, die eine sehr kurze Amortisati-
onsdauer aufweisen und sich damit für die betroffenen Akteure schon in kurzer Zeit 
refinanzieren würden.  

Hemmnisse beschränken sich jedoch nicht nur auf die Verbraucher. Oftmals versäumen 
es auch die Akteure auf der Angebotsseite, also z.B. Anbieter von Elektrogeräten und 
Heizkesseln oder auch Architekten, energiesparende Maßnahmen aktiv anzubieten, 
bzw. Verbraucher ausreichend über die verschiedenen Handlungsoptionen zu informie-
ren.  

Ein weiteres Problem liegt in der Umsetzung von Einsparmaßnahmen, die zwar aus 
volkswirtschaftlicher Perspektive rentabel sind, die jedoch nicht dem betriebswirtschaft-
lichen Kalkül der betroffenen Akteure entsprechen. Das klassische Beispiel für diese 
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Hemmniskategorie ist das Investor/Nutzer-Dilemma.3  Darüber hinaus besteht in eini-
gen Bereichen ein Vollzugsproblem der gesetzlichen Standards. Das beste Beispiel da-
für ist die Energieeinsparverordnung (EnEV). Viele von der EnEV geforderte Sanie-
rungsmaßnahmen im Gebäudebestand werden nicht realisiert, weil eine wirksame Voll-
zugskontrolle durch die Bundesländer fehlt (Kleemann 2003). 

2.4 Politische Rahmenbedingungen 
2.4.1 Die Energieeffizienzrichtlinie 

Die EU-Richtlinie (2006/32/EG) über Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen 
verpflichtet alle EU Mitgliedstaaten, zwischen 2008 und 2017 ihren Endenergie-
verbrauch jedes Jahr um 1% zu senken. Hierbei handelt es sich um ein indikatives, also 
kein verpflichtendes Ziel. Das Einsparziel berechnet sich als Absolutmenge und bezieht 
sich auf den Jahresverbrauch der letzten fünf Jahre vor Umsetzung der Richtlinie. Damit 
ist das Einsparziel unabhängig von der allgemeinen Verbrauchsentwicklung: Steigt der 
absolute Energieverbrauch eines Landes stark an, führt das Einsparziel also lediglich zu 
einer Dämpfung der allgemeinen Verbrauchskurve. 

Neben der Förderung von Endenergieeffizienz auf der Nachfrageseite verfolgt die 
Richtlinie auch das Ziel, einen Markt für Energiedienstleistungen zu schaffen. Als mög-
liche Instrumente zur Umsetzung nennt die Richtlinie die Ausschreibung von Energieef-
fizienzmaßnahmen, die aktive Nachfragesteuerung als Alternative zu neuen Energielie-
ferkapazitäten sowie die Einführung eines Systems für Einsparzertifikate (Weiße Zerti-
fikate), ohne dabei explizit die Energieeinsparquote als mögliches Lenkungsinstrument 
zu nennen. 

Die Wahl der Maßnahmen bleibt letztlich den Mitgliedsstaaten vorbehalten. Doch müs-
sen sie alle drei Jahre in Form eines Energieeffizienz-Aktionsplans (EEAP) darstellen, 
mit welchen Maßnahmen sie die vereinbarten Einsparziele erreichen wollen. Auf der 
Basis der Erfahrungen über die ersten drei Jahre der Anwendung der Richtlinie prüft die 
Kommission, „ob ein Vorschlag für eine Richtlinie vorgelegt werden sollte, um das 
Marktkonzept der Energieeffizienzverbesserung durch „Einsparzertifikate“ weiter zu 
entwickeln“. 

Flankierend zur Effizienz-Richtlinie verabschiedete die Kommission im Oktober 2006 
einen Aktionsplan für Energieeffizienz (COM 2006). Der Aktionsplan umfasst insbe-
sondere zehn vorrangige Maßnahmen in allen Energiesektoren, die unverzüglich einge-
leitet und durchgeführt werden sollten. Verbrauchsseitig werden u.a. die Festlegung 
bzw. Verschärfung von Mindestnormen für die Effizienz und Kennzeichnung von Gerä-
ten/Anlagen, von Effizienzanforderungen an Gebäude (Niedrigstenergiehäu-

                                                 
33  Dies tritt klassischerweise in Mietwohnungen auf, in denen der Vermieter die Investition für eine neue 

Heizung oder Isolierfenster nur in begrenztem Maße auf die Mieter übertragen kann, während die 
Mieter von sinkenden Heizkosten profitieren. Selbst wenn sich in dieser Konstellation eine für alle 
Beteiligten wirtschaftliche Lösung finden lässt, ist der Weg dorthin in der Regel aufwändig und erfor-
dert viel Sachverstand. 
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ser/Passivhäuser), die Erleichterung der Finanzierung von Effizienzinvestionen seitens 
KMU und Energiedienstleistern sowie die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für Ener-
gieeffizienz als vordringliche Maßnahmen genannt.  

2.4.2 Bisheriger Instrumentenmix 

Bisher fördert die Bundesregierung die nachfrageseitige Einsparmaßnahmen indirekt 
über Steuern (z.B. Ökosteuer) oder über sektor- bzw. maßnahmenbezogene Instrumente 
(z.B. EnEV oder EnVKV). Daneben gibt es auf Ebene des Bundes, der Länder und 
Kommunen zahlreiche Förderprogramme der öffentlichen Hand sowie entsprechende 
Programme, die von den Energieversorgern finanziert und abgewickelt werden. Als 
bedeutendstes Förderprogramm ist hierbei das CO2-Gebäudesanierungsprogramm zu 
nennen, dass die Bundesregierung in 2006 erheblich aufgestockt hat.  

Der Koalitionsvertrag sowie der Bericht „Forschung und Energieeffizienz“ zum Ener-
giegipfel im Oktober 2006 (BMU/BMBF 2006) nennen weitere Instrumente, deren Ein-
führung die Bundesregierung diskutieren will. Dazu gehören u.a. eine Effizienzinitiative 
(Energieeffizienzfonds) für Kleinere und Mittlere Unternehmen (KMU), eine Verschär-
fung der EnEV, eine Dynamisierung der Energieverbrauchskennzeichnung sowie die 
Festlegung verbindlicher Mindesteffizienzstandards für energieintensive Geräte und 
Anlagen in Anlehnung an die Öko-Design-Richtlinie.4  

Viele der bisher praktizierten Lenkungsinstrumente – insbesondere aus der Gruppe der 
monetären Förderinstrumente – werden aus öffentlichen Haushalten finanziert. Dies 
wiederum geht mit zwei wesentlichen Nachteilen einher: Zum einen sind budgetfinan-
zierte Förderinstrumente vor dem Hintergrund angespannter öffentlicher Haushalte in 
ihrer Wirkungsbreite oft beschränkt, zum anderen garantieren Instrumente dieserart in 
der Regel keine langfristig verlässlichen Förderbedingungen. Die regelmäßige Anpas-
sung des zur Verfügung stehenden Fördervolumens und der Förderbedingungen bedingt 
ein von Verunsicherung geprägtes Investitionsklima auf Seiten der Marktakteure. Dies 
wiederum kann ein starkes Hemmnis für eine stetige Marktentwicklung darstellen.5

2.4.3 Neue Instrumente in der Diskussion 

Als neues und gleichzeitig sektorübergreifendes Lenkungsinstrument wird in Deutsch-
land bisher ein Energieeffizienz oder Energiesparfonds diskutiert.6 Das Grundprinzip 

                                                 
4  Richtlinie 2005/32/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2005 zur Schaffung 

eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energiebe-
triebener Produkte und zur Änderung der Richtlinie 92/42/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
96/57/EG und 2000/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

5  Ein Beispiel für die Probleme budgetfinanzierter Förderinstrumente zeigt das Marktanreizprogramm 
für erneuerbare Energien. Verschlechterte Förderbedingungen führten in 2002 zu einem starken Ein-
bruch der neu installierten Solarkollektorfläche und in Folge davon zu einer deutlichen Investitionszu-
rückhaltung der Kollektorhersteller. Dadurch kam es zu einer Neubewertung der Finanzierungsrisiken 
seitens der Banken und unter dem Strich zu einer Verteuerung der Produktion. Trotz der positiven Ge-
samtwirkung des Förderprogramms wurde damit keine optimale Marktentwicklung erreicht. 

6  Einige Länder, z.B. Dänemark und Norwegen, haben einen entsprechenden Effizienzfonds eingerich-
tet. 
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des Effizienzfonds besteht in der Ausschreibung von Einsparprogrammen, die von loka-
len oder regionalen Akteuren vor Ort umgesetzt werden. Die Idee ist also, Energieein-
sparziele mit Hilfe wettbewerblicher, offener oder spezifischer Ausschreibungen für 
Einsparmaßnahmen möglichst kostengünstig zu erreichen. Der Fonds kann damit als 
Lenkungsansatz betrachtet werden, der marktorientierte Elemente integriert. 

Der Fonds selbst übernimmt die zentrale Anschubfinanzierung, Koordination und Steu-
erung der Einsparprogramme. Über die Ausgestaltung der Förderelemente lassen sich 
langfristige Ziele (z.B. Maßnahmen- bzw. Technologiediversifizierung) in geeigneter 
Weise ansteuern. Verschiedenen Ausgestaltungsoptionen eines Effizienzfonds für 
Deutschland werden detailliert in Irrek/Thomas (2006) diskutiert. Zentrale Elemente des 
Effizienzfonds betreffen die Fondsfinanzierung, die Organisationsform und die Aktivi-
täten, die durch den Fonds gefördert werden. 

Ein weiteres sektorübergreifendes Lenkungsinstrument, das derzeit häufig angeführt 
wird, ist der Top Runner-Ansatz, der in Japan verfolgt wird und der angebotsseitig an-
setzt. Das Top Runner-Programm hat eine 100%ige Marktdurchdringung der energieef-
fizientesten Produkte zum Ziel, indem es für die Hersteller von energieverbrauchenden 
Geräten verbindliche Höchstverbrauchsstandards einführt, die über die Jahre strenger 
werden. Hierfür wird zu einem Stichtag eine Marktübersicht über den Energieverbrauch 
verschiedener Nutzungstechnologien erstellt (Beispielsweise Haushaltsgeräte). Der 
Verbrauch des effizientesten Geräts wird als zukünftiger Standard für die gesamte 
Branche gesetzt, den nach einer festgelegten Frist von einigen Jahren alle Anbieter er-
füllen müssen. Hersteller die den Standard nicht erfüllen können, drohen Strafzahlungen 
oder ein Verkaufsverbot. Der Top-Runner-Ansatz kann auf verschiedene Produktgrup-
pen in verschiedenen Sektoren angewendet werden.7 Der Ansatz ist budgetunabhängig. 

Als drittes sektorübergreifendes und gleichzeitig marktorientiertes Lenkungsinstrument 
wird ein Quotensystem für nachfrageseitige Energieeinsparmaßnahmen diskutiert, Ge-
genstand unseres Arbeitspapiers.  

                                                 
7  In Japan umfasst das Programm derzeit 20 Produktgruppen einschließlich PKW und LKW 

(Stinglwagner 2006). 
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3 Das Prinzip der Energieeinsparquote mit handelbaren Zertifi-
katen 

3.1 Grundprinzipien der Quotensteuerung 
Im Rahmen der Kategorisierung umweltpolitischer Lenkungsinstrumente sind Quoten-
regelungen der Mengensteuerung zuzuordnen. In den letzten Jahren haben mengensteu-
ernde Lenkungsinstrumente erheblich an Bedeutung gewonnen. Das prominentste Bei-
spiel ist der europäische Emissionshandel. Daneben haben zahlreiche Länder Quotenre-
gelungen beispielsweise zur Förderung erneuerbarer Energien im Stromsektor oder als 
Anreizinstrument für den Einsatz biogener Treibstoffe (Biokraftstoffquote) eingeführt. 

Das umweltökonomische Grundprinzip einer Quotenregelung basiert darauf, dass be-
stimmte Akteursgruppen verpflichtet werden, ein mengenmäßig festgelegtes umweltpo-
litisches Ziel (z.B. Minderungsziel für eine Umweltbelastung, Ausbauziele für nachhal-
tige Technologien) anteilig zu erfüllen. Durch die Einführung eines Wettbewerbmarktes 
– dies versucht man in den meisten Fällen durch die Einrichtung eines Zertifikate-
systems zu gewährleisten – soll das Einspar- oder Ausbauziel möglichst kosteneffizient 
erreicht werden. Die Kosteneffizienz der Quotenregelung begründet sich im Idealfall 
darauf, dass die Mengensteuerung einen Suchprozess induziert, über den die kosten-
günstigsten Zielerfüllungspotenziale identifiziert werden; zum anderen, dass einzelne 
Marktteilnehmer nur einen sehr begrenzten Einfluss auf die Entwicklung des Marktprei-
ses haben. 

Ein weiteres Charakteristikum einer Quotenregelung besteht darin, dass durch die Fest-
legung eines Ausbau- oder Minderungsziels automatisch eine Nachfrage nach quotener-
füllenden Handlungen induziert wird, die wiederum auf den Marktpreis der entspre-
chenden Handlungen wirkt. In der Regel führt eine solch meist staatlich induzierte 
Nachfrage zu einem entsprechenden Preisanstieg (im Vergleich zu einem unregulierten 
Marktpreis), der wiederum Anreize setzt, quotenerfüllende Handlungen vermehrt anzu-
bieten (also z.B. neue Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien in 
Betrieb zu nehmen). Dieser Mechanismus entspricht der Förderwirkung der Quotenre-
gelung.  

3.2 Das Prinzip der Energieeinsparquote 
Im Rahmen der Energieeinsparquote wird eine bestimmte Akteursgruppe dazu ver-
pflichtet, in einem festgelegten Zeitraum (Verpflichtungsperiode) durch geeignete Maß-
nahmen eine bestimmte Energiemenge einzusparen. Hierfür wird zunächst ein verbind-
liches quantitatives Einsparziel politisch beschlossen und anschließend auf die ver-
pflichteten Parteien (z.B. in Anknüpfung an die jeweiligen Marktanteile) umgelegt (vgl. 
Abbildung  3-1). Darüber hinaus wird festgelegt, welche Einsparmaßnahmen zulässig 
im Sinne der Quotenregelung sind. In der Regel wird dabei eine Einschränkung auf 
nachfrageseitige Maßnamen vorgenommen. 

24 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

Die betroffenen Unternehmen können ihrer Einsparverpflichtung entweder durch die 
Initiierung von nachfrageseitigen Maßnahmen realisieren (z.B. durch Prämienprogram-
me für den Erwerb besonderes effizienter Haushaltsgeräte) oder durch den Zukauf von 
Weißen Zertifikaten. Diese wiederum werden für solche Maßnahmen ausgestellt, die zu 
einer Energieeinsparung gegenüber einem festgelegten Referenzpfad (Baseline) führen. 

Verpflichtete Unternehmen, die mehr Energie einsparen, als die Quote fordert, können 
die „überschüssigen“ Zertifikate an andere Unternehmen verkaufen. Energiedienstleis-
tungsunternehmen (z.B. Contractoren), die selber keiner Einsparverpflichtung unterlie-
gen, können ebenfalls Zertifikate erzeugen und am Handel teilnehmen.8

Abbildung  3-1: Schema eines Energieeinsparquoten-Systems 
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Quelle: Eigene Darstellung 

In Abbildung  3-1 sind die verpflichteten Unternehmen im grau hinterlegten Kasten dar-
gestellt (V1-V3). Diese führen aus Seiten ihrer Kunden (K1-K9) nachfrageseitige Ener-
gieeinsparmaßnahmen durch. Energiedienstleister bilden ein Mittelglied zwischen den 

                                                 

 8  Wie in Kapitel 5.10 ausführlich diskutiert, kann es im Rahmen von Übertragungsregeln zulässig sein, 
anstelle des Verkaufs überschüssiger Zertifikate, diese in die nächste Verpflichtungsperiode zu über-
tragen und sie dort geltend zu machen. 
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Kunden und den Versorgern (= EDL in der Abbildung). Sie agieren entweder im Auf-
trag eines quotenverpflichteten Unternehmens (d.h. führen in dessen Auftrag die ent-
sprechenden Einsparmaßnahmen durch) oder bieten unabhängig verschiedenen Kun-
dengruppen Einsparprogramme an. In jeder Verpflichtungsperiode müssen die ver-
pflichteten Unternehmen einer Abwicklungsbehörde gegenüber den Nachweis der Er-
füllung der Einsparvorgabe führen. In Italien und Großbritannien handelt es sich dabei 
um die Regulierungsbehörde, in Frankreich ist es beispielsweise das Industrieministeri-
um in Zusammenarbeit mit dem französischen Umweltamt Agence de l'Environnement 
et de la Maîtrise de l'Energie (ADEME). 

Im Grunde genommen könnte auf die Einführung des Zertifikatesystems verzichtet 
werden. Gleiches gilt für den freien Handel der Zertifikate. In letzterem Fall würde sich 
die Funktion der Zertifikate auf den reinen Nachweis für die erbrachten Einsparungen 
beschränken. Der Handel der Zertifikate soll jedoch die Kosteneffizienz des Lenkungs-
instruments fördern: Durch einen Marktprozess sollen diejenigen Maßnahmen identifi-
ziert werden, die am günstigsten sind (vergleiche Abbildung  3-2). Kann ein Unterneh-
men über seine eigene Einsparverpflichtung hinaus weitere Einsparmaßnahmen günsti-
ger realisieren, als der Zertifikatspreis am Markt liegt, so kann es durch die Realisierung 
entsprechender Maßnahmen sowie den Verkauf der damit verbundenen überschüssigen 
Zertifikate einen Gewinn erzielen (markierter Gewinn im blauen Balken). Doch auch 
die Käufer solcher Zertifikate können von diesem Mechanismus profitieren (markierter 
Gewinn im roten Balken), nämlich dann, wenn sie lediglich Zugang zu Einsparpotenzia-
len haben, die zu höheren Kosten als der Zertifikatspreis zu realisieren wären.  

Abbildung  3-2: Potenzielle Kostensenkung durch unterschiedliche Potenzialerschlie-
ßungskosten bei verschiedenen verpflichteten Parteien (Akteure A und 
B) 
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Quelle: Eigene Darstellung 
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Der Zertifikatehandel schafft damit Flexibilität und die Chance einer ökonomisch effi-
zienteren Zielerfüllung im Rahmen des allgemeinen Einsparziels. Dies gilt zumindest 
solange, wie die Transaktionskosten des Zertifikatehandelssystems nicht höher als die 
damit zu erzielenden Effizienzgewinne ausfallen. 
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4 Umsetzung im Ausland  

4.1 Energy Efficiency Commitment in Großbritannien 
Die britische Effizienzpolitik umfasst verschiedene Bausteine aus den Bereichen der 
Ordnungspolitik und der monetären Anreize sowie Informationsprogramme. Neben der 
Effizienzquote sind hier vor allem Standards für Gebäude und Geräte, Modernisie-
rungsprogramme für Wohnbaugesellschaften und Hausbesitzer und Programme zur Re-
duzierung von Energiearmut9 zu nennen (DEFRA 2004). 

Bereits 1994 wurden die britischen Stromversorger verpflichtet, Effizienzprogramme 
für Haushalte und andere Kleinverbraucher durchzuführen. In der Zeit von 1994 bis 
2002 haben drei Energy Efficiency Standards of Performance (EESoP) den Energiever-
sorgern konkrete Einsparziele vorgegeben, verpflichtet waren dabei Unternehmen mit 
mehr als 50.000 Kunden. Das gesamte Einsparziel und dessen Allokation auf die ein-
zelnen Unternehmen legte die Regulierungsbehörde, das Office of Gas and Electricity 
Markets (OFGEM), fest. In 2000 wurden auch die Gasversorger in die Einsparverpflich-
tungen eingebunden (Lechner 2005, Environmental Audit Committee 2003). 

Im Jahr 2002 löste das Energy Efficiency Commitment 2002-2005 (EEC1) die EESoP 
ab. Das EEC1 erfasst eine größere Zahl an Haushalten, da fortan alle Strom- und Gas-
versorger mit mehr als 15.000 Kunden der Quoten unterliegen. Derzeit handelt es sich 
dabei um zwölf Unternehmen. Auf diese Weise stieg die Einsparverpflichtung und wird 
gegenüber dem letzten EESoP 3 verdreifacht (Thomas et al. 2002). Die Ziele werden 
nun vom Umweltministerium vorgegeben, der Regulierungsbehörde obliegen die Um-
setzung und das Monitoring.  

Die Allokation des Einsparziels erfolgt nach dem Volumen des Energieabsatzes der 
einzelnen Versorger. Die Einsparvorgaben wachsen progressiv mit der abgesetzten E-
nergiemenge, da größere Unternehmen im Rahmen ihrer Einsparprogramme einfacher 
Skaleneffekte realisieren können als kleinere Unternehmen. Je mehr Kunden ein Ver-
sorger hat, desto höher liegt also das Einsparziel je Kunde. 

Das Einsparziel wird für Endenergie in sog. Fuel-standardised Energy (Einheit 
kWh FS) festgelegt, womit nicht nur Einsparungen von Strom und Gas angerechnet 
werden können, sondern auch von Kohle und Öl. Die Zielgröße Fuel-standardised E-
nergy berücksichtigt die spezifischen CO2-Emissionen pro Kilowattstunde der verschie-
denen Endenergiearten.10 Auf diese Weise erhalten die Versorger einen Anreiz, Ein-
sparmaßnahmen durchzuführen, die zu einer höheren spezifischen Treibhausgasminde-
rung führen. Angesichts des Umrechnungsaufwands und der schlechten Vergleichbar-
                                                 
9  Von Energiearmut („energy poverty“) ist die Rede, wenn ein Haushalt mehr als 20% seines Einkom-

mens für Energie ausgeben muss. Die Situation wird in der Regel dadurch verschärft, dass Haushalte 
mit geringen Einkommen häufiger über ineffiziente Geräte und schlecht gedämmte Häu-
ser/Wohnungen verfügen und damit hohe spezifische energiebedingte Ausgaben haben. 

10  Hierfür wird die eingesparte Energie mit brennstoffspezifischen Faktoren multipliziert: 0,557 für 
Kohle; 0,801 für Strom; 0,353 für Gas; 0,398 für Flüssigpetroleum und 0,464 für Öl. 
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keit wird mittlerweile diskutiert, die Bezugsgröße zu wechseln (auf Treibhausgasemis-
sionen oder Endenergieeinheiten). 

Im Rahmen des EEC1 lag die gesamte Einsparverpflichtung bei 62 TWh FS. In dieser 
ersten Verpflichtungsperiode von 2002 bis 2005 wurden damit etwa 0,32 Mio. t CO2 
eingespart, entsprechend rund 0,3% des nationalen Kiotoziels mit Basisjahr 1990. In der 
zweiten Verpflichtungsperiode 2005-2008 (EEC211) liegt das Ziel für die Energieein-
sparung mit 130 TWh FS mehr als doppelt so hoch und es werden Einsparungen von 
knapp 0,5 Mio. t CO2 erwartet. Trotz einer Verdopplung des Einsparziels wird sich die 
korrespondierende CO2-Minderung wahrscheinlich nicht verdoppeln, da sich durch ver-
änderte Förderbedingungen ein etwas anderer Maßnahmenmix ergeben wird als im 
EEC1. Beispielsweise wird erwartet, dass stromeinsparende Maßnahmen vermehrt 
durch wärmeseitige Maßnahmen ersetzt werden – mit entsprechenden Auswirkungen 
auf die CO2-Bilanz.  

Zur Finanzierung der Energiesparmaßnahmen legen die Versorger die entsprechenden 
Kosten auf die Kunden von Strom und Gas um. Für Kunden, die von keiner Maßnahme 
profitieren, bedeutet dies eine Mehrbelastung, die mit den Programmen von GBP 1,00 
(1994) auf nun GBP 3,60 (EEC1) pro Jahr und Energieträger gewachsen ist – das ent-
spricht aktuell ca. EUR 5,35. Die Kunden, die jedoch eine Effizienzmaßnahme erhalten, 
sparen durch die sinkende Energierechnung insgesamt ein. Das EEC beinhaltet eine 
Sozialklausel, die vorsieht, dass mindestens die Hälfte aller Maßnahmen (auf Basis der 
eingesparten Energie) in Haushalten mit geringem Einkommen stattfinden muss. 

Prinzipiell werden von der Regulierungsbehörde sämtliche Maßnahmen anerkannt, für 
die eine Energieeinsparung nachgewiesen werden kann; es gibt aber auch eine Liste mit 
definierten Standard-Maßnahmen sowie den damit korrespondierenden spezifischen 
Energieeinsparungen. Die gesamte antizipierte Energieeinsparung über die Lebensdauer 
einer Maßnahme wird zu deren Beginn in einem zentralen Register notiert und kann in 
der entsprechenden Verpflichtungsperiode im Rahmen der Quote geltend gemacht wer-
den.  

Zertifikate im eigentlichen Sinne werden nicht vergeben. Mit Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde OFGEM ist allerdings ein bilateraler Handel zwischen verpflichteten Par-
teien möglich. Die verpflichteten Unternehmen nehmen diese Möglichkeit bisher jedoch 
nicht in Anspruch, da sie es in Erwartung schärfer werdender Ziele vorziehen, Einspa-
rungen zwischen den einzelnen Verpflichtungsperioden zu verschieben. Hierbei ist die 
unbegrenzte Übertragung von Energieeinsparungen von einer Verpflichtungsperiode in 
die nächste möglich (EEC1 nach EEC2), sofern ein Versorger bereits die Ziele für die 
laufende Verpflichtungsperiode erfüllt hat (Lees 2006). Die übertragenen Einsparungen 
werden jedoch nicht zu 100% angerechnet, sondern jährlich um 3,5% abgezinst, um 
Effizienzsteigerung der Referenzsituation zu berücksichtigen (vgl. dazu auch Kapitel 
 5.6). 
                                                 
11  The Electricity and Gas (Energy Efficiency Obligations) Order 2004. Statutory Instrument 2004 No. 

3392. Download unter http://www.opsi.gov.uk/si/si2004/20043392.htm  
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Im Rahmen des EEC wird für bestimmte Maßnahmen ein zusätzlicher Anreiz geschaf-
fen, indem mehr als die erzielten Einsparungen angerechnet, d.h. Einsparungen aus vor-
her definierten Maßnahmen mit einem festgelegten Faktor (sog. Uplift Faktor) größer 
eins multipliziert werden. Diese Möglichkeit besteht, wenn der Gesetzgeber beispiels-
weise ein besonders großes Interesse an einer schnelleren Markttransformation spezifi-
scher Technologien hat. Dies war beispielsweise für effiziente Haushaltsgeräte im Rah-
men des EEC1 der Fall oder für das Angebot an Energiedienstleistungen im Rahmen 
beider EEC-Laufzeiten. Der Anteil solcher Maßnahmen am Gesamtziel ist auf 10% ge-
deckelt. 

Trotz einer langen Liste möglicher Standardmaßnahmen gingen während des EEC1 
98,7% der gesamten Energieeinsparungen auf lediglich 17 verschiedene Maßnahmen 
zurück (Lees 2006). Die am häufigsten durchgeführte Maßnahme (vgl. Abbildung  4-1) 
ist die Gebäudedämmung (v.a. Wände und Dächer), die 56% der gesamten Energieein-
sparung repräsentiert. Der Einsatz von Energiesparleuchten sorgt für 25% der Einspa-
rungen. Die Einführung energieeffizienter Haushaltsgeräte folgt mit 11%. 9% der Ein-
sparungen tragen Maßnahmen im Bereich der Gebäudeheizung bei. Die Einsparungen 
betreffen überwiegend Gas (48,5%) und Strom (44,3%).  

Abbildung  4-1 Sämtliche durchgeführte Maßnahmen in der ersten Verpflichtungspe-
riode in Großbritannien (inklusive Übertragungen nach EEC2) 

56%

24%

11%

9%

Gebäudeisolation

Energiesparleuchten

Haushaltsgeräte

Heizung

 
Quelle: OFGEM 2005 (Review) 

Die Umsetzung der Maßnahmen kann auf sehr unterschiedlichen Wegen erfolgen. Eini-
ge Versorgungsunternehmen verteilten beispielsweise kostenlos Energiesparleuchten an 
Haushalte. Hausbesitzer können die Kosten für sowohl in Eigenleistung erbrachte oder 
durch ausgewiesene Handwerksbetriebe durchgeführte Dämmmaßnahmen bei den E-
nergieversorgern abrechnen. Teilweise sind es aber auch Wohnbaugesellschaften, die in 
Kooperation mit den Energieversorgungsunternehmen Gebäude energetisch modernisie-
ren. Beim Ersatz alter Haushaltsgeräte durch energieeffiziente Modelle gewähren ver-
schiedene Einzelhändler eine Teilkostenerstattung, die sie anschließend bei den Ener-
gieversorgungsunternehmen geltend machen können. 
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Im Rahmen von EEC1 haben abgesehen von zwei Versorgern (TXU Energy und Atlan-
tic Electric and Gas)12 alle Unternehmen ihre Einsparziele erfüllt (OFGEM 2005) und 
damit das vorgegebene Einsparziel von 62 TWh FS erreicht. Hinsichtlich der Uplift-
Faktoren für effiziente Haushaltsgeräte und Energiedienstleistungen muss der Wert 
nach unten korrigiert werden. Die tatsächlich eingesparte Energie liegt bei 56,7 TWh. 
Inklusive der Übertragungen in die zweite Verpflichtungsperiode liegen die Einsparun-
gen mit 86,6 TWh FS jedoch deutlich höher. Für die zweite Verpflichtungsperiode (von 
April 2005 bis März 2008) sind damit bereits 19,5% des anvisierten Einsparziels erfüllt 
(OFGEM 2005).  

Tabelle  4-1: Gesamtbilanz des EEC1 (2002-2005) 

 Summe angerechnet in 
EEC1 
(inkl. Uplift-
Anteile) 

tatsächliche 
Einsparung ohne 
Uplift-Anteile 

Anteile 
Uplift 

Übertra-
gung nach 
EEC2 

Eingesparte 
Energie  
[TWh FS] 

86,6 61,2 56,7 4,5 25,4 

Quelle: OFGEM 2005 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht wurden die Maßnahmen im EEC1 für einen Preis von 
1,3 p/kWh für Strom und 0,5 p/kWh für Gas realisiert. Das ist deutlich unter den Kosten 
der durchschnittlichen Endkundenpreise für Energieträger, die in der entsprechenden 
Periode bei 6,7 p/kWh (Strom) bzw. 1,7 p/kWh (Gas) liegen. 55% der Ausgaben für 
Energieeinsparmaßnahmen sind direkt in Maßnahmen für sozial schwache Haushalte 
geflossen (Lees 2006).  

Auf Seiten von OFGEM beliefen sich die direkten Kosten für die Administration des 
EEC1 über den gesamten Zeitraum von April 2002 bis März 2005 auf eine Million GBP 
(OFGEM 2005). Dazu kommen noch die Administrations- bzw. Transaktionskosten auf 
Seiten der verpflichteten Versorgungsunternehmen und gegebenenfalls Energie-
dienstleister. Hierfür liegen keine Abschätzungen vor. 

In den letzten Jahren konnte für Kühlgeräte und Waschmaschinen tatsächlich eine 
Markttransformation erzielt werden: Bei Waschmaschinen ist der Anteil der verkauften 
Geräte mit Energieeffizienzklasse A (EU-Standard) seit 1996/97 auf über 60% ange-
stiegen, bei Kühlschränken auf etwa 40% (vgl. Abbildung  4-2). Hierbei ist jedoch un-
klar, welcher Anteil davon singulär der Einsparquote zugeordnet werden kann bzw. 
welcher Anteil auf die Wirkungen der Energieverbrauchskennzeichnung zurückzufüh-
ren ist. Auch in Deutschland hat allein die Produktkennzeichnung vergleichbare Erfolge 

                                                 
12  Beide Unternehmen gingen in Konkurs. Eine Sanktionierung wurde deswegen nicht vorgenommen. In 

einem Fall hat die juristische Nachfolge einen Teil der Verpflichtung auf freiwilliger Basis übernom-
men.  
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erzielt. Hier beträgt nach eigenen Recherchen der Marktanteil verkaufter Kühlschränke 
mit Effizienzklasse A, A+ und A++ rund 60% (2004). 

Abbildung  4-2: Marktanteil energieeffizienter Kühlschränke und Waschmaschinen in 
Großbritannien 

 

Quelle: DEFRA 2004 

4.2 Effizienzzertifikate in Italien 
In der Vergangenheit waren in Italien vor allem hohe Steuern (etwa 75% des Strom- 
bzw. Gaspreises) und Mindeststandards die wichtigsten politischen Instrumente zur 
Steigerung der Endenergieeffizienz (IEA 2003). Außerdem dürfen Versorgungsunter-
nehmen seit 1995 auch einen Teil der Kosten für Energieeffizienzmaßnahmen über die 
Energierechnungen refinanzieren (Pagliano et al. 2003). 

Mit der Liberalisierung des Strom- und Gasmarkts kam eine gesetzliche Einsparver-
pflichtung auf der Basis eines Zertifikatesystems als weiteres Lenkungsinstrument hin-
zu. Die Einsparverpflichtung gilt für Gas- und Stromverteilnetzbetreiber mit mehr als 
100.000 Endkunden. Dazu gehören derzeit 8 integrierte Strom- und 22 Gasversorgungs-
unternehmen mit einem Marktanteil von 92% bzw. 60% (Bertoldi/Rezessy 2006). Diese 
sollen in der ersten Verpflichtungsperiode zwischen 2005 und 2009 5,8 MtOE/a Primär-
energie gegenüber einem Business-as-usual-Szenario einsparen (vgl. Tabelle  4-2), wo-
bei das jährliche Ziel im Laufe der Verpflichtungsperiode von insgesamt 0,2 MtOE auf 
2,9 MtOE gesteigert wird. Das Einsparziel bezieht sich auf sämtliche Nutzungen von 
Endenergie. 
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Tabelle  4-2: Jährlichen Einsparziele für Gas und Strom in der ersten Verpflich-
tungsperiode bis 2009 

Jahr Strom Gas Summe 
2005 0,1 MtOE/a 0,1 MtOE/a 0,2 MtOE/a 
2006 0,2 MtOE/a 0,2 MtOE/a 0,4 MtOE/a 
2007 0,4 MtOE/a 0,4 MtOE/a 0,8 MtOE/a 
2008 0,8 MtOE/a 0,7 MtOE/a 1,5 MtOE/a 
2009 1,6 MtOE/a 1,3 MtOE/a 2,9 MtOE/a 
Summe 3,1 MtOE 2,7 MtOE 5,8 MtOE 

Quelle: Zabot 2005 

Bis ins Jahr 2012 ließen sich durch Energiesparmaßnahmen auf der Nachfrageseite 24 
bis 29 Mt CO2 einsparen (vgl. Tabelle  4-3). Dies entspricht im Mittel 26% des italieni-
schen Kiotoziels (Pavan 2002). Die Einsparprojekte, die aus dem Quotensystem resul-
tieren, könnten hierbei CO2-Einsparungen zwischen 8 und 9 Mt pro Jahr beitragen (Ca-
pozza et al. 2006), was durchschnittlich 8% des Kiotoziels entspricht. Im Rahmen der 
italienischen Kiotoverpflichtung soll die Steigerung der Endenergieeffizienz den höchs-
ten Einzelbeitrag liefern. 

Tabelle  4-3: Nationale Aktionen zur Erreichung des Kiotoziels in Italien  

Maßnahme  2002 2006 2008-2012 
 Mt CO2 Mt CO2 Mt CO2/a 
Effizienz auf der Angebotsseite 4 bis 5 10 bis 12 20 bis 23 
Transport 4 bis 6 9 bis 11 18 bis 21 
Erneuerbare Energien 4 bis 5 7 bis 9 18 bis 20 
Endenergieeffizienz Industrie, 
Dienstleistung & Haushalte 6 bis 7 12 bis 14 24 bis 29 

Reduktion außerhalb des Ener-
giebereichs 2 7 bis 9 15 bis 19 

Summe  20 bis 25 45 bis 55 95 bis 112 

Quelle: PNNL (2006) 

Die Allokation der Einsparquote auf die verpflichteten Unternehmen erfolgt proportio-
nal zur verkauften Menge an Gas bzw. Strom, wobei es für Gas und Strom energieträ-
gerspezifische Minderungsvorgaben gibt (vgl. Tabelle  4-2). Die Verpflichtungshöhe 
eines einzelnen Unternehmens wird jährlich neu ermittelt, als Bezugsjahr gilt jeweils 
das vorletzte Jahr. Es müssen mindestens 50% des Einsparziels durch die direkte Ein-
sparung von Strom bzw. Gas erfolgen, die andere Hälfte kann auch durch Maßnahmen 
generiert werden, die in einer Anwendung einen Brennstoffwechsel initiieren (z.B. die 
Umstellung von Strom auf Gas) – vorausgesetzt es wird dabei Primärenergie eingespart. 
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Für Gas ist auch die Substitution durch erneuerbare Energieträger möglich (Pavan 
2005). Die energieträgerspezifische Formulierung der Einsparziele erfordert unter-
schiedliche Zertifikate für Strom, Gas und andere Brennstoffe. Entsprechend wird für 
die einzelnen Energieträger eine unterschiedliche Marktdynamik erwartet.  

Im Rahmen des italienischen Quotensystems werden drei verschiedenen Validierungs-
methoden zur Ermittlung der eingesparten Energiemenge angewandt: 

1. Default Approach: Verwendung generischer maßnahmenbezogener Werte, d.h. kei-
ne direkten Messungen des Energieverbrauchs 

2. Engineering Estimates: Entwicklung projektbezogener Algorithmen und Rückgriff 
auf einige spezifische Nutzungsdaten (z.B. Vollbenutzungsstunden) 

3. Energy Monitoring Plan: Kontinuierliches maßnahmenbezogenes Monitoring des 
Energieverbrauchs; der Monitoring Plan bedarf einer vorherigen Zulassung durch 
die italienische Regulierungsbehörde Autorità per l’Energia Elettrica e il Gas 
(AEEG).  

Die Energieeinsparungen, die auf der Basis rechnerischer Modelle (Engineering Estima-
tes) oder Messungen (Energy Monitoring Plan) erfasst werden, unterliegen auf diese 
Weise einer jährlichen Prüfung. Anerkannte Einsparungen berechtigen zur Ausstellung 
von Weißen Zertifikaten. 

In der ersten Verpflichtungsperiode werden Sparmaßnahmen aus allen Endenergieberei-
chen anerkannt, sowie Projekte aus dem Zeitraum von 2001 bis 2004 (Early Action), die 
von der Regulierungsbehörde akkreditiert wurden (Pavan 2005).  

Es gibt jedoch eine verbindliche Liste mit zugelassenen Maßnahmen13 und eine Min-
desteinsparung von 25 tOE, die jährlich pro Projekt erzielt werden muss, um den Auf-
wand für die Validierung und Zertifizierung der Primärenergieeinsparungen zu begren-
zen. Die erzielten Einsparungen einer Maßnahme werden den Energieversorgern über 
eine Zeitspanne von fünf Jahren angerechnet, für längerfristige Projekte können in Aus-
nahmefällen die Einsparungen bis zu acht Jahre lang angerechnet werden. Für langfris-
tig wirksame Projekte mit hohen Investitionssummen, wie z.B. die Installation von So-
larkollektoren, wurden Pilotstudien erstellt, die deutlich gezeigt haben, dass der An-
rechnungszeitraum für die Einsparungen dieser Maßnahmen verlängert werden sollte. 
Hier wird in Zukunft eine Anpassung vorgenommen werden.  

Die Ausgaben für weiche Maßnahmen (z.B. Informationskampagnen) werden zwar kos-
tenseitig anerkannt, aber nicht die dadurch möglicherweise erfolgten Einsparungen. Es 
ist jedoch möglich, weiche und harte Maßnahmen in Kombination durchzuführen, z.B. 
die Dämmung eines Gebäudes oder die Modernisierung eines Heizkessels in Form eines 
Prämienprogramms finanziell zu unterstützen und gleichzeitig eine Informationskam-
                                                 
13  Maßnahmen, die auf der Standardliste stehen, werden von der Regulierungsbehörde akzeptiert (gilt 

jeweils für eine Verpflichtungsperiode). Damit soll den Energieversorgungsunternehmen eine Pla-
nungsgarantie gegeben werden, die Anrechnungsmodalitäten dieser Maßnahmen werden auch bei 
neuen Erkenntnissen innerhalb einer laufenden Verpflichtungsperiode nicht verändert.  

34 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

pagne zur Heizenergieeinsparung durch geändertes Nutzungsverhalten durchzuführen. 
Im Falle einer solchen Kombination erhalten die Einsparungen der harten Maßnahmen 
einen Bonus von 5% (Pagliano et al. 2003). 

In Italien ist der Zertifikatehandel sowohl anonym über eine Börse als auch bilateral 
(over-the-counter) möglich (Bertoldi et al. 2005b). Am Handel können sowohl die Ver-
pflichteten als auch Dritte teilnehmen, wie z. B. Energiedienstleistungsunternehmen. 
Zur Flexibilisierung der Verpflichtung ist außerdem eine begrenzte Übertragung von 
Zertifikaten zwischen den Verpflichtungsperioden möglich. 

Für nicht geleistete Teilmengen der Verpflichtung kann derzeit die fehlende Menge an 
Zertifikaten innerhalb von zwei Jahren nachgereicht werden. Bei umfangreicher Nicht-
Erfüllung drohen den Versorgern Geldbußen, die mindestens in der Höhe der Investitio-
nen liegen sollen, die zusätzlich notwendig wären, um das entsprechende Einsparziel zu 
erfüllen.14 Die Strafzahlung orientiert sich am durchschnittlichen Marktpreis der Zerti-
fikate im vorherigen Jahr und hängt gleichzeitig vom Grad der Nichterfüllung ab. Ge-
naue Regelungen werden hierzu erst festgelegt. Die Gelder fließen in einen Fonds, aus 
dem Informations- und Trainingsprogramme zur Förderung von Energieeffizienz auf 
der Nachfrageseite finanziert werden (Capozza et al. 2006). 

AEEG ist für die gesamte Abwicklung des Quotensystems zuständig. Hierzu gehören 
die Erstellung von Richtlinien für die Maßnahmen und von Kriterien für die Kostener-
stattung, die Abnahme der Maßnahmen, die Zertifikaterstellung und insbesondere die 
jährliche Überprüfung der Zielerfüllung der verpflichteten Unternehmen (Oikonomou et 
al. 2004b). 

Abbildung  4-3: Umgesetzte Einsparmaßnahmen in Italien 
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Quelle: Capozza et al. 2006 
                                                 
14  Hierfür werden Maßnahmen der Standardliste zugrunde gelegt. 
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Im Rahmen der Quotenerfüllung überwiegen Projekte, zu deren Evaluierung 
Verbrauchsabschätzungen und Standardrechenverfahren zugrunde gelegt werden (s.o.). 
Das Monitoring mit individuellen Messungen (Energy Monitoring Plan) ist bisher nur 
zu etwa 10% verbreitet. Erste Auswertungen zeigen, dass bisher u.a. der Ersatz durch 
effiziente Haushaltsgeräte, effiziente Straßenbeleuchtung sowie der Einsatz von Kraft-
Wärme-Kopplung, Fotovoltaik und Nahwärme einen nennenswerten Anteil der erzielten 
Einsparungen ausmachen (Capozza et al. 2006, vgl. Abbildung  4-3). 

Im ersten Jahr der Einsparquote (2005 inklusive Early Action seit 2001) wurde eine 
Energiemenge von 0,28 MtOE eingespart, womit das vorgegeben Einsparziel von 
0,2 MtOE deutlich übertroffen wurde. Die Energieeinsparung hatte umgerechnet eine 
Vermeidung von 0,75 Mt CO2-Emissionen zur Folge. Die jährlichen Kosten betrugen 
rund EUR 0,64 pro Kunde (Capozza et al. 2006). In den Ergebnissen sind allerdings 
auch die Early Action Maßnahmen enthalten. Diese können in den zukünftigen Jahren 
deutlich weniger bzw. gar nicht mehr angerechnet werden. Somit müssen in den kom-
menden Jahren weitaus mehr Projekte initiiert werden, um die steigenden Einsparziele 
zu erreichen.  

Im direkten Vergleich der geplanten CO2-Reduktionen der Quotensysteme in Italien und 
Großbritannien wird deutlich, dass das italienische Ziel das engagiertere ist: Während 
im Rahmen des britischen EEC2 von 2006 bis 2008 insgesamt 0,5 Mt CO2 eingespart 
werden sollen, wurden durch das italienische Weiße Zertifikate System schon im ersten 
Berechnungsjahr (2005) 0,75 Mt CO2 eingespart. Zwar sind in diesem Wert noch Early 
Actions enthalten, die aus Maßnahmen resultieren, die vor der Einführung der Quoten-
regelung durchgeführt wurden, doch das Einsparziel verdoppelt sich in Italien nahezu 
jährlich, so dass auch in den folgenden Jahren deutlich höhere Emissionsminderungen 
angestrebt werden als in Großbritannien.  

4.3 Überblick 
Einen Überblick über die in Europa bestehenden Quotenmodelle für Energieeinsparun-
gen sind in folgender Tabelle aufgeführt. 
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Tabelle  4-4 Überblick über die in Europa bestehenden Quotenmodelle für Ener-
gieeinsparungen 

 Großbritannien 
(EEC2) 

Italien Frankreich Region Flandern 
(Belgien) 

Verpflichtete Strom- und Gas-
versorger mit 
mehr als 15.000 
Kunden 

Strom- und Gas-
netzbetreiber mit 
mehr als 100.000 
Kunden 

Alle Energiever-
sorger einschl. 
Brennstoffhändler 
ab einem jährli-
chen Verkaufsvo-
lumen von 40 
TWh 

Alle Stromverteil-
netzbetreiber un-
terhalb 70kV 

Einsparziel15 130,2 TWh Fuel-
Standardised E-
nergy (Endener-
gie) in der Ver-
pflichtungsperiode 
2005-2008 

2,9 MtOE/a (Pri-
märenergie) im 
5.Jahr nach In-
krafttreten der 
Regelung (2009) 

54 TWh über drei 
Jahre (Endenergie) 

0,58 TWh jährlich 
(Primärenergie, 
nicht nur für 
Stromerzeugung) 

Zeitliche 
Zurechnung 
der Einspa-
rung 

Einmalig für die 
gesamte Lebens-
dauer einer Maß-
nahme (ex-ante) 

Für Standardmaß-
nahmen einmalig 
(ex-ante), sonst 
periodisch  
(ex-post) 

Einmalig für die 
gesamte Lebens-
dauer einer Maß-
nahme (ex-ante) 

Einmalig für die 
gesamte Lebens-
dauer einer Maß-
nahme (ex-ante) 

Maßnahmen-
empfänger 

Nur Haushalte Alle Alle (inklusive 
Transportsektor) 
außer Anlagen im 
Wirkungsbereich 
des Emissions-
handels 

Haushalte und 
nicht-
energieintensive 
Industrie, Gewer-
be, Dienstleistun-
gen 

Sanktionen 
(optional 
Buy-out) bei 
Nichterfül-
lung 

Sanktion: Abhän-
gig von der Größe 
der Zielverfehlung 
(bis zu 10% des 
Unternehmensum-
satz) 
Buy-out: nein 

Sanktion: Abhän-
gig von dem Grad 
der Zielverfehlung 
und dem aktuellen 
Zertifikatspreis 
Buy-out: nein 

Buy-out: 2 ct/kWh Buy-out: 
10 ct/kWh, darf 
nicht in den Tari-
fen weitergegeben 
werden 

Zertifikate-
handel 

Ja, aber nur bilate-
raler Handel mit 
behördlicher Ge-
nehmigung 

Ja Ja Nein 

Quelle: Lees (2006), eigene Bearbeitung 

                                                 
15  Ein direkter Vergleich der Ziele ist angesichts der verschiedenen gewählten Einheiten nicht möglich. 

Wie ambitioniert die Ziele gewählt wurden, muss daher aus den Relationen zum Endenergie-
verbrauch, den erzielten Treibhausgaseinsparungen und den Kiotozielen der Länder abgeleitet werden. 
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5 Ausgestaltungsoptionen für die mögliche Einführung einer 
Energieeinsparquote in Deutschland 

Im Folgenden werden die Ausgestaltungselemente und konzeptionelle Fragen darge-
stellt, die für eine Einsparquote bedacht werden müssen: 

• Allokation von Verantwortung an einzelne Akteursgruppen:  
Wahl des Quotenverpflichteten, der quotenpflichtigen Bemessungsgrundlage sowie 
Festlegung der Quotenhöhe 

• Bezugsgröße des Einsparziels 

• Festlegung zulässiger Maßnahmen  

• Festlegung der Baseline (Ermittlung der Referenz) 

• Nachweisführung der Einsparungen 

• Sanktionen und Mechanismen zur Flexibilisierung des Marktes 

• Institutionelle Ausgestaltung und Übernahme der Kosten 

Die Optionen werden dabei immer entlang der Frage dargestellt und diskutiert, wie eine 
entsprechende Umsetzung der Einsparquote in Deutschland aussehen könnte. 

5.1 Festlegung der Quotenhöhe 
Die Höhe des im Rahmen der Einsparquote anvisierten Einsparziels sollte sich einer-
seits an den wirtschaftlichen Einsparpotenzialen, andererseits an den langfristigen poli-
tischen Einspar- und Effizienzzielen orientieren. Die Höhe des Einsparziels sowie deren 
zeitliche Entwicklung sollte per Rechtsnorm festgelegt werden. Ist das der Quote 
zugrunde liegende Einsparziel zu niedrig angesetzt, besteht die Gefahr, dass nur Busi-
ness-as-usual-Potenziale erschlossen werden (Quirion 2006) und gegenüber der Refe-
renzsituation keine Effizienzsteigerung stattfindet. Deshalb sollten nur solche Einspar-
maßnahmen angerechnet werden, die über die allgemeine Trendentwicklung hinausge-
hen (vgl. dazu auch Kapitel  5.7 und  5.6). 

Grundsätzlich können zwei Ansätze für die Festlegung eines Quotenziels differenziert 
werden: 

• Absolutes Einsparziel: Auf nationaler Ebene wird eine feste absolute Einsparmenge 
angestrebt (z.B. als starre Einsparmenge in Bezug auf eine vorausgegangene Refe-
renzperiode) 

• Absolutes Verbrauchsziel: Der nationale Endenergieverbrauch wird (im Sinne eines 
Caps vergleichbar dem Emissionshandel) insgesamt gedeckelt.  

Den ersten Weg verfolgt die EU Effizienzrichtlinie (vgl. Kapitel  2.4.1), indem sie einen 
Einsparrichtwert festlegt, der sich auf eine fünfjährige Referenzperiode vor Umsetzung 
der Richtlinie in den Mitgliedsstaaten bezieht. Selbst bei der Einhaltung des Einspar-
ziels kann die erreichte Energieeinsparung durch anderen Faktoren (Strukturwandel, 
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Verhaltenseffekte) überkompensiert werden, d.h. der absolute Energieverbrauch eines 
Landes steigen.  

Übertragen auf die Einsparquote würde den verpflichteten Akteuren ein quantitativer 
Einsparwert auferlegt, der sich auf einen Referenzwert in einem Referenzjahr bezieht, 
z.B. die abgesetzte Endenergiemenge eines Unternehmens in einer vergangenen Refe-
renzperiode. Alternativ lässt sich das Einsparziel in Relation zur Entwicklung eines 
zweiten (z.B. unternehmensspezifischen) Indikators, wie beispielsweise die Wirtschafts-
leistung (kWh/BIP), die verkaufte Energiemenge oder die Anzahl der Kunden, formu-
lieren. Unabhängig von der Zielbemessung muss in jedem Fall geklärt sein, auf welche 
Weise unstete Faktoren wie beispielsweise jährliche Witterungsschwankungen oder 
Änderungen in der Bevölkerungsstruktur berücksichtigt werden. Ferner muss bedacht 
werden, auf welche Weise der Reboundeffekt berücksichtigt wird.16

Bei einer absoluten Deckelung des Endenergieverbrauchs wäre anstelle der Einsparquo-
te eher ein „Cap and Trade“ System in Anlehnung an den Emissionshandel der geeigne-
te Instrumentenansatz. Hierbei würden zunächst „Endenergie-Verbrauchsrechte“ nach 
einem festgelegten Schlüssel auf eine Gruppe von verpflichteten Akteuren allokiert, die 
dann in einem zweiten Schritt über die Jahre hinweg sukzessive reduziert werden.  

5.2 Bezugsgröße des Einsparziels 
Das Einsparziel kann beispielsweise in Form eingesparter Endenergie, in Primärener-
gieeinheiten (Joule, kWh oder tOE) oder als eingesparte Treibhausgasemissionen (z.B. 
CO2-Äquivalenten) erfasst werden. Welche Bezugsgröße hierbei gewählt wird, hängt 
insbesondere davon ab, welche Maßnahmen im Rahmen der Einsparquote zulässig sind. 
Für bzw. gegen die verschiedenen Optionen sprechen folgende Aspekte: 

• Bezugsgröße Endenergie: Hierfür spricht der enge Bezug zum eigentlichen Ziel des 
Lenkungsinstruments (Energieeinsparung) sowie die einfache Handhabung (gerings-
ter Umrechnungsaufwand). Gegen die Bezugsgröße Endenergie spricht, dass sich 
Maßnahmen, die sich lediglich in der Primärenergie- bzw. Emissionsbilanz positiv 
auswirken, jedoch keinen Einfluss auf die Endenergiebilanz haben (z.B. Maßahmen, 
die einen Brennstoffwechsel initiieren, ohne dabei gleichzeitig eine Endenergieein-
sparung zu bewirken), keine Beiträge zur Quotenerfüllung beisteuern. Gleichzeitig 
werden keine Anreize gesetzt, prioritär möglichst diejenigen Maßnahmen durchzu-
führen, die den größten positiven Klimaschutzeffekt bewirken. 

                                                 
16  Verbesserungen im Bereich der Energieeffizienz ziehen in der Regel einen relevanten Reboundeffekt 

nach sich: Verbraucher tendieren dazu, das infolge einer Einsparmaßnahme frei gewordene finanzielle 
Budget in Dinge zu investieren, die ihrerseits wiederum in Energieverbrauch münden, entweder direkt 
durch erhöhten Komfort (z.B. erhöhte Raumtemperaturen nach einer Dämmmaßnahme) oder indirekt 
durch vermehrten Energieverbrauch in anderen Bedürfnisfeldern, z.B. in Form vermehrten Reisens. 
Der Reboundeffekt lässt sich in Form von Korrekturfaktoren bei der Festlegung der absoluten Ein-
sparziele berücksichtigen. Hierzu muss der direkte Reboundeffekt ex post abschätzen werden, indem 
die rechnerisch ermittelte Einsparung einer Maßnahme mit den real erzielten Einsparungen verglichen 
wird. Für kleinteilige Standardmaßnahmen lässt sich der durchschnittliche Reboundeffekt nur durch 
Stichproben ermitteln.  
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• Bezugsgröße Primärenergie: Gegenüber der Endenergie spiegelt die Bezugsgröße 
Primärenergie die Effizienz der Umwandlungskette wider. Damit profitieren auch 
Maßnahmen, die eine Umstellung auf andere Energieträger (z.B. Umstellung von 
Strom auf Erdgas) initiieren. Der Nachteil besteht darin, dass die Umrechnung einer 
Einsparmaßnahme in Primärenergieeinheiten zum einen mit einem größerem Auf-
wand verbunden, zum anderen die entsprechende Kommunikation der Einsparmaß-
nahmen im Verhältnis zur gewählten Bezugsgröße komplexer ist. 

• Bezugsgröße Treibhausgasemissionen: Diese Bezugsgröße spiegelt die Klimarele-
vanz verschiedener Brennstoffe wider. Sie ist mit vergleichbaren Vor- und Nachtei-
len wie die Bezugsgröße Primärenergie verbunden. Gleichzeitig wäre bei Wahl die-
ser Bezugsgröße zumindest theoretisch eine direkte Interaktion mit dem Emissions-
handel möglich.17 

Bei Wahl dieser Bezugsgröße muss des Weiteren auf eine korrekte Behandlung von 
Einsparmaßnahmen geachtet werden, die auf den ersten Blick zu keinen CO2-
Einsparungen führen. Hierunter fallen z.B. Stromsparmaßnahmen bei Kunden, die 
vollständig oder anteilig durch Strom aus erneuerbaren Energien (EE-Strom) ver-
sorgt werden. Da davon ausgegangen werden kann, dass der in Folge der Einspar-
maßnahme „freigesetzte“ EE-Strom auf jeden Fall einen anderen Abnehmer findet 
und dabei an anderer Stelle konventionellen Strom verdrängt, sollten auch solche 
Maßnahmen quotenerfüllend anerkannt werden.18

5.3 Welche Energieträger sollten der Quote unterliegen? 
Mit Einführung der Einsparquote muss festgelegt werden, welche Energieträger bzw. 
Brennstoffe der Einsparverpflichtung unterliegen. Aus ökologischer Rationalität sollte 
die Quote im Prinzip all diejenigen Endenergieträger adressieren, die entweder bei ihrer 
primärenergetischen Umwandlung oder bei ihrer Verwendung (Umwandlung in Nutz-
energie) zu klimaschädlichen Emissionen führen. Daraus folgt zum Beispiel, dass der 
Verkauf erneuerbarer Energieträger (z.B. Holzpellets, Strom aus erneuerbaren Ener-
gien) auf Seiten des Lieferanten keine Einsparverpflichtung auslöst. 

Mit Blick auf die Zielsetzung der Einsparquote, nachfrageseitige Einsparpotenziale zu 
erschließen, sollten v.a. die an Endkunden gelieferten Endenergieträger der Quoten-
pflicht unterliegen, da diese durch nachfrageseitig wirkende Einsparmaßnahmen einge-
spart werden können. Hierbei handelt es sich insbesondere um Strom, Heizöl, Erdgas, 
Flüssiggas und Kohleprodukte. Bei Einbezug des Verkehrssektors kämen die entspre-
chenden Kraftstoffe hinzu. Energieträger, beispielsweise Erdgas oder Kohle, die in ei-
nem Kraftwerk verstromt werden, wären in diesem Fall von der Quotenverpflichtung 
                                                 
17  Eine kritische Betrachtung der Möglichkeit der Kopplung der beiden Systeme findet sich in Kapitel 

 7.1.2. 
18  Dies ließe sich z.B. dadurch bewerkstelligen, indem für alle Maßnahmen zur Stromeinsparung ein 

vorgegebener spezifischer Referenzwert für die CO2-Einsparung pro eingesparter Kilowattstunde 
zugrunde gelegt wird. Dieser Wert sollte den Emissionsfaktor des durchschnittlichen bundesdeutschen 
Strommixes widerspiegeln. 
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ausgenommen, da der resultierende Strom unter die Quote fallen würde. Aus Praktikabi-
litätsgründen sollte zudem erwogen werden, auch die Kohle von der Quotenverpflich-
tung zu befreien (vgl. dazu Kapitel  5.4). 

Energieträger, die keiner energetischen Nutzung zugeführt werden, sollten ebenfalls von 
der Quotenverpflichtung ausgenommen werden. Hierunter fallen z.B. die stoffliche Ver-
wendung von Mineralöl und Erdgas in der chemischen Industrie. Dies erfordert, dass 
der Einsatzzweck der betroffenen Energieträger über die verschiedenen Handelsstufen 
verfolgt wird, um die gesamte abgesetzte Brennstoffmenge um den Anteil der nicht 
quotenpflichtigen Brennstoffe zu bereinigen. 

In jedem Fall müssen Erhebungs- oder Abrechnungsroutinen entwickelt werden, die die 
Bestimmung der relevanten pflichtbewehrten Energieträgermengen möglich machen. 
Hierbei sollten möglichst Synergien mit ohnehin schon vorhandenen Abwicklungsrou-
tinen im Kontext anderer Rechtsnormen erschlossen werden. Einen entsprechenden 
Verfahrensvorschlag stellen wir in Kapitel  5.5 dar. 

5.4 Wer sollte quotenverpflichtet werden?  
Bei der Frage, welche Akteursgruppe mit der Einsparquote belegt wird, spielen insbe-
sondere das Verursacherprinzip sowie die Abwicklungspraktikabilität eine wesentliche 
Rolle. Das Verursacherprinzip sollte den Begründungskontext dafür liefern, wieso die 
Quotenverpflichtung einer bestimmten Akteursgruppe, z.B. den Endkundenlieferanten 
für Strom und Gas, auferlegt wird. Das Kriterium der Abwicklungspraktikabilität wie-
derum ist wichtig für die Minimierung der Transaktionskosten des Systems. 

5.4.1 Verursacherprinzip 

Hinter dem Verursacherprinzip steht die Frage, in welchem Ausmaß verschiedene Ak-
teure für die ökologischen Auswirkungen zur Verantwortung gezogen werden können, 
die mit dem Verbrauch von Energie einhergehen. Aus juristischer Sicht spielt das Ver-
ursacherprinzip insofern eine Rolle, als hiervon die rechtlich zulässige Tiefe des Ein-
griffs in den Geschäftsbetrieb eines Unternehmens abhängt. Der Eingriff, den die Ein-
sparquote unbestritten darstellt, darf umso einschneidender sein, desto stärker die ent-
sprechenden Akteure für die ökologischen Auswirkungen zur Verantwortung gezogen 
werden können, die aus dem Verbrauch von Energie resultieren. 

Dem Verursacherprinzip folgend ließe sich die Verantwortung zunächst gut auf der E-
bene der Endverbraucher verorten, die letztlich für die Höhe ihres Energiekonsums ei-
genverantwortlich sind und überdies über das größte Einsparpotenzial verfügen. Ein 
weiterer positiver Nebeneffekt läge darin, dass im Falle einer direkten Einsparverpflich-
tung auf der Ebene der Endkunden diese für einen effizienten Umgang mit Energie sen-
sibilisiert würden. 

In der Praxis trägt diese Argumentation allerdings nur eingeschränkt: Da die End-
verbraucher ungenügend über Einsparmöglichkeiten informiert sind und energiesparen-
de Geräte nicht in ausreichendem Maße angeboten, gekennzeichnet und beworben wer-
den, kann man die Kunden auch nur begrenzt für ihren hohen Energieverbrauch verant-
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wortlich machen. Bei Mietwohnungen kommt das Investor-Nutzer-Dilemma hinzu, das 
oftmals auch rentable Energiesanierungsmaßnahmen verhindert.19 Gleichzeitig reprä-
sentieren die Endverbraucher die Gruppe, die angesichts ihrer Vielzahl und Verschie-
denheit am schwierigsten zu betreuen und einem Monitoring zu unterziehen wären. 

Nach dem Verursacherprinzip können grundsätzlich auch alle Akteure entlang der E-
nergieversorgungskette in die Pflicht genommen werden. Schließlich sind es die Ener-
gieversorger, die im Falle fossiler oder nuklearer Energieträger ein aus ökologischer 
Sicht problematisches Gut in Verkehr bringen oder weiterverteilen. So könnte die Quo-
tenverpflichtung auf der Ebene der Endenergielieferanten angesiedelt werden. Im Falle 
von Erdgas und Strom wären dies u.a. die Stadtwerke, im Falle von Heizöl und Flüssig-
gas die entsprechenden Einzelhändler. Ferner würde es sich hierbei um eine Akteurs-
gruppe handeln, die aufgrund ihrer Kundennähe geeignet wäre, Effizienzmaßnahmen 
bei den Endkunden umzusetzen. 

Grundsätzlich kämen auch die Hersteller oder der Einzelhandel für Haushaltsgeräten 
oder Heizungsanlagen als Quotenverpflichtete in Frage. Dies ließe sich damit begrün-
den, dass diese Akteursgruppe energieverbrauchende (also aus ökologischen Gesichts-
punkten problematische) Geräte in Verkehr bringt und letztendlich das Angebot sowie 
die damit verbundenen Marketingstrategien maßgeblichen Einfluss darauf haben, wel-
che Geräte die Kunden kaufen. Insbesondere der Einzelhandel hat damit eine große 
Verantwortung für die Struktur des derzeit abgesetzten Geräteparks, insbesondere für 
diejenigen Gerätegruppen, für die es bislang keine Pflichtkennzeichnung der Geräteeffi-
zienz gibt (vgl. dazu Kapitel  7.4). Der Einzelhandel wäre erst dann aus der Verantwor-
tung zu entlassen, wenn die Kunden für alle Gerätegruppen 

• über die Geräteeffizienz transparent informiert würden, 

• Aussagen zum Energieverbrauch und den Lebenszykluskosten (Anschaffung plus 
Unterhalt) fester Bestandteil der Produktwerbung und Sonderangeboten würden und 

• energiesparende Geräte in gleichem Ausmaß beworben würden, wie vergleichswei-
se Energie verschwendende Geräte. 

Neben den hier dargestellten Optionen könnte die Einsparverpflichtung auch den 
Betreibern der Verteilnetze für Strom und Gas auferlegt werden. Die Voraussetzung für 
eine solche Variante wäre jedoch, dass die Verteilnetzbetreiber unabhängig von Ver-
triebsinteressen wären, d.h. die bisher in der Regel immer noch vertikal integrierten 
Versorgungsunternehmen vollständig entflechtet wären. Der Vorteil dieser Verpflichte-
tenwahl läge darin, dass für einen von Vertriebsinteressen unabhängigen Verteilnetz-
betreiber die Durchführung einer Einsparmaßnahme zunächst per se nicht Absatz min-
dernd wirkt. Gleichzeitig verfügen Verteilnetzbetreiber durch die Netzanbindung über 

                                                 
19  Zwar ist es im Rahmen des Mietrechts zulässig, jährlich bis zu 11% der Kosten für eine energetische 

Sanierungsmaßnahme auf die Mieter umzulegen, doch setzt diese Möglichkeit in vielen Fällen keine 
ausreichenden Sanierungsanreize, insbesondere in Gegenden, die von einer hohen Nachfrage nach 
Wohnraum geprägt sind.  
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enge Kontakte zu den Verbrauchern, die wiederum die Zielgruppe für Einsparmaßnah-
men darstellen. Ein weiterer Vorteil wäre mit den Möglichkeiten der Kostenumlage der 
Einsparmaßnahmen auf die Verbraucher verbunden: Die Kosten für die verschiedenen 
Einsparprogramme ließen sich problemlos in Form eines Aufschlags in die Netzentgelte 
integrieren. Die Folge wäre (zumindest für Erdgas und Strom, nicht jedoch für flüssige 
Brennstoffe) eine größere Verteilgerechtigkeit, da verhindert würde, dass die Kosten 
lediglich auf einzelne Kundensegmente (z.B. Privathaushalte) abgewälzt werden (s. 
dazu auch Kapitel  5.11). 

Tabelle  5-1 Mögliche Optionen zur Allokation der Einsparverpflichtung 

Verpflichtete Akteursgruppe Pflichtauslösender Tatbestand 
Verbraucher  Kauf der unter die Verpflichtung fallenden 

Endenergieträger  
Endenergielieferanten an die Endverbraucher 
(z.B. Einzelhändler für Heizöl, strom- und 
gasliefernde Stadtwerke) 

Lieferung von Strom oder fossiler Brennstoffe 
an Endverbraucher 

Hersteller oder Importeure von fossilen Ener-
gieträgern 

Erstmaliges Inverkehrbringen von fossilen 
Energieträgern zur Strom- und Wärmeerzeu-
gung 

Hersteller von energieverbrauchenden Geräten 
(z.B. elektrische Geräte) oder z.B. Heizanla-
gen 

Herstellung (und damit Inverkehrbringen) der 
entsprechenden Geräte 

Einzelhandel für energieverbrauchende Geräte 
oder z.B. Heinzanlagen 

Verkauf der entsprechenden Geräte an End-
kunden 

Verteilnetzbetreiber Betrieb eines Verteilnetzes für Strom und Gas 
 

5.4.2 Abwicklungspraktikabilität 

Aus Praktikabilitätsgründen sollte darauf geachtet werden, dass die Abwicklung der 
Einsparquote mit möglichst geringem Transaktionsaufwand einhergeht. Dies wäre ins-
besondere dann gegeben, wenn bei den Abwicklungsroutinen auf bestehende Verfahren 
zurückgegriffen werden kann. Im Falle der Einsparquote bieten sich hier insbesondere 
die im Rahmen der Abwicklung des Energiesteuergesetzes (EnergieStG) sowie des 
Stromsteuergesetzes (StromStG) entwickelten Verfahren an. 

So könnte die Quotenverpflichtung bei denjenigen Unternehmen ansetzen, die nach den 
Bestimmungen des EnergieStG und StromStG zur Zahlung der Energie- bzw. 
Stromsteuer verpflichtet sind. Für Heizöl sowie Flüssiggas entsteht die Steuerschuld bei 
den Unternehmen, die Heizstoffe erstmals in den Verkehr bringen, i.d.R. also die Un-
ternehmen, die die entsprechenden Steuerlager betreiben (vgl. §8 EnergieStG). Konkret 
handelt es sich hier um die Hersteller (also z.B. die in Deutschland erdölfördernden Un-
ternehmen) sowie Importeure von für Heizzwecke bestimmten flüssigen Mineralölpro-
dukten (insbesondere leichtes Heizöl, Flüssiggas). Für Erdgas, Kohle und Strom liegt 
die Steuerpflicht bei denjenigen Unternehmen, die die entsprechenden Produkte an 
Endkunden liefern (vgl. §32 und 43 EnergieStG, §5 StromStG). 
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Insbesondere bei Erdgas, Kohle und Strom, für die die Steuerschuld auf der Ebene des 
Endkundenlieferanten liegt, ergibt sich das Problem, dass die Quote eine Vielzahl von 
Unternehmen treffen würde. Während jedoch bei Erdgas und Strom mit je etwa 500-
1.000 verpflichteten Unternehmen die Lage noch übersichtlich ist, ergibt sich für die 
Kohle ein größeres Problem. Hier müsste im Prinzip jeder Baumarkt, der in kleinen 
Mengen Kohle verkauft, quotenverpflichtet werden. Dies würde einen erheblichen 
Aufwand bei der Erhebung der relevanten Kohlemenge mit sich bringen. Vor diesem 
Hintergrund wäre es abzuwägen, die Kohle generell aus der Quotenverpflichtung aus-
zunehmen. Trotz der aus umweltpolitischer Sicht kontraproduktiven Signalwirkung, die 
mit einer solchen Regelung verbunden wäre, ließe sich der Schritt damit rechtfertigen, 
dass die Kohle im Raumwärmemarkt mit rund 3% schon heute nur noch eine geringe 
Rolle spielt, die auch zukünftig weiter abnehmen wird (BGW 2006).  

5.5 Festlegung der Einsparmenge verpflichteter Unternehmen 
Die Einsparquote basiert darauf, dass für jedes quotenverpflichtete Unternehmen für 
eine bestimmte Verpflichtungsperiode eine absolute Einsparmenge festgelegt wird. Die-
se wiederum hängt davon ab, welche absolute Menge an quotenpflichtigen Energieträ-
gern ein verpflichtetes Unternehmen in einer Bezugsperiode (z.B. das vorausgegangene 
Kalenderjahr) abgesetzt hat. 

Die Allokation des Gesamteinsparziels auf die quotenpflichtigen Unternehmen sollte 
nach deren jeweiligen Marktanteilen an den quotenpflichtigen Energieträgern erfolgen. 
Die Ermittlung der Marktanteile könnte in zwei Schritten erfolgen. Zunächst müsste 
ermittelt werden, in welchen Mengen jedes einzelne Unternehmen in der Bezugsperiode 
Energieträger veräußert, die generell von der Quote erfasst werden. Diese Mengen wä-
ren in einem zweiten Schritt von denjenigen Energieträgermengen zu bereinigen (Frei-
stellungsmengen), die von der Quotenverpflichtung ausgenommen werden, also z.B. 
Erdgaslieferungen an Kraftwerke oder Mineralöllieferungen für die stoffliche Verarbei-
tung in der chemischen Industrie.20 Aufbauend auf Schritt 1 und 2 ließe sich dann un-
ternehmensscharf die individuelle Einsparverpflichtung bestimmen. 

Die für Schritt 1 notwendigen Daten werden im Rahmen der Energie- bzw. Stromsteuer 
erhoben und liegen somit unternehmensscharf den Hauptzollämtern als zuständigen 
Finanzbehörden vor. Für die Bilanzierung der Freistellungsmengen wären Freistel-
lungsbescheide vorzulegen, die belegen, dass eine bestimmte Energieträgermenge in der 
Bezugsperiode von der Energiesteuer bzw. Stromsteuer befreit wurde. Hierzu müsste 
noch ein geeignetes Verfahren entwickelt werden, da sich die Problematik ergibt, dass 
in vielen Fällen die Steuerbefreiung durch die Letztverbraucher der quotenpflichtigen 
Energieträger geltend gemacht wird. Es sind also beispielsweise die Kraftwerksbetreiber 
oder Unternehmen des produzierenden Gewerbes, die die gesetzlich geregelte Steuerbe-

                                                 
20  Auch die Festlegung, welche Energieträger von der Quotenpflicht ausgenommen werden, sollte sich 

möglichst an den Steuerbefreiungs- bzw. Steuerermäßigungstatbeständen des EnergieStG bzw. 
StromStG orientieren, um auch hier möglichst viele Synergien mit der Abwicklung der entsprechen-
den Steuerverfahren zu erschließen. 
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freiung oder Steuerermäßigung bei den zuständigen Hauptzollämtern beantragen müs-
sen. Die entsprechenden Daten über die Freistellungsmengen werden also auf der Ebene 
der Hauptzollämter gar nicht bilanziert. 

Auch für Strom aus erneuerbaren Energien, der gemäß Kapitel  5.3 ebenfalls von der 
Quotenpflicht ausgenommen werden sollte, müsste ein entsprechendes „Befreiungsver-
fahren“ festgelegt werden. 

5.6 Festlegung der Baseline  
Der Entwicklung der Baseline kommt eine besonders wichtige Rolle zu. Die Baseline 
beschreibt eine Trendentwicklung, also eine Entwicklung des Energieverbrauchs in dem 
entsprechenden Referenzsystem, unter der Annahme, dass keine Einsparmaßnahmen 
durchgeführt werden, die über die Vorgaben des bestehenden Rechtsrahmens (z.B. die 
EnEV) hinausgehen. Erst unter Zugrundelegung der Baseline ist bestimmbar, ob eine 
Einsparmaßnahme als „zusätzlich“ eingeordnet werden kann, was wiederum eine 
Grundvoraussetzung für die Zulässigkeit im Rahmen der Einsparquote sein sollte (vgl. 
Kapitel  5.7). In Großbritannien nahm man beispielsweise an, dass im Rahmen des 
EEC1 wegen der nachfolgend geschilderten Effekte rund ein Fünftel aller Maßnahmen 
zu keinen zusätzlichen Einsparungen gegenüber der Baseline führen würden (Lees 
2006).21

Bei der rechnerischen Bestimmung der Baseline gehen eine Reihe an Faktoren ein, die 
einen Einfluss auf den Energieverbrauch haben. Dadurch wird zwar das Monitoring 
aufwändiger, doch nur so kann der Anspruch der Zusätzlichkeit der Maßnahmen gesi-
chert werden. Wichtig ist dabei, dass auch die Effekte erfasst werden, die zur Über-
schätzung der Einsparwirkung von durchgeführten Maßnahmen führen: 

• Alle energieverbrauchenden Geräte (z.B. Elektrogeräte) unterliegen Ersatzzyklen 
unterschiedlicher Länge im Zuge derer ein Altgerät durch ein in der Regel sparsa-
meres Neugerät ausgetauscht wird. Ersatzzyklen führen daher zu energiesparenden 
Investitionen, die auch ohne Einsparverpflichtung getätigt werden. Werden dabei al-
te Geräte lediglich durch neue Geräte nach dem Stand der Technik ersetzt, sind die 
damit einhergehenden Einsparungen nicht „zusätzlich“.  

• Zukünftige Technologieentwicklungen und Ausstattungsraten22 bestimmter Geräte 
sollten erfasst werden und als verbesserte Referenztechnologien Eingang in das Mo-
dell finden. Da die Energieeffizienz der Geräte über die Jahre steigt, vermag ein 
Kühlschrank, der z.B. vor fünf Jahren noch als besonders effizientes Modell bewer-
tet wurde, heute nur noch dem Stand der Technik entsprechen. Um diesen über die 
Jahre immer kleiner werdenden Vorteil abzubilden, sollte  

                                                 
21  Der Anteil der nicht-zusätzlichen Maßnahmen wurde bereits im Voraus abgeschätzt und die Quote um 

den entsprechenden Anteil erhöht. 
22  Darunter fällt auch eine veränderte Energienachfrage durch veränderte Bedürfnisse. Beispielsweise ist 

in den letzten Jahren der Stromverbrauch durch Kommunikationstechnologien signifikant gestiegen. 
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- die Anrechnungsdauer einer Maßnahme beschränkt werden, 

- im Falle der einmaligen Anrechnung der Einsparungen (vgl. Kapitel  5.8) diese 
über die gesamte Anrechnungsdauer einer Abdiskontierung unterliegen,23 

- bzw. im Falle der jährlichen Anrechnung der Einsparung (vgl. Kapitel  5.8) im-
mer der jeweilige Stand der Technik als neuer Referenzwert herangezogen wer-
den (was ebenfalls einer Abdiskontierung entspricht).  

- Außerdem sollte erwogen werden, ob für Einsparmaßnahmen, die beispielsweise 
den Einsatz energieeffizienter Produkte fördern, überhaupt eine Anrechnung er-
folgen sollte, wenn für die entsprechende Produktgruppe ein bestimmter Markt-
durchdringungsgrad erreicht wurde.  

• Schließlich sollte der Reboundeffekt adäquat berücksichtigt werden. Hierzu müsste 
eine geeignete Methode entwickelt werden, die im Kern auf der empirischen Erhe-
bung entsprechender Verhaltensmuster bei den Verbrauchern, insbesondere den pri-
vaten Haushalten, beruht.  

Bei der Festlegung der Referenzentwicklung kann das umfangreiche Know-how hilf-
reich sein, welches das Meth Panel im Rahmen des Clean Development Mechanism 
(CDM) entwickelt hat, bei dem ähnliche Baseline-Probleme zu lösen sind.24

5.7 Zulässige Einsparmaßnahmen 
Als Grundvoraussetzung sollte eine Einsparquote nur solche Maßnahmen zulassen, die 
das Zusätzlichkeitsprinzip erfüllen, also zu nachweisbaren und dauerhaften Energieein-
sparungen führen, die über einer antizipierten Ohnehin-Entwicklung (Baseline) liegen. 
Ferner sollten lediglich Maßnahmen anerkannt werden, die nachfrageseitig wirken.25 
Unter dem Dach dieser Grundmaxime sind jedoch zahlreiche weitergehende, dabei 
teilweise auch einschränkende Regelungen zu treffen. 

Generell sind folgende Wirkungszusammenhänge zu berücksichtigen: Mit steigender 
Vielfalt an zugelassenen Maßnahmen steigt die generelle ökonomische Effizienz des 
Instruments, gleichzeitig jedoch auch der Aufwand für das Monitoring und die Nach-
weismethodik der erzielten Einsparungen. Werden hingegen die zulässigen Maßnahmen 
                                                 
23  Beispielsweise wird in Italien jede Einsparung ab dem zweiten Jahr entsprechend dem Fortschritt der 

allgemeinen Energieeffizienz mit Faktoren zwischen 0,9 und 1,0 abdiskontiert (Pagliano et al. 2003), 
in Großbritannien werden die erzielten Einsparungen einer Maßnahme über die Lebenszeit mit 3,5% 
abdiskontiert (DEFRA 2004). 

24  Im Rahmen einer CDM-Maßnahme muss zur Bestimmung der entsprechenden CO2-Einsparung fest-
gelegt werden, welche Maßnahme anstelle des CDM-Projektes, also ohne Anreize aus dem CDM-
Mechanismus realisiert worden wäre. 

25  Angebotsseitige Effizienzmaßnahmen (z.B. Effizienzverbesserungen oder Brennstoffwechsel in einem 
Kraftwerk) sollten durch die Einsparquote nicht erfasst werden. Große Feuerungsanlagen (Feue-
rungswärmeleistung größer 20 MW) sind bereits über den Emissionshandel erfasst, weshalb eine An-
rechnung einer gesteigerten Energieeffizienz bei solchen Anlagen zwangsläufig zur doppelten An-
rechnung einer Maßnahme führen würde. Die sich daraus ergebenden Komplikationen werden in Ka-
pitel  7.1.1 diskutiert. 
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auf eine Standardliste leicht verifizierbarer Maßnahmen beschränkt, sinken zwar die 
Transaktionskosten, allerdings zu Lasten der ökonomischen Instrumenteneffizienz. 

Sowohl das italienische als auch das englische Quotensystem stellen den verpflichteten 
Akteuren Listen mit standardisierten Einsparmaßnahmen sowie entsprechende Validie-
rungsroutinen bereit. Darin nicht aufgeführte Maßnahmen sind zwar zulässig, müssen 
jedoch ein individuelles Zulassungsverfahren durchlaufen, um eine nachweisbare Ener-
gieeinsparung sicherzustellen. Nach den ersten Erfahrungen greifen die verpflichteten 
Unternehmen in den Ländern hauptsächlich auf Standardprojekte zurück.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Frage, ob bestimmte Maßnahmen stärker gefördert 
werden sollten. Dies ließe sich z.B. durch die Einführung von maßnahmenbezogenen 
Wichtungsfaktoren, unterschiedlichen Anerkennungszeiträumen oder technologie- bzw. 
maßnahmenspezifischen Teilquoten erreichen. In Großbritannien wurden z.B. Energie-
dienstleistungen sowie Maßnahmen, die den Einsatz energieeffizienter Geräte forcieren, 
besonders gefördert. Die erzielten Einsparungen durch diese Maßnahmen wurden mit 
entsprechenden Wichtungsfaktoren belegt.26 Derlei Maßnahmen sind jedoch auf einen 
Anteil von 10% am Gesamtziel begrenzt (DEFRA 2004). Die Rationalität hinter diesem 
Ansatz besteht darin, Maßnahmen zu fördern, die durch die Einsparquote nicht ausrei-
chend adressiert würden, da marktorientierte Instrumente (wie die Quote) der Theorie 
nach zunächst die kostengünstigsten Potenziale erschließen und erst zu einem späteren 
Zeitpunkt Innovationen anstoßen.  

Auch sollte darauf geachtet werden, Anreize zu setzen, Maßnahmen in sinnvollen Bün-
deln durchzuführen. Im Bereich der energetischen Gebäudesanierung wäre es bei-
spielsweise wünschenswert, wenn im Falle eines Kesselaustauschs gleichzeitig alte 
Umwälzpumpen ersetzt sowie insbesondere der bauliche Wärmeschutz verbessert wür-
den.  

Darüber hinaus müssen Regelungen definiert werden, wie Maßnahmen, die rein auf das 
Energieverbrauchsverhalten abzielen, im Rahmen der Einsparquote anerkannt werden. 
Beispielsweise können in Italien die verpflichteten Versorgungsunternehmen die Kosten 
von Aufklärungskampagnen auf den Tarifpreis umlegen, gleichwohl wird kein Beitrag 
zum Einsparziel angerechnet, da der notwendige Aufwand zur Bestimmung des Effekts 
durch Wohnungsbesuche und Nachmessungen zu teuer wäre. Erfolgen die Kampagnen 
jedoch in Kombination mit „harten“ Maßnahmen, erhalten diese einen Einsparbonus 
von 5%. Mit diesem Vorgehen werden entsprechende Verbraucherkampagnen für die 
Energieversorger attraktiv. Außerdem werden die Endkunden auf diese Weise auf die 
bestehenden Effizienzprogramme aufmerksam gemacht, was in gewissem Maße auch 
zur Kundenbindung führen kann.  

Als weitere Einschränkung wäre zu bedenken, quotenverpflichtete Unternehmen zu 
zwingen, einen Mindestanteil der zu erzielenden Energieeinsparung im Wirkungsbe-

                                                 
26  Für sparsame Haushaltsgeräte lag im EEC1 der Wichtungsfaktor bei 1,6 und für Maßnahmen mit 

Energiedienstleistungscharakter liegt er bei 1,5 (EEC1 und EEC2). 

47 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

reich der eigenen Kunden zu realisieren. Alternativ bzw. additiv dazu könnte erwogen 
werden, dass ein bestimmter Mindestanteil der Einsparquote durch Einsparprogramme 
im Bereich privater Haushalte erschlossen werden muss. Gleichzeitig sollte sicherge-
stellt werden, dass möglichst viele Kunden eines verpflichteten Unternehmens „Zu-
gang“ zu den entsprechenden Einsparprogrammen erhalten. Dies ist insbesondere dann 
wichtig, wenn verpflichtete Unternehmen die mit den Einsparmaßnahmen verbundenen 
Umsetzungskosten auf alle Kunden umlegen. Es sollte beispielsweise vermieden wer-
den, dass ein verpflichtetes Stadtwerk seine Einsparverpflichtung zur Gänze durch Ein-
sparprogramme bei Industriekunden erfüllt, die mit den entsprechenden Maßnahmen 
einhergehenden Kosten jedoch komplett oder anteilig auf seine Haushaltskunden über-
wälzt. 

5.8 Anrechnungszeitraum 
Ein weiteres wichtiges Ausgestaltungselement im Rahmen von Einsparquoten ist der 
Anrechnungszeitraum. Die beiden Hauptvarianten hierfür sind die jährliche (bzw. peri-
odische) oder die einmalige Anrechnung. Im Falle der jährlichen Anrechnung werden 
für eine Einsparmaßnahme bzw. die daraus resultierenden Einsparungen jedes Jahr Zer-
tifikate generiert. Im Falle einer einmaligen Anrechnung kann sich ein Akteur, nach 
vollständiger Implementierung einer Maßnahme sofort sämtliche Einsparungen anrech-
nen lassen, die über die gesamte Lebensdauer der Maßnahme erwartet werden. Die Be-
urteilung der beiden Varianten muss folgende Aspekte berücksichtigen: 

• Anrechnungsgenauigkeit: Der Vorteil der jährlichen Anrechnung besteht darin, dass 
sie eine zeitnahe und damit sehr genaue Bilanzierung erlaubt, insbesondere deswe-
gen, weil sie eine periodische Überprüfung der Einsparerfolge zulässt. Bei der ein-
maligen Anrechnung hingegen basiert die Menge ausgestellter Einsparzertifikate auf 
langfristigen Abschätzungen für die eingesparten Energiemengen. Die Variante 
birgt damit immer das Risiko, dass im Falle des „Versagens“ einer Einsparmaßnah-
me – dies wäre zum Beispiel dann der Fall, wenn die prognostizierte Einsparmenge 
nicht erreicht wird – Einsparzertifikate im Umlauf wären, die keine wirkliche Ein-
sparung repräsentieren. 

• Investitionssicherheit: Der Vorteil der einmaligen Anrechnung besteht darin, dass 
sie sich positiv auf die Investitionssicherheit für Einsparmaßnahmen auswirkt. Die 
Einsparzertifikate stehen auf einen Schlag zu Verfügung, Annahmen zur langfristi-
gen Preisentwicklung der Zertifikate müssen deswegen nicht direkt in die Wirt-
schaftlichkeitsrechnung einer Einsparmaßnahme einfließen. Bei der jährlichen An-
rechnung hingegen spielt die langfristige Preisentwicklung auf dem Zertifikatemarkt 
eine wesentliche Rolle für die ökonomische Beurteilung einer Maßnahme. Die ent-
sprechenden Langfristprognosen sind erfahrungsgemäß mit großen Unsicherheiten 
verbunden, die sich wiederum in Risikoaufschlägen auf den Zertifikatepreis mani-
festieren (vgl. dazu auch Kapitel  8.1).  

• Transaktionskosten: Diese fallen offenkundig im Falle der jährlichen Anrechnung 
höher aus.  
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Einen Kompromiss könnten Modelle darstellen, die zu Beginn einer Maßnahme eine 
Teilanrechnung der zu erwartenden Einsparung vornehmen (z.B. die Einsparungen der 
ersten zehn Jahre) und weitere Einsparungen von einem Monitoring abhängig machen. 

Für die Variante der jährlichen Anrechnung ergibt sich ein weiteres Problem, zumindest 
dort, wo der Einsparerfolg einer Maßnahme einer periodischen Validierung unterliegt. 
Wechselt beispielsweise der Kunde eines Versorgungsunternehmens, das diesem eine 
Einsparmaßnahme umgesetzt und finanziert hat, seinen Versorger, ist nicht mehr si-
chergestellt, dass der ursprüngliche Versorger noch „Zugang“ zu der entsprechenden 
Maßnahme hat. Dies wäre jedoch notwendig, um die Einsparungen zu bilanzieren, was 
wiederum die Grundlage dafür darstellt, Einsparzertifikate zu generieren und somit die 
Maßnahme zu refinanzieren. 

5.9 Nachweisführung der Einsparungen 
Für die Messung und Überprüfung der Energieeinsparungen sieht die EU Effizienz-
Richtlinie eine Kombination von Bottom-up und Top-down Verfahren vor. Diese wer-
den folgendermaßen definiert:  

• „Unter einer Top-down Berechnungsmethode ist zu verstehen, dass die nationalen 
oder stärker aggregierten sektoralen Einsparungen als Ausgangspunkt für die Be-
rechnung des Umfangs der Energieeinsparungen verwendet werden. Anschließend 
werden die jährlichen Daten um Fremdfaktoren wie Gradtage, strukturelle Verände-
rungen, Produktmix usw. bereinigt, um einen Wert abzuleiten, der ein getreues Bild 
der Gesamtverbesserung der Energieeffizienz vermittelt. Diese Methode liefert kei-
ne genauen Detailmessungen und zeigt auch nicht die Kausalzusammenhänge zwi-
schen den Maßnahmen und den daraus resultierenden Energieeinsparungen auf.“ 

• „Unter einer Bottom-up Berechnungsmethode ist zu verstehen, dass die Energieein-
sparungen, die mit einer bestimmten Energieeffizienzmaßnahme erzielt werden, in 
Kilowattstunden (kWh), in Joules (J) oder in Kilogramm Öläquivalent (kg OE) zu 
messen sind und mit Energieeinsparungen aus anderen spezifischen Energieeffi-
zienzmaßnahmen zusammengerechnet werden.“ 

Für eine möglichst genaue Erfassung der Energieeinsparungen muss die Baseline pro-
jektbasiert erfasst werden, also in einer Bottom-up Berechnung. Das bedeutet, dass zu 
jeder Standardmaßnahme eine Referenztechnologie sowie eine Referenzentwicklung 
existieren, gemäß der Leitfrage „Was wäre passiert, wenn die entsprechende Einspar-
maßnahme nicht durchgeführt worden wäre?“. Der Ansatz hat den Vorteil, dass die 
Wirkungszusammenhänge zwischen einer Maßnahme und der entsprechenden Energie-
einsparung besser nachgewiesen werden können.  

Bei den Bottom-up Verfahren muss zwischen Messungen und Schätzungen der Ein-
sparmengen unterschieden werden. Schätzungen sind die gebräuchlichere Methode (vgl. 
EU Effizienzrichtlinie). Sie können durch stichprobenartige Messungen verifiziert wer-
den. Voraussetzung des Bottom-up Ansatzes ist die Festlegung einer Baseline, gegen-
über der die Einsparung quantifiziert wird. Um die Kosten für deren Bestimmung zu 
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senken, können Benchmarks gebildet werden, beispielsweise nach dem Stand der Tech-
nik oder nach dem Durchschnitt des Bestands (Langniß/Praetorius 2006). In jedem Fall 
muss die Validierungsmethode einen Kompromiss zwischen den Kosten und der Genau-
igkeit des Verifizierungsverfahrens eingehen. Bei zu hohen Ansprüchen an die Genau-
igkeit würde die mögliche Kosteneffizienz des marktorientierten Ansatzes der Einspar-
quote von vornherein reduziert und im Extremfall vollständig zunichte gemacht.27

Eine gute Übersicht über verschiedene Methoden der Evaluierung von Effizienzpro-
grammen findet sich in SRCI et al. (2001), auf welches auch die EU-Effizienzrichtlinie 
verweist. Die Richtlinie legt ferner fest, dass die EU-Kommission spätestens zum 
01.01.2008 ein harmonisiertes Bottom-Up Modell vorlegen muss. Dieses könnte mögli-
cherweise als Grundlage für eine Nachweismethodik im Rahmen einer nationalen Ener-
gieeinsparquote dienen.  

5.10 Sanktionen und Mechanismen zur Flexibilisierung bzw. Stabilisierung 
des Marktes 

5.10.1 Sanktionen 

Durch Sanktionen kann gewährleistet werden, dass die individuellen Einsparverpflich-
tungen der betroffenen Unternehmen sowie die Regeln der Einsparquote (z.B. Berichte, 
Monitoring und Kontrollen) eingehalten werden. Prinzipiell können die selben Grund-
sätze für die Sanktionierung wie im Rahmen des Emissionshandels gelten. Demnach 
sollten Sanktionen „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ sein und für die Ak-
teure einen Anreiz darstellen, die Verpflichtungen des Systems einzuhalten.28

Bei einem starren Quotensystem ohne Übertragungsregeln (s.u.) bzw. für den Fall, dass 
ein quotenverpflichteter Akteur die Grenzen der Übertragungsregeln überschreitet, 
könnte eine Nachkaufpflicht an Zertifikaten in der nächsten Verpflichtungsperiode vor-
gesehen werden. Diese sollte den Fehlbetrag multipliziert mit einem Faktor größer Eins 
umfassen. Wenn also beispielsweise ein verpflichtetes Unternehmen versäumt, in einer 
bestimmten Verpflichtungsperiode durch geeignete Energiesparmaßnahmen seiner Ein-
sparverpflichtung mengenmäßig nachzukommen, wäre es verpflichtet, in der Folgeperi-
ode zusätzliche Einsparungen nachzuweisen, die dem X-fachen der Fehlmenge entspre-
chen. Darüber hinaus kann die Nachkaufpflicht auch mit einer Geldstrafe kombiniert 
werden, abhängig von der Höhe um die das Einsparziel verfehlt wurde. Die Strafe kann 
sich z.B. an der Höhe der durchschnittlichen Kosten der umgesetzten Einsparmaßnah-
men bemessen. 

                                                 
27  In diesem Zusammenhang muss angemerkt werden, dass letzten Endes für die meisten Lenkungsin-

strumente zur Förderung von Energieeinsparungen eine Baseline bestimmt werden muss. Insofern 
sind die damit verbundenen Kosten nicht ausschließlich als spezifische Kosten der Einsparquote zu 
betrachten sondern vielmehr als Kostenfaktor, mit dem sich auch andere Lenkungsinstrumente kon-
frontiert sehen (vgl. dazu auch Kapitel  8.2.2). 

28  Richtlinie 2003/87/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein 
System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung 
der Richtlinie 96/61/EG des Rates 
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5.10.2 Buy-out Option 

Unternehmen, die zu wenig Zertifikate zur Erfüllung ihrer Einsparverpflichtung erzeugt 
oder erworben haben, könnte die Möglichkeit eingeräumt werden, die fehlenden Zertifi-
kate über Kompensationszahlungen (Buy-out) abzudecken. Vergleichbare Mechanis-
men haben sich im Rahmen von Quotensystemen für Strom aus erneuerbaren Energien 
bewährt. Bei der Buy-out Option hängt das Maß der „Sanktionierung“, das einer sol-
chen Option entspricht, im Wesentlichen von der Höhe des Buy-out Preises ab. Liegt 
die erforderliche Zahlung nur unwesentlich über den erwarteten Marktpreis der Ein-
sparmaßnahmen, wäre der Sanktionierungsgrad moderat.   

Der Buy-out Preis würde per Rechtsnorm festgelegt und periodisch angepasst. Gleich-
zeitig bildet der Buy-out Preis eine Obergrenze für den Zertifikatpreis und schützt damit 
vor starken Preisausschlägen. Insofern gehört die Buy-out Option eher zu den Mecha-
nismen zur Flexibilisierung des Marktes als zu den Sanktionen (Deuber/Cames 2004). 
Gleichzeitig sollte die Höhe des Buy-out Preises in jeder Verpflichtungsperiode höher 
sein, als die antizipierten Grenzkosten der Einsparmaßnahmen in der entsprechenden 
Periode. Erst dann wäre für alle Verpflichteten ein ausreichend hoher Anreiz zugunsten 
der Durchführung von Einsparmaßnahmen gesetzt. Ein Möglichkeit, dies sicherzustel-
len, läge darin, die Höhe des Buy-out Preises an dem durchschnittlichen Preisniveau des 
Zertifikatemarkts zu orientieren, so dass beispielsweise der Buy-out Preis immer um 
25% über dem durchschnittlichen Zertifikatepreis liegt. 

Die über die Buy-out Option erzielten Einnahmen sollten für Investitionen in Energie-
sparmaßnahmen zweckgebunden sein – beispielsweise zur Speisung eines Einsparfonds 
(vgl. dazu auch Kapitel  8.2.3). Bei der Verausgabung der entsprechenden Mittel sollten 
insbesondere solche Einsparmaßnahmen gefördert werden, die durch die Quote ungenü-
gend adressiert werden (z.B. besonders innovative und damit u.U. noch teurere Maß-
nahmen). Für die Zweckbindung der Mittel ist eine entsprechende rechtliche Regelung 
erforderlich.  

5.10.3 Übertragungsregeln – Banking und Borrowing 

Parallel dazu schafft eine Übertragungsregel für überschüssige Zertifikate von einer 
Verpflichtungsperiode in die nächste Flexibilität für die verpflichteten Parteien. Die 
zeitliche Übertragung gibt den Versorgern beispielsweise die Möglichkeit, Skaleneffek-
te für viele Einzelmaßnahmen zu realisieren, die jedoch die aktuelle Zielvorgabe einer 
einzelnen Verpflichtungsperiode überschreiten würden.29 Andererseits muss auch be-
rücksichtigt werden, dass weitgehende Übertragungsregeln unter Umständen zu unge-
sunden Stop-and-go-Entwicklungen auf dem Effizienzmarkt führen, die wiederum ins-
besondere diejenigen Unternehmen betreffen, die den Energieeinsparmaßnahmen 
zugrunde liegenden Geräte herstellen (z.B. Energiesparlampen) bzw. Arbeiten ausfüh-
ren (z.B. Gebäudesanierungen). Wenn beispielsweise in einem Jahr viele Unternehmen 
                                                 
29  So wäre es beispielsweise denkbar, dass ein verpflichtetes Stadtwerk durch eine breit angelegte Kam-

pagne zur Förderung von Energiesparlampen auf einen Schlag die Einsparverpflichtung aus zwei Ver-
pflichtungsperioden erfüllt. 
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ihre Einsparverpflichtung stark übererfüllen und die überschüssigen Zertifikate in das 
Folgejahr übertragen, würden in diesem dann nur noch sehr wenige Einsparprojekte 
realisiert werden und der Markt für einzelne Effizienzmaßnahmen bzw. die damit ver-
bundenen Geräte im Extremfall kurzfristig einbrechen. Hier ließe sich beispielsweise 
durch eine nachträgliche Deckelung zulässiger Übertragungsmengen Abhilfe leisten.30

Übertragungsregeln betreffen sowohl das Banking von Zertifikaten als auch die Über-
tragung unerfüllter Verpflichtungen – das Borrowing von Zertifikaten. Im Falle des 
Bankings sollten auf Folgeperioden übertragene Einsparungen abgezinst werden, um 
der antizipierten Referenzentwicklung Rechnung zu tragen (vgl. Kapitel  5.6). Somit 
können die aktuellen Einsparungen zum späteren Anrechnungszeitpunkt nicht in voller 
Höhe geltend gemacht werden.  

Um das Erreichen des Mengenziels nicht zu gefährden, sollte das Borrowing ausge-
schlossen werden. Damit könnte auch auf umfangreiche Regelungen verzichtet werden, 
auf welchen Akteur beispielsweise im Fall eines Unternehmenskonkurses die „beliehe-
ne“ Einsparverpflichtung übergeht. 

5.11 Institutionelle Ausgestaltung und Übernahme der Kosten 
Sowohl in Italien als auch in Großbritannien überwacht der nationale Regulierer die 
Einhaltung der Quotenregelung. In Deutschland könnte diese Rolle entsprechend die 
Bundesnetzagentur übernehmen. Denkbar wäre es allerdings auch, die entsprechenden 
Aufgaben einer anderen Bundesbehörde wie dem Umweltbundesamtes zu übertragen. 

Die durch die Einsparquote induzierten Einsparmaßnahmen verursachen bei den ver-
pflichteten Unternehmen direkte und indirekte Kosten, die wiederum anteilig oder voll-
ständig auf die Kunden übergewälzt werden. Hierbei steht es dem betroffenen Unter-
nehmen frei, über welchen Schlüssel die entsprechenden Kosten auf die verschiedenen 
Kundengruppen verteilt werden. In der Praxis ist damit zu rechnen, dass die Kosten auf 
Marktsegmente mit besonders geringer Nachfrageelastizität verschoben werden, bei-
spielsweise die Haushaltskunden.31 Es wäre jedoch begrüßenswert, wenn der Verteil-
schlüssel zu einem gewissen Grad die Verteilung der Einsparmaßnahmen auf die ver-
schiedenen Kundensegmente widerspiegeln würde. Im Idealfall korrespondiert die Kos-
tenumlage mit den aus den Einsparmaßnahmen resultierenden Kosteneinsparungen, von 
denen die verschiedenen betroffenen Kundengruppen profitieren.  

 

                                                 
30  Darüber hinaus wirken möglichst lange Verpflichtungsperioden sowie das Vermeiden von gravieren-

den Änderungen in den Rahmenbedingungen des Systems über Verpflichtungsperioden hinweg zu-
sätzlich glättend. 

31  Umso wichtiger ist es, dass jede Kundengruppe prinzipiellen Zugang zu den angebotenen Einspar-
maßnahmen eines Unternehmens hat (vgl. Kapitel  5.7). 
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6 Ausgestaltungsoptionen für ein Zertifikatesystem 

Die ökonomische Effizienz des Instruments der Einsparquote hängt von zwei Faktoren 
ab, zum einen davon, ob die Ausgestaltung des Instruments im Detail sowie die allge-
meinen Rahmenbedingungen dazu führen, dass wirklich diejenigen Einsparmaßnahmen 
identifiziert und umgesetzt werden, die am kostengünstigsten sind. Zum anderen von 
der Höhe des Transaktionsaufwands, der mit der Abwicklung des Instruments einher-
geht. 

Damit die theoretisch erreichbaren Kosteneinsparungspotentiale realisiert werden kön-
nen, ist das Entstehen eines Wettbewerbsmarktes abzusichern.32 Neben den hierfür not-
wendigen Ausgestaltungsmerkmalen im Rahmen des Instrumentendesigns bietet sich 
dabei die Einrichtung eines Systems frei handelbarer Zertifikate (Einsparzertifikate oder 
Weiße Zertifikate) an, welches eine geeignete Plattform bietet, Angebot und Nachfrage 
nach den mit Einsparmaßnahmen verbundenen Umweltnutzen zusammenzubringen. 

In den letzten Jahren haben sich Zertifikatesysteme im Rahmen einer Reihe verschiede-
ner Lenkungsinstrumente bewährt. Im Bereich der staatlichen Instrumente liegen um-
fangreiche Erfahrungen beispielsweise über den Emissionshandel oder Quotensysteme 
für Strom aus erneuerbaren Energien (z.B. Italien, Schweden, Großbritannien) vor. Au-
ßerhalb der staatlich induzierten Zertifikatesysteme liefert das europäische European 
Energy Certificate System (EECS)33, ein System, über das Herkunftsnachweise für 
REG-Strom gemäß der EU-Richtlinie 2001/77/EG34 grenzüberschreitend gehandelt 
werden können, wertvolle Erfahrungswerte für die detaillierte Ausgestaltung eines Sys-
tems für Weiße Zertifikate. 

6.1 Anforderung an ein Zertifikatesystem 
Ein System Weißer Zertifikate muss folgenden Anforderungen genügen: 

• Es muss ein zuverlässiges und betrugssicheres Nachweissystem darstellen, welches 
insbesondere verhindert, dass der mit einer Einsparmaßnahme verbundene Umwelt-
nutzen mehr als einmal vermarktet wird. 

• Es muss flexibel in Bezug auf verschiedene Nachfrageoptionen sein. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass mit Einführung eines Systems Weißer Zertifikate im Rahmen 
einer Einsparquote eine Nachfrage nach entsprechenden Zertifikaten nicht auf die 
quotenverpflichteten Unternehmen beschränkt bleiben muss. Denkbar wäre, dass die 
Zertifikate auch von anderen Marktakteuren erworben und verwendet werden, um 
sich den mit einer Einsparmaßnahme verbundenen Umweltnutzen in irgendeiner Art 
anzurechnen. So könnte z.B. der Einzelhandel Haushaltsgeräte anbieten, bei denen 

                                                 
32  Hierbei gilt es u.a. zu verhindern, dass einzelne Marktteilnehmer einen zu großen Einfluss auf die 

Marktpreisentwicklung der Einspartitel haben. 
33  Vgl. http://www.aib-net.org
34  Richtlinie 2001/77/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 27. September 2001 zur För-

derung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt 
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aus Sicht der Kunden der antizipierte zukünftige Stromverbrauch mit dem Erwerb 
schon anteilig oder vollständig in Form Weißer Zertifikate kompensiert ist. Solche 
Geräte ließen sich damit als „Nullemissionsgeräte“ vermarkten. Aber auch Verbrau-
cher (insbesondere Unternehmen oder die öffentliche Hand) könnten den eigenen 
Endenergieverbrauch anteilig durch den Erwerb solcher Einsparzertifikate ausglei-
chen. 

• Vor dem Hintergrund der Überlegungen der Europäischen Kommission, mittelfristig 
die Einführung eines gemeinschaftsweiten Systems Weißer Zertifikate zu prüfen, 
sollten entsprechende nationale Zertifikatesysteme von vorne herein so ausgestaltet 
werden, dass sie prinzipiell auch grenzüberschreitenden Handel ermöglichen. 

• Die Einrichtung und der Betrieb eines Zertifikatesystems sollten mit möglichst ge-
ringen Transaktionskosten verbunden sein. Hierbei muss zwischen den beiden kont-
rären Zielen „Nachweisgenauigkeit/Systemzuverlässigkeit“ und „Kostenminimie-
rung“ ein vertretbarer Kompromiss gefunden werden. 

6.2 Elemente und Abläufe eines Zertifikatesystems 
6.2.1 Das Grundschema 

Abbildung  6-1 zeigt das Grundschema eines Zertifikatesystems. Die elementaren Ab-
läufe eines solchen Systems umfassen 

(1) die Registrierung zertifikateberechtigter Energieeinsparmaßnahmen, 

(2) die Ausstellung und Registrierung von Zertifikaten in dem Zertifikateregister, 

(3) der Handel sowie der entsprechende Transfer von Zertifikaten im Zertifikateregister 
sowie 

(4) die Entwertung von Zertifikaten nach ihrem „Gebrauch“ inkl. Ausstellung des ent-
sprechenden Entwertungsnachweises. 

Das zentrale Element eines Zertifikatesystems ist das Zertifikateregister, welches nichts 
anderes ist als eine große Datenbank. Alle Teilnehmer des Zertifikatesystems verfügen 
über ein Konto in diesem Register. Ein Zertifikat entspricht einem elektronischen Ein-
trag in der Datenbank. Bei der Ausstellung eines Zertifikats wird dieses zunächst dem 
Konto des ursprünglichen Besitzers (z.B. dem Energiedienstleister, der eine Einspar-
maßnahme umsetzt) gutgeschrieben. Der Handel von Zertifikaten wird durch den Trans-
fer der Zertifikate (also der entsprechenden Datensätze) zwischen den Handelskonten 
der beteiligten Handelspartner abgebildet. Bei der Entwertung eines Zertifikates (z.B. 
im Rahmen der Nachweispflicht für die Einsparquote) werden die betroffenen Zertifika-
te in der Datenbank nicht gelöscht sondern auf ein Entwertungskonto des entsprechen-
den Marktakteurs transferiert und eindeutig und irreversibel als entwertet gekennzeich-
net (vgl. Kapitel  6.2.5).  
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Abbildung  6-1: Grundlegende Elemente eine Zertifikatesystems 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Timpe et al. (2001) 

Für die nationale Implementierung eines Zertifikatesystems bietet es sich an, in einem 
Land nur ein einziges Zertifikateregister einzurichten. Diese Vorgehensweise hat sich 
beispielsweise bei der Umsetzung des EECS-Sytem (s.o.) bewährt. Ein Nebeneinander 
mehrerer Register würde höhere Transaktionskosten nach sich ziehen. Gleichzeitig wä-
ren Regelungen notwendig für den Transfer von Zertifikaten zwischen verschiedenen 
Registern, sowie solche, die sicherstellen, dass für jede Einsparmaßnahme nur in einem 
Register die entsprechenden Zertifikate ausgestellt werden. Hinsichtlich der Transakti-
onskosten wäre natürlich ein europaweites Zertifikateregister am vorteilhaftesten. Dies 
würde jedoch voraussetzen, dass alle oder zumindest mehrere EU Mitgliedsstaaten ent-
sprechende Zertifikatesysteme einrichten und ein grenzüberschreitender Zertifikatehan-
del angestrebt wird. Erfahrungen mit vergleichbar großen Systemen liegen über das EU-
weite Emissionshandelsregister ebenfalls vor. 

6.2.2 Registrierung von Energieeinsparmaßnahmen 

Als Grundvoraussetzung für die Ausstellung Weißer Zertifikate steht die Registrierung 
der entsprechenden Energieeinsparmaßnahmen im Zertifikateregister. Nur nachdem 
eine Maßnahme dort registriert wurde, ist sie überhaupt berechtigt, Zertifikate zu gene-
rieren. 

Die Registrierung der einzelnen Maßnahmen erfolgt nach Begutachtung durch einen 
unabhängigen Sachverständigen. Dieser prüft insbesondere die zugrunde gelegte Nach-
weismethodik sowie das damit verbundene Verfahren zur Bestimmung des Einsparer-
gebnisses. Bei Letzterem geht es insbesondere um die Frage, auf welcher Datengrund-
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lage Zertifikate ausgestellt werden. Hierbei kann es sich beispielsweise – im Falle von 
standardisierten Maßnahmen –  um die verkaufte Stückzahl einer energiesparenden Ge-
rätegruppe (z.B. Energiesparlampen) handeln. Im anderen Extrem könnte die individuell 
ermittelte, d.h. real gegenüber der Baseline gemessene Einsparung zugrunde liegen.  

Mit Registrierung der Maßnahme werden einige maßnahmenrelevante Informationen in 
der Datenbank erfasst, so z.B. eine Beschreibung der einzelnen Maßnahme, Kontaktda-
ten der beteiligten Akteure, sowie Angaben zur Validierungsmethode. Jede Maßnahme 
erhält eine eindeutige Identifikationsnummer, die in die Nummer der Zertifikate ein-
geht, die für die Maßnahme ausgestellt werden.  

6.2.3 Ausstellung und Registrierung von Zertifikaten 

Auf Basis der gewählten Nachweisführung für eine Einsparmaßnahme werden perio-
disch Zertifikate erzeugt. Die Erzeugung kann dabei jährlich, monatlich oder in noch 
höherer Frequenz erfolgen. 

Zur Maximierung der Marktliquidität des entsprechenden Zertifikatemarktes sollten die 
Zertifikate ein möglichst homogenes Gut darstellen, d.h. möglichst standardisiert wer-
den (abhängig von der gewählten Bemessungsgrundlage des gesamten Quotensystems). 
Wird die Einsparquote differenziert (wie z.B. in Italien in spezifische Einsparverpflich-
tungen in den Bereichen Gas- und Stromversorgung), müssen die Zertifikate diese Dif-
ferenzierung widerspiegeln. Auf jeden Fall sollten die Zertifikate dabei eine einheitliche 
Stückelung aufweisen. 

Mit Ausstellung eines Zertifikats wird dieses automatisch dem Handelskonto des origi-
nären Eigentümers gutgeschrieben. Jedes Zertifikat trägt eine Nummer (Zifferncode), 
über die eine eindeutige Zuordnung und Rückverfolgung der dem Zertifikat zugrunde 
liegende Einsparmaßnahmen ermöglicht (inkl. dem Bezugszeitraum der Einsparmaß-
nahme). Gleichzeitig wird damit sichergestellt, dass für eine bestimmte eingesparte E-
nergiemenge keine Mehrfachausstellung von Zertifikaten erfolgt. 

6.2.4 Zertifikatehandel 

Der eigentliche Handel von Weißen Zertifikaten findet außerhalb des Zertifikatere-
gisters statt. Hierbei stehen den Marktakteuren die verschiedensten Handelsoptionen zur 
Verfügung. Nach Abschluss eines Zertifikategeschäfts wird der Austausch der Zertifika-
te durch den Transfer der entsprechenden Datensätze im Zertifikateregister zwischen 
den Handelskonten der beteiligten Akteure abgebildet. 

Neben dem bilateralen „face to face“ Handel ist es relativ wahrscheinlich – eine ausrei-
chend große Marktliquidität vorausgesetzt – dass eigene Handelsplattformen (Internet-
basierte, börsenähnliche Plattformen) entstehen, um potenzielle Käufer und Verkäufer 
sich möglichst schnell zuzuführen und gleichzeitig komfortable Abwicklungsroutinen 
anzubieten. Den Marktakteuren steht es frei, sowohl Langfristverträge zu schließen als 
auch Zertifikate auf dem kurzfristigen Spot Markt zu handeln. Die Verteilung der 
Transaktionen auf die verschiedenen zeitlich differenzierten Handelsoptionen hängt in 
erster Linie von der Ausgestaltung des Quotensystems ab, insbesondere davon, ob für 
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eine Einsparmaßnahme mit ihrer Umsetzung zu Beginn und einmalig sämtliche ihr zu-
zuschreibenden Zertifikate ausgestellt, oder die Zertifikate kontinuierlich in Anknüp-
fung an den realen Einsparzeitpunkt generiert werden. 

6.2.5 Entwertung von Zertifikaten 

Weiße Zertifikate können neben ihrer Funktion als Nachweisinstrument im Rahmen der 
Einsparquote auch für andere denkbare Einsatzzwecke „verbraucht“, d.h. entwertet 
werden (vgl. Kapitel  6.1). In jedem Fall des „Verbrauchs“ eines Zertifikats ist dieses 
unwiderruflich dem Handel zu entziehen. Wie oben dargestellt erfolgt die Entwertung 
eines Zertifikats durch den Transfer von dem Handelskonto eines Marktakteurs auf sein 
Entwertungskonto (Redemption oder Cancellation Account). Eine richtiggehende Lö-
schung von Zertifikaten ist nicht vorgesehen, da damit eine unwiderrufliche Löschung 
der Informationen der entsprechenden Zertifikate einhergehen würde. Für die mögliche 
spätere Rückverfolgung einzelner Vorgänge wäre dies ein großes Hindernis. Ein Rück-
transfer eines entwerteten Zertifikats auf die Ebene der Handelskonten wird durch das 
Zertifikateregister systemimmanent ausgeschlossen. 

Nach Entwertung eines Zertifikats sollte dem Eigentümer ein Entwertungsnachweis 
ausgehändigt werden. Dem Eigentümer dient dieser Nachweis als Beleg, dass eine ent-
sprechende Menge an Zertifikaten „verbraucht“ wurde. Der Entwertungsnachweis sollte 
dabei sowohl Informationen über die entwerteten Zertifikate (insbesondere die Zertifi-
katenummern) enthalten als auch den Zweck der Entwertung ausweisen. Werden bei-
spielsweise Zertifikate im Rahmen der Einsparquote entwertet, sollte der Entwertungs-
nachweis dies durch den eindeutigen Ausweis des entsprechenden Entwertungszwecks 
(unter Nennung des quotenverpflichteten Unternehmens sowie der zugrunde liegenden 
Abrechnungsperiode) kenntlich machen. Im Falle der Verwendung eines Zertifikats 
außerhalb der Einsparquote (also außerhalb des staatlich induzierten Marktes) – z.B. zur 
freiwilligen Kompensation des Energieverbrauchs eines Unternehmens  – dient der 
Entwertungsnachweis gegenüber den Kunden als Beleg, dass der Verkäufer wirklich 
eine entsprechende Einsparmenge in Form von Zertifikaten für den gegebenen Zweck 
erworben und entwertet hat.  

Im Rahmen der Einsparquote stellt die Entwertung von Zertifikaten das zentrale Ele-
ment auf der Ebene der Nachweisführung der Quotenverpflichtung dar. Jedes verpflich-
tete Unternehmen ist angewiesen, am Ende einer Abrechnungsperiode (in der Regel das 
Kalenderjahr) die Anzahl von Weißen Zertifikaten zu entwerten, die seiner Einsparver-
pflichtung entspricht. Mit der Entwertung der entsprechenden Zertifikate wird sicherge-
stellt, dass weder der entwertende noch ein anderer Marktakteur das gleiche Zertifikat 
ein zweites Mal als Nachweis ihrer Quotenerfüllung verwenden. 

6.3 Institutionelle Ausgestaltung 
Die an einem System Weißer Zertifikate involvierten Akteure lassen sich in drei Grup-
pen einteilen. 
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1. Der Träger des Zertifikatesystems agiert im Auftrag des Staates, wobei es sich nicht 
zwangsläufig um eine staatliche Behörde (wie z.B. die Bundesnetzagentur) bzw. 
Angliederung an eine solche handeln muss, sondern durchaus eine private Organisa-
tion die Trägerschaft übernehmen kann. Dem Träger obliegt die Verantwortung für 
die Einhaltung des Regelwerks, das die Abläufe des Zertifikatesystems regelt, sowie 
für den sicheren und reibungslosen Betrieb des Zertifikateregisters. Letzteres kann 
von dem Träger selbst betrieben werden oder von einem Dritten, der im Auftrag des 
Trägers agiert (wobei die Verantwortung beim Träger verbleibt). 

2. Unabhängige Sachverständige überprüfen die Zulässigkeit von Einsparmaßnahmen 
sowie die der Ausstellung von Zertifikaten zugrunde liegende Nachweismethodik 
(die wiederum einem klaren Regelwerk unterliegt). Die Sachverständigen agieren 
im Auftrag derjenigen, die die Maßnahmen umsetzen und damit Zertifikate generie-
ren. Per Rechtsnorm ist zu regeln, welche Anforderungen für die Aufnahme der Tä-
tigkeit als Sachverständiger berechtigen. 

Zur Sicherung einer hohen Glaubwürdigkeit müssen beide Akteursgruppen auf jeden 
Fall unabhängig von den Marktteilnehmern sein und dürfen am Handel mit Zertifikaten 
selber nicht partizipieren. 

3. Die Marktakteure sind die „Nutzer“ des Zertifikatesystems. Die heterogene Gruppe 
der Marktteilnehmer umfasst u.a. die quotenverpflichteten Unternehmen (z.B. 
Stadtwerke), Energie- bzw. Effizienzdienstleister, Zertifikatehändler, Broker, Fi-
nanzdienstleister, usw. Mit Einrichtung eines Zertifikatekontos verpflichtet sich je-
der Marktteilnehmer, die Regeln des Systems zu befolgen. Die Nutzung des Zertifi-
kateregisters ist dabei für die Marktteilnehmer kostenbewehrt. Gebühren fallen bei-
spielsweise für die Einrichtung eines Handelskontos sowie die Ausstellung, den 
Transfer und die Entwertung von Zertifikaten an. 

6.4 Systemübergreifender Handel 
Prinzipiell lassen sich nationale oder regionale Zertifikate Systeme (bzw. die dahinter 
stehenden Zertifikateregister) relativ einfach so ausgestalten, dass der Handel zwischen 
verschiedenen Registern möglich ist. Das europaweite EECS-System schließt bei-
spielsweise acht (Stand 12/2006) regional beschränkte Systeme zusammen. 

Die Öffnung eines deutschen Weiße Zertifikate Systems für den grenzüberschreitenden 
Austausch wäre z.B. dann relevant, wenn mehrere Mitgliedsstaaten beschließen, einen 
gemeinsamen Weiße Zertifikate Markt zu schaffen. Die Gründe dafür könnten u.U. dar-
in liegen, dass mehrere Länder eine harmonisierte Einsparquote einführen oder aber der 
politische Wille, die Möglichkeiten des freiwilligen Marktes für Weiße Zertifikate geo-
grafisch auszuweiten (z.B. zur Erhöhung der Marktliquidität). 

An die Zusammenschaltung verschiedener Zertifikatesysteme knüpfen sich mehrere 
Bedingungen: 

a) Die Zertifikate aus verschiedenen Systemen müssen klar festgelegte Mindestinfor-
mationen enthalten, die den Regelungen der beteiligten Systeme Genüge leisten. 

58 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

Wenn beispielsweise im Rahmen der Einsparquote des Landes A eine Differenzie-
rung zwischen Einsparmaßnahmen im Gas- bzw. Strombereich vorgenommen wird, 
müssen auch importierte Zertifikate aus dem Land B die Information darüber tragen, 
ob sie für eine strom- oder gasseitige Maßnahme ausgestellt wurden.  

b) Alle beteiligten Zertifikateregister müssen klar definierte Schnittstellen anbieten, die 
den reibungslosen Transfer von Zertifikaten zwischen verschiedenen Datenbanken 
zulassen. Es muss beispielsweise sichergestellt werden, dass ein Zertifikat beim 
Verlassen des Registers A dort auch wirklich als „exportiert“ gekennzeichnet wird 
und somit dem inländischen Handel nicht mehr zur Verfügung steht.  
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7 Verhältnis der Energieeinsparquote zu anderen Klimaschutz-
Instrumenten 

Bei der Einführung eines neuen Lenkungsinstruments im Bereich der nachfrageseitigen 
Energieeffizienz muss sorgfältig das Verhältnis und die mögliche Wechselwirkung mit 
bestehenden Politikinstrumenten berücksichtigt werden. Eine Wechselwirkung ist im-
mer dann gegeben, wenn eine Einsparmaßnahme, die durch ein Lenkungsinstrument 
induziert wurde, in den Wirkungsbereich eines anderen Lenkungsinstruments hinein-
wirkt. Dies kann z.B. dann der Fall sein, wenn eine Einsparmaßnahme gleichzeitig die 
Anforderungen aus mehreren Lenkungsinstrumenten erfüllt. Dadurch entsteht zum ei-
nen das Problem der Doppelanrechnung („Double Counting“) von Maßnahmen. Im Fal-
le der Einsparquote wird zum anderen die Ermittlung der Baseline erschwert, da hierfür 
festgelegt werden muss, welcher Anteil an Energieverbrauchsminderung auf welches 
der hier wirkenden Instrumente zurückzuführen ist.35

Die im Folgenden diskutierten Wechselwirkungen konzentrieren sich insbesondere auf 
den Bereich des Klimaschutzes, also die Frage, inwiefern das Nebeneinander und Zu-
sammenspiel verschiedener Lenkungsinstrumente auf die Minderung von Treibhausgas-
emissionen wirkt. Ferner ist zu beachten, dass die diskutierten Schnittstellen zwischen 
den untersuchten Instrumenten sowie die daraus resultierenden Probleme kein Spezifi-
kum der Energieeinsparquote sind. Vergleichbare Wirkungskonflikte bzw. Wirkungs-
synergien würden auch mit der Einführung anderer Lenkungsinstrumente (z.B. eines 
Effizienzfonds), die auf die nachfrageseitige Energieeffizienz zielen, auftreten. 

7.1 Emissionshandel 
7.1.1 Art der Wechselwirkung 

Vor dem Hintergrund der spezifischen Ausgestaltungsmerkmale bestehen zwischen dem 
Emissionshandel und anderen Handlungsfeldern – z.B. der nachfrageseitigen Energieef-
fizienz – zahlreiche Wechselwirkungen. Bei einer Beschränkung der Einsparquote auf 
nachfrageseitige Maßnahmen sind die Wechselwirkungen indirekt. Sie treten immer 
dann auf, wenn eine durch die Quote induzierte Maßnahme in den Wirkungsbereich des 
Emissionshandels wirkt, obgleich die entsprechende Maßnahme an keiner dem Emissi-
onshandel unterliegenden Anlage durchgeführt wird. Hierbei sind zweierlei Wirkungs-
beziehungen zu berücksichtigen, 

• nämlich solche, die zu einer Reduktion von CO2-Emissionen führen, die über die 
Wirkung des Emissionshandels hinausgesehen, 

• sowie Maßnahmen, die zu keiner zusätzlichen CO2-Minderung führen.  

Zur Gruppe der ersten Wirkungskategorie gehört beispielsweise die Umstellung der 
Wärmeversorgung eines Gebäudes von einem dezentralen Heizkessel (unterliegt nicht 

                                                 
35  Die hier angestellten Überlegungen gelten gleichermaßen auch für andere Lenkungsinstrumente wie 

z.B. den Emissionshandel. 
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dem Emissionshandel) auf eine Fernwärmeversorgung aus einem Heizkraft- oder Heiz-
werk mit einer Feuerungswärmeleistung größer 20 MW (vorausgesetzt eine solche 
Maßnahme wird im Rahmen der Einsparquote anerkannt). Hier werden CO2-
Emissionen, die der Emissionshandel derzeit nicht erfasst, durch Emissionen ersetzt, die 
dem Mengenregime des Emissionshandels unterliegen. Durch eine solche Maßnahme 
werden folglich CO2-Rechte gebunden, die an anderer Stelle des Emissionshandelssys-
tems reduziert werden müssen. 

Der zweite Fall ist immer dann gegeben, wenn Energieeinsparmaßnahmen zunächst 
dazu führen, dass die Energieerzeugung in einer dem Emissionshandel unterliegenden 
Anlage gedrosselt werden muss oder vom Emissionshandel erfasste Energieerzeugung 
wird von solcher „verdrängt“, die nicht durch den Emissionshandel erfasst wird. 

Typische Beispiele für diese Art der Wirkungsbeziehung sind 

• die Durchführungen von Stromverbrauch senkenden Maßnahmen (z.B. Prämienpro-
gramme für energiesparende Haushaltsgeräte, Energiesparlampen, Umwälzpum-
pen). 

• Maßnahmen, die auf eine Absenkung des Wärmeverbrauchs von Gebäuden abzielen 
(z.B. Förderprogramme für Gebäudesanierung oder energiesparendes Bauen), die 
über eine Wärmeversorgung durch ein HKW/HW mit einer Feuerungswärmeleis-
tung größer 20MW verfügen. 

• Die Umstellung der Stromversorgung eines Gebäudes oder Betriebes auf Eigener-
zeugung (z.B. in Form von Mikro-KWK) in Anlagen, die der Emissionshandel nicht 
erfasst. 

Alle hier beschriebenen Maßnahmen führen dazu, dass die Energieerzeugung und damit 
einhergehend die CO2-Emissionen im Wirkungsbereich des Emissionshandel zunächst 
reduziert werden. Hierdurch werden auf Seiten der entsprechenden Anlagenbetreiber 
CO2-Zertifikate freigesetzt. Da der Emissionshandel eine absolute Deckelung der ihm 
unterworfenen CO2-Menge vornimmt, können die freigesetzten Zertifikate an anderer 
Stelle des Systems, also von einem anderen verpflichteten Anlagenbetreiber, in Mehr-
emissionen umgesetzt werden. Die durch die Einsparquote induzierte Maßnahme führt 
in diesem Fall also zu keiner zusätzlichen Emissionsreduktion.36 Um demnach die 
Wirksamkeit der Einsparquote sicherzustellen, müssen geeignete Regelungen zur Ab-
grenzung gefunden werden.  

Bei genauer Betrachtung führt selbst die aus ökologischer Sicht begrüßenswerte Um-
stellung von Elektroheizungen (Nachtspeicherheizungen) bzw. elektrisch betriebenen 
                                                 
36  Der gleiche Effekt wird auch bei anderen Instrumenten, z.B. dem Erneuerbare-Energien-Gesetz, prob-

lematisiert. Durch die Förderung erneuerbarer Energien wird die Stromerzeugung aus konventionellen 
Kraftwerken verdrängt. Damit kann theoretisch keine über den Emissionshandel hinausgehende Min-
derung der CO2-Emissionen erreicht werden, da lediglich Emissionen verdrängt werden, die ohnehin 
einem mengenmäßig vorgegeben Reduktionspfad unterliegen. Auf diesem Zusammenhang fußt zum 
Beispiel die Kritik des Wissenschaftlichen Beirats beim BMWA am EEG (Wissenschaftlicher Beirat 
BMWA 2004). 
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Warmwasserboilern auf effiziente fossil (z.B. Brennwerttechnik) bzw. erneuerbar be-
triebene Systeme (z.B. Pelletheizung) zu keiner zusätzlichen Emissionsminderung. 
Auch solche Maßnahmen bedingen zunächst einen Absatzminderung auf Seiten der im 
Einzelfall betroffenen Stromversorger mit der Folge, dass bei einigen Kraftwerken zu-
sätzliche CO2-Zertifikate freigesetzt werden, die wiederum von anderen Emittenten un-
ter dem Dach des Emissionshandel-Systems „verbraucht“ werden können. 

7.1.2 Optionen der Abgrenzung bzw. Koordination 

Die Weiterentwicklung des Instruments des Emissionshandels steht in einem engen Zu-
sammenhang mit der Fortentwicklung des globalen Klimaschutzregimes. Die hier ange-
stellte Diskussion bzw. Lösungsoptionen beziehen sich deswegen nur auf die derzeitige 
Ausgestaltung des Emissionshandels. Dies bezieht sich insbesondere auf den Anwen-
dungsbereich des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG) sowie das Zuteilungs-
gesetz 2007 (ZuG 2007). 

Eine Option der Abgrenzung läge darin, den Anwendungsbereich der Energieeinspar-
quote auf diejenigen Bereiche zu beschränken, die im Verhältnis zum Emissionshandel 
zu einer zusätzlichen CO2-Minderung führen (Zusätzlichkeitsprinzip). Wie oben darge-
stellt, wären damit jedoch einige aus ökologischer aber auch aus umweltkommunikati-
ver Sicht notwendige Maßnahmen wie z.B. der Austausch oder die Inbetriebnahme neu-
er Nachtspeicherheizungen von vorneherein ausgeschlossen.  

Mit Blick auf den mehrdimensionalen Zielekatalog der Einsparquote (u.a. Klimaschutz, 
Versorgungssicherheit, Aufbau einer Effizienzwirtschaft, regionale Wertschöpfung, 
Technologieentwicklung) sowie der Unsicherheit darüber, in welcher Form das Instru-
ment des Emissionshandels in Abhängigkeit von den Ergebnissen des Post-Kioto-
Prozesses über das Jahr 2012 hinaus weitergeführt wird, empfehlen wir einen anderen 
Regelungsweg: Die notwendigen Anpassungen, die sich aus der Wechselwirkung beider 
Instrumente ergeben, sollten auf Ebene des Emissionshandels vorgenommen werden. 
Die einfachste Möglichkeit bestünde darin, den durch den Emissionshandel anvisierten 
Reduktionspfad um den Anteil an CO2-Emissionen zu verschärfen, der durch Effizienz-
gewinne auf der Verbrauchsseite – induziert durch die Einsparquote – realisiert wird.37 
Je ambitionierter also die Einsparquote gefasst würde, desto schärfer wäre das dem E-
missionshandel zugrunde liegende Reduktionsziel zu formulieren (vgl. Abbildung  7-1). 

Prinzipiell wäre es auch denkbar, die beiden Zertifikatemärkte (CO2-Zertifikate im 
Rahmen des Emissionshandels, Weiße Zertifikate im Rahmen der Einsparquote) mitein-
ander zu verkoppeln.38 So könnten beispielsweise Weiße Zertifikate auf der Basis fester 
Umrechnungsfaktoren in CO2-Zertifikate umgewandelt und in den Emissionshandel 
eingekoppelt werden. Der Vorteil solch einer Verkopplung läge zum Beispiel darin, 

                                                 
37  Gleiches gilt natürlich z.B. auch für das EEG. 
38  Voraussetzung hierfür wäre eine Anpassung der EU Emissionshandelsrichtlinie. 
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dass nachfrageseitige Effizienzpotenziale prinzipiell auch über den Emissionshandel 
erschlossen werden könnten.39  

Beispielsweise sah das EEC1 in Großbritannien ursprünglich vor, dass Energieeinspa-
rungen in CO2-Zertifikate umgewandelt werden können, um sie dann im entsprechen-
den Emissionshandelssystem zu verkaufen. Gleichwohl wurde seither kein Konversi-
onsmechanismus entwickelt, so dass die Verknüpfung der beiden Märkte bislang eine 
theoretische Idee geblieben ist (Bürger et al. 2006). 

Die mit einer Kopplung der beiden Zertifikatemärkte verbundenen Fragen40 sind viel-
fältig und werden in der Literatur in Grundzügen angerissen (z.B. Bürger et al. (2006), 
Bertoldi/Rezessy (2006), Oikonomou (2004)). Vergleichbar dem Emissionshandel wäre 
auch der Aufbau einer Einsparquote nebst zugehörigem Zertifikatesystem eine für sich 
schon komplexe Aufgabe. Auch wenn eine Verknüpfung der verschiedenen Zertifika-
temärkte auf den ersten Blick sinnvoll erscheinen mag, sollte dennoch die Einsparquote 
zunächst singulär ohne sofortige Verknüpfung mit dem Emissionshandel umgesetzt 
werden. Aufbauend auf den praktischen Erfahrungen mit dem neuen Lenkungsinstru-
ment, insbesondere der Einzelwirkung der Einsparquote, könnte dann nach einigen Jah-
ren  eine Verknüpfung der beiden Märkte geprüft werden. 

Abbildung  7-1: Anpassung des Reduktionspfads im Rahmen des Emissionshandel zur 
Widerspiegelung der durch die Energieeinsparquote induzierten  
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39  Auch in diesem Fall, der Ausweitung des Wirkungsbereichs des Emissionshandel, müsste darauf 

geachtet werden, den Reduktionspfad des Emissionshandel so auszugestalten, dass die Emissionsmin-
derung infolge nachfrageseitiger Effizienzmaßnahmen in Form strengerer Reduktionsvorgaben be-
rücksichtigt würde. 

40  Zum Beispiel stellt sich die Frage, in welchem Ausmaß und in welche Richtung unter Zugrundelage 
einer antizipierten Preisentwicklung der entsprechenden Zertifikate überhaupt mit einem Handel zwi-
schen den Märkten gerechnet werden kann. 
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7.2 Energieeinsparverordnung EnEV 
7.2.1 Art der Wechselwirkung 

Für das Gros von Gebäuden (Gebäude mit normalen Innentemperaturen) unterscheidet 
die EnEV im Wesentlichen zwei Anwendungsfälle: 

• Für Neubauten begrenzt die EnEV den zulässigen Jahres-Primärenergiebedarf 
(PEB) während der Nutzungsphase des Gebäudes. In den PEB gehen die Transmis-
sionswärme- und Lüftungswärmeverluste ein, Art und Effizienz der Heizungsanla-
ge, Wärmeverteilung und Warmwasserbereitung sowie die primärenergetische Effi-
zienz der eingesetzten Energieträger. 

• Für Bestandsgebäude fordert die EnEV im Falle größerer Sanierungsmaßnahmen 
die Einhaltung maximaler Wärmedurchgangskoeffizienten für die von der entspre-
chenden Maßnahme betroffenen Bauteile.41 Im Falle einer Vollsanierung nach der 
ein Gebäude den EnEV-Kennwert eines entsprechenden neuen Gebäudes um nicht 
mehr als 40% überschreitet, kann auf die bauteilbezogenen Betrachtung verzichtet 
werden (§8 Abs. 2 EnEV). 

Im Verhältnis der EnEV sowie der Energieeinsparquote tritt eine Wechselwirkung in 
dem Moment auf, in dem im Rahmen der Quote Maßnahmen zulässig sind, die gleich-
zeitig über die EnEV abgedeckt werden. Eine solche Wechselwirkung läge z.B. dann 
vor, wenn quotenverpflichtete Unternehmen über Förderprogramme die Sanierung von 
Gebäuden finanziell unterstützen, bei denen gleichzeitig Vorgaben der EnEV einzuhal-
ten sind. Auch hier kann es – vergleichbar den Wechselwirkungen mit dem Emissions-
handel und abhängig davon, wie die Schnittstelle zwischen beiden Instrumenten gere-
gelt ist – im Extremfall zu keiner zusätzlichen Energieeinsparung kommen, die über die 
EnEV hinaus geht. Mangelnde Zusätzlichkeit wäre zum Beispiel dann gegeben, wenn 
im Rahmen der Einsparquote auch solche Sanierungsmaßnahmen anrechnungsfähig 
wären, die lediglich die Einhaltung der EnEV-Vorgaben erreichen. Im Gegensatz dazu 
könnten über die Einsparquote zusätzliche Energieeinsparungen dann erzielt werden, 
wenn die Quote Sanierungsmaßnahmen induziert, die eindeutig auf das Vorhandensein 
der Quote zurückzuführen sind, d.h. ohne Quote nicht realisiert worden wären, oder die 
über die EnEV-Vorgaben hinausgehen. Dies wäre z.B. dann der Fall, wenn ein Gebäu-
deeigentümer, der sein Haus neu anstreichen lässt, gleichzeitig eine Außenwanddäm-
mung anbringt, obwohl dies durch die EnEV derzeit nicht gefordert wird. 

7.2.2 Optionen der Abgrenzung bzw. Koordination 

Als sinnvollste Option zur Abgrenzung der beiden Instrumente erscheint uns ein Dop-
pelanrechnungsverbot, das sich in der Baseline für solche Maßnahmen niederschlägt. Im 
Kern würde ein Doppelanrechnungsverbot regeln, dass im Falle von Sanierungsmaß-

                                                 
41  Im Falle von Sanierungsmaßnahmen an Außenwänden, außen liegenden Fenstern, Fenstertüren und 

Dachflächenfenstern gelten die Mindestanforderungen jedoch nur, wenn mehr als 20% der Bauteilflä-
chen gleicher Orientierung oder bei anderen Außenbauteilen mehr als 20% der jeweiligen Bauteilflä-
che betroffen sind. 
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nahmen, für die die EnEV Vorgaben macht, im Rahmen der Einsparquote nur solche 
Energieeinsparungen anerkannt werden, die über die EnEV hinausgehen.  

Im Falle der Fenstersanierung in einem Altbau würde dies beispielsweise bedeuten, dass 
nur die Energieeinsparung im Rahmen der Quote Einzug findet, die rechnerisch daraus 
resultiert, dass nicht Fenster mit der vorgeschriebenen Mindestdämmung (U-Wert von 
1,7 W/(m2*K)) eingebaut werden, sondern Fenster mit kleinerem U-Wert. Angerechnet 
würde dann also nur die Einsparung, die über die EnEV-Vorschriften hinaus erfüllt wird 
(die also durch die Differenz zwischen dem tatsächlichen U-Wert und dem vorgeschrie-
benen U-Wert zustande kommt).  

Bei Neubauten dürfte die Quote sinngemäß nur die Energieeinsparung anerkennen, die 
sich rechnerisch aus der Unterschreitung des Jahres-Primärenergiebedarfs ergibt, der 
über die EnEV ohnehin als Maximalwert einzuhalten ist.  

Mit einem Doppelanrechnungsverbot verbindet sich jedoch der Nachteil, dass von der 
Einsparquote keine Anreize ausgehen, Sanierungszyklen zu verkürzen. Dies liegt daran, 
dass Sanierungsmaßnahmen, die zwar zeitlich vorgezogen werden (d.h. zu einem Zeit-
punkt durchgeführt werden, zu dem sie prinzipiell im Rahmen „normaler“ Sanierungs-
zyklen noch gar nicht fällig wären), jedoch in ihrer Umsetzung lediglich die Vorgaben 
EnEV erfüllen, im Rahmen der Quote nicht bilanziert würden, da sie zu keinen Einspa-
rungen führen, die über der Baseline (die sich über die EnEV definiert) liegen.42

Alternativ könnte bewusst auf eine abgrenzende Regelung (wie ein Doppelanrech-
nungsverbot) verzichtet werden. Mit Blick auf das bestehende Vollzugsdefizit bei der 
Umsetzung der EnEV insbesondere im Falle von Sanierungsmaßnahmen im Gebäude-
bestand (vgl. Kleemann 2003) könnte die Idee aufkommen, die Einsparquote als Hebel 
zu verwenden, den EnEV-Vollzug zu verbessern. Darüber hinaus könnte eine solche 
Regelung bewirken, dass Renovierungszyklen verkürzt und somit Einsparpotenziale im 
Gebäudebereich eher erschlossen werden (durch eine von der Quote ausgehenden sti-
mulierenden Wirkung, Sanierungsmaßnahmen zeitlich vorzuziehen). 

Mangelnder Vollzug ist zweifelsohne eine der wesentlichen Hürden dafür, dass die the-
oretisch über die EnEV erschließbaren Einsparpotenziale im Gebäudebereich nur unzu-
reichend umgesetzt werden. Gleichwohl erscheint es nicht angebracht, zur Verbesse-
rung des Vollzugs einer bestehenden Rechtsnorm ein neues Lenkungsinstrument zu 
bemühen. Vielmehr sollten die Bundesländer, in deren Verantwortung die Vollzugskon-
trolle der EnEV liegt, angehalten werden, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass der Rechtsrahmen auch ein gehalten wird (vgl. hierzu z.B. Bürger at al. 2006, Die-
fenbach et al. 2005). 
                                                 
42  Der mögliche Einfluss der Einsparquote auf eine Verkürzung von Renovierungszyklen sollte jedoch 

einer gründlichen Prüfung unterzogen werden, da es sich hierbei um ein Strategieelement handelt, 
welches im Rahmen einer umfassenden Effizienzstrategie nachdrücklich diskutiert wird. Berechnun-
gen der Enquete-Kommissionen zeigen beispielsweise, „dass der durch die Erhöhung der Sanie-
rungsrate erreichbare Mengeneffekt (gemessen an der resultierenden Wärmeverbrauchsminderung) 
deutlich größer ist als derjenige, der durch die spezifische Verbesserung des Wärmedämmstandards 
bei weiterhin konstanter energetischer Sanierungsrate erzielt werden kann“ (Enquete 2002). 
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7.3 Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWKG) 

7.3.1 Art der Wechselwirkung 

Das Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-
Kopplung (KWKG) regelt die Abnahme und die Vergütung von Strom aus KWK-
Anlagen auf Basis von Steinkohle, Braunkohle, Abfall, Biomasse sowie gasförmigen 
oder flüssigen Brennstoffen. Es handelt sich dabei um eine gesetzliche festgelegte Bo-
nusregelung in Abhängigkeit von Technologien und Anlagengrößen. 

Eine Wechselwirkung zwischen Einsparquote und KWKG tritt dann auf, wenn die E-
nergieeinsparung im Rahmen der Quote anerkannt wird, die aus der Umstellung durch 
KWKG geförderte Kraft-Wärme-Kopplung resultiert. Dies wäre beispielsweise der Fall 
bei der Inbetriebnahme einer neuen kleinen KWK-Anlage (im Sinne von §3 Abs. 3 und 
§5 Abs. 2 KWKG) oder der Umstellung der Energieversorgung auf eine bestehende 
KWK-Anlage, die durch das KWKG gefördert wird. Wenn nun beispielsweise die Ein-
sparquote bei einem Wohngebäude den Umstieg der getrennten Strom- und Wärmever-
sorgung (z.B. Strom aus dem öffentlichen Netz, Wärme aus einem dezentralen Heizkes-
sel) auf eine KWK-gestützte Versorgung induziert und gleichzeitig die entsprechende 
KWK-Anlage über das KWKG gefördert wird, würde eine Doppelförderung vorliegen: 
Zum einen die Bonusförderung über das KWKG, zum anderen im Rahmen der Einspar-
quote, indem beispielsweise die Umstellung auf KWK durch ein Prämienprogramm 
eines quotenverpflichteten Energieversorgers gefördert wird. 

7.3.2 Optionen der Abgrenzung bzw. Koordination 

Zur gegenseitigen Abgrenzung der beiden Instrumente wären zwei Optionen denkbar: 

Zum einen könnte auch hier ein Doppelanrechnungsverbot erlassen werden. Über dieses 
würde geregelt, dass eine KWK-Anlage nur eine Förderoption wahrnehmen darf. Der 
Betreiber einer KWK-Anlage müsste sich also zwischen dem Bonus aus dem KWKG 
oder der Förderung, die aus der Einsparquote resultiert, entscheiden. Die Wahrnehmung 
einer der beiden Förderoptionen schlösse die andere automatisch aus. 

Alternativ könnte eine mögliche Doppelförderung bewusst in Kauf genommen werden. 
Dies ließe sich z.B. damit begründen, dass im Rahmen des KWKG die Förderung für 
die meisten Anlagenkategorien zeitlich begrenzt ist und in den nächsten Jahren ohnehin 
ausläuft, sollte sich der Gesetzgeber auf keine Anschlussregelung einigen. Aber selbst 
bei einer Verlängerung des KWKG wird es von der detaillierten Förderausgestaltung 
abhängig sein, in welchem Ausmaß das Gesetz überhaupt eine Förderwirkung für den 
notwendigen Ausbau der KWK entfalten kann bzw. ob eine beschränkte Zusatzförde-
rung beispielsweise durch die Einsparquote erforderlich ist. 

7.4 Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung (EnVKV) 
Die Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung (EnVKV) regelt, dass eine Reihe von 
Haushaltsgeräten mit einigen gerätespezifischen Angaben gekennzeichnet werden 
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muss.43 Die Kennzeichnung erfolgt in Form eines Labels, das als farbiger Pfeil und gut 
lesbar auf jedem Gerät gut sichtbar angebracht ist. Dafür erfolgt die Einteilung der E-
nergieeffizienz in die sieben Energieeffizienzklassen (A bis G). Ein Gerät der Klasse A 
ist besonders sparsam im Gebrauch von Energie, während Geräte der Klasse G beson-
ders viel Energie verbrauchen. Mangels einer Dynamisierung der Einteilung der Effi-
zienzklassen wurden für Kühl- und Gefriergeräte zur Anpassung an den Stand der 
Technik inzwischen provisorisch die Effizienzklassen A+ und A++ eingeführt.  

Für Bürogeräte (graue Ware) sowie Unterhaltungselektronik (braune Ware) gibt es der-
zeit keine gesetzlich vorgeschriebene Verbrauchskennzeichnung. Graue Ware wird teil-
weise mit dem Energy Star Label ausgezeichnet, Graue und Braune Ware daneben mit 
dem GEFA Kennzeichen. Bei beiden Labeln handelt es sich um eine freiwillige Kenn-
zeichnung. 

In ihrem Aktionsplan für Energieeffizienz (COM 2006) kündigt die Europäische Kom-
mission an, ab 2007 den Anwendungsbereich der Kennzeichnungsrichtlinie (Rahmen-
richtlinie 92/75/EG44) auf andere Gerätegruppen auszuweiten sowie die bestehenden 
Effizienzklassen im Fünfjahresrhythmus oder nach Maßgabe der technologischen Ent-
wicklung neu einzuteilen.  

Bei Einführung einer Energieeinsparquote würden Maßnahmen zur Verringerung des 
Stromverbrauchs in Haushaltgeräten ein zentrales Element darstellen. Für die Geräte-
gruppen, die der EnVKV unterliegen, sollte dabei synergetisch auf die mit der EnVKV 
verbundene Bewertungssystematik zurückgegriffen werden. Es wird empfohlen, bei-
spielsweise nur solche Prämienprogramme im Rahmen der Einsparquote zuzulassen, die 
die Anschaffung so genannter Best-Geräte (bei Kühlschränken derzeit also A+ oder 
A++ Geräte) unterstützen. Im Extremfall könnte die Zulässigkeit sogar auf eine Top 
Ten Liste eingeschränkt werden, in der pro Geräteklasse die aus Effizienzgesichtspunk-
ten zehn marktbesten Geräte gelistet werden. Um die Synergien zwischen EnVKV so-
wie Energieeinsparquote zu maximieren, wäre es wünschenswert, wenn möglichst viele 
Produktgruppen einer Pflichtkennzeichnung unterzogen, und die zugrunde liegenden 
Effizienzklassen periodisch dynamisiert würden.  

7.5 Förderprogramme 
Mit Einführung einer Einsparquote sollten auch Förderprogramme auf Bundes-, Landes- 
und kommunaler Ebene neu zugeschnitten werden. Die Quote würde dafür sorgen, dass 
zahlreiche Einsparmaßnahmen, die bisher über die entsprechenden Programme adres-
siert wurden, im Rahmen Quote durchgeführt und deswegen keine zusätzliche Förde-
rung mehr benötigen würden. Demgemäß ließen sich die in der Regel steuerfinanzierten 
                                                 
43  Bei den entsprechenden Gerätegruppen handelt es sich um Kühl- und Gefriergeräte, Waschmaschinen 

und Wäschetrockner sowie entsprechende Kombigeräte, Geschirrspülmaschinen, Elektrobacköfen, 
Raumklimageräte, Haushaltslampen. 

44  Richtlinie 92/75/EWG des Rates vom 22. September 1992 über die Angabe des Verbrauchs an Ener-
gie und anderen Ressourcen durch Haushaltsgeräte mittels einheitlicher Etiketten und Produktinfor-
mationen 
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Förderprogramme stark zurückfahren45, sie sollten jedoch nicht vollständig eingestellt 
werden. Vielmehr sollten Bund, Länder und Kommunen den Förderrahmen kleinerer 
gezielter Förderprogramme so zuschneiden, dass hierbei insbesondere innovative Ein-
sparmaßnahmen, die aufgrund ihrer Kosten in der Umsetzungsreihenfolge der Quote 
weit hinten stehen und somit durch die Quote nicht adäquat adressiert werden, gefördert 
werden. Gleiches gilt natürlich auch für die Bereiche Forschung und Entwicklung, die 
durch die Quote in keiner Weise gefördert werden.  

 

                                                 
45  Schließlich wäre die Einführung der Einsparquote auch mit einer Umstellung von einer steuer- in eine 

umlagefinanzierten Maßnahmenförderung begründet. 

68 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

8 Bewertung  

Lenkungsinstrumente, die einen mengensteuernden Ansatz verfolgen, wurden für die 
verschiedenen Bereiche, in denen sie bisher Einsatz finden, intensiv untersucht. Dies 
gilt insbesondere für den Emissionshandel sowie die Quotensysteme für Strom aus er-
neuerbaren Energien. Die dort gewonnenen Erkenntnisse lassen sich in gewissen Gren-
zen auch auf eine Mengensteuerung im Bereich der nachfrageseitigen Energieeffizienz 
übertragen. Der Analyse und Bewertung der Einsparquote sollten dabei sowohl Ergeb-
nisse theoretischer umweltökonomischer Überlegungen als auch empirische Erfahrun-
gen mit bestehenden Systemen (sowohl existierende Einsparquotensysteme als auch 
Mengensteuerungen in anderen umweltpolitischen Handlungsfeldern) zugrunde liegen. 

Die bisher nur geringen Erfahrungen mit Einsparquotensystemen lassen derzeit ledig-
lich eine Grobbewertung dieses Lenkungsansatzes zu. Die Leitfrage, die einer Bewer-
tung zugrunde liegt, nämlich ob das Instrument generell in der Lage ist, Effizienzmaß-
nahmen überhaupt anzustoßen, kann mit Ja beantwortet werden. In Ergänzung stellt sich 
jedoch die aus Sicht der Politikgestaltung viel wichtigere Frage, ob die Einsparquote im 
Vergleich oder ergänzend zu anderen Lenkungsansätzen – hierbei kommen sektorüber-
greifende Ansätze als auch sektorspezifische Instrumente in Frage – ein zu empfehlen-
des Instrument im Bereich der nachfrageseitigen Energieeffizienz ist. 

Im Folgenden wird zunächst der mengensteuernde Ansatz der Einsparquote einer gene-
rellen funktionalen Bewertung unterzogen. In einem zweiten Schritt vergleichen wir die 
Einsparquote in einigen grundlegenden Ausgestaltungsaspekten mit dem Energiespar-
fonds, den die Politik derzeit intensiv als möglichen Lenkungsansatz im Bereich der 
nachfrageseitigen Effizienz diskutiert.  

8.1 Funktionale Bewertung  
Die Einführung einer Einsparquote bedeutet in den Bereichen, in denen sie öffentlich 
finanzierte Förderprogramme ersetzt, den Umstieg von steuerfinanzierten Einsparmaß-
nahmen auf eine entsprechende Umlage der Finanzierung auf die Energieverbraucher.46 
Eine solche Umstellung der Finanzierung lässt sich hinsichtlich der Verursachergerech-
tigkeit auch gut begründen. Diejenigen Kunden, die infolge eines hohen Energie-
verbrauchs eine größere Verantwortung für die damit einhergehenden Umweltauswir-
kungen haben, werden mit höheren Mehrkosten belastet als diejenigen Kunden mit ei-
nem geringen Verbrauch. 

Das Instrument der Energieeinsparquote verfolgt das Ziel, ein mengenmäßig vorgege-
benes Einsparziel zu möglichst geringen Umsetzungskosten zu erreichen. Obwohl Quo-
tenregelungen ein festes Mengenziel vorgeben, ist aber auch hier je nach Ausgestaltung 
der Regelungen zur Flexibilisierung des Systems (vgl. Kapitel  5.10) keine exakte 

                                                 
46  Dies, da davon ausgegangen werden kann, dass die quotenverpflichteten Unternehmen die mit den 

Energiesparmaßnahmen verbundenen Kosten auf ihre Kunden in Form erhöhter Energiepreise über-
wälzen werden. 
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Punktlandung möglich. Vielmehr kann es z.B. passieren, dass sich im Falle der Buy-out 
Option bei einer zu niedrigen Festlegung des Buy-out Preises zahlreiche verpflichtete 
Unternehmen anstelle der Primärpflichterfüllung aus der Quotenverpflichtung „heraus-
kaufen“. Übertragen auf die Einsparquote würde dies bedeuten, dass real weniger Ener-
gieeinsparungen realisiert würden, als durch die Quote vorgegeben. Bei der Ausgestal-
tung des Instruments ist daher darauf zu achten, dass die entsprechenden Strukturpara-
meter (z.B. Buy-out einschließlich der Zweckbindung der Buy-out Zahlungen, Sanktio-
nen, Übertragungsregeln) sauber aufeinander abgestimmt werden. 

Ein weiterer Vorteil mengensteuernder Instrumente liegt darin, dass sie systembedingt 
den Wettbewerb zwischen den verschiedenen beteiligten Akteuren fördern. Dies wie-
derum führt zum einen zu einer kosteneffizienten Allokation von Einsparmaßnahmen, 
d.h. es werden solche Maßnahmen identifiziert und vorrangig durchgeführt, bei denen 
Energieeinsparungen am günstigsten zu realisieren sind. Zum anderen setzen Quoten-
systeme auch Anreize, die Umsetzungseffizienz zu steigern, im Falle der Einsparquote 
also beispielsweise die Effizienz, mit der Prämienprogramme für energiesparende 
Haushaltsgeräte abgewickelt werden. 

Das Mengenziel sollte also im Idealfall zu den aus volkswirtschaftlicher Sicht gerings-
ten Kosten erreicht werden. Hierbei darf die Maximierung der volkswirtschaftlichen 
Effizienz nicht mit einer vergleichbaren Maximierung der Kosteneffizienz auf Seiten 
der Verbraucher gleichgesetzt werden. Dies liegt an folgendem Mechanismus: Die Sys-
temkosten, die von den verpflichteten Unternehmen auf die Verbraucher umgelegt wer-
den, hängen im Wesentlichen von dem Preisniveau der Einsparzertifikate ab. Dieses 
wiederum wird durch die Kosten derjenigen Einsparmaßnahme bestimmt, die gerade 
noch notwendig ist, die Einsparquote für alle verpflichteten Unternehmen zu errei-
chen.47 Alle Zertifikate, also auch diejenigen, die für wesentlich günstigere Maßnahmen 
generiert wurden, werden zu diesem Preis gehandelt. Die Differenz zwischen Zertifika-
tepreis und tatsächlichen Erschließungskosten einer Einsparmaßnahme führt zu einem 
zusätzlichen Gewinn (Produzentenrente) auf Seiten desjenigen Akteurs, der die Maß-
nahme umsetzt. Die Höhe der entsprechenden Gewinne hängt wiederum vom Verlauf, 
insbesondere der Steilheit der Grenzkostenkurve aller im Rahmen der Einsparquote zu-
lässigen Einsparmaßnahmen ab.  

Bei der Kosteneffizienz muss aber auch auf die Transaktionskosten, die mit der Einfüh-
rung und dem „laufenden Betrieb“ des Systems einhergehen, geachtet werden. Der Net-
tonutzen des Instruments im Vergleich zu anderen Lenkungsansätzen wird nur dann 
positiv ausfallen, falls die Kosteneffizienz durch den Marktmechanismus größer ist als 
die Transaktionskosten des Gesamtsystems.  

Auf der anderen Seite haben Quotensysteme nicht per se die Eigenschaft, eine sonder-
lich hohe Investitionssicherheit zu bieten. Dies liegt vor allem daran, dass der Investor 
einer Einsparmaßnahme nicht von vornherein sichergehen kann, ob und zu welchem 

                                                 
47  Dabei stellt der Buy-out Preis eine Obergrenze dar (vgl. Kapitel  5.10.2). 
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Preis er langfristig seine Zertifikate veräußern kann. In der Regel mündet dies in Risi-
koaufschläge auf den Zertifikatepreis.48 Eine eingeschränkte Investitionssicherheit ist 
im Bereich von nachfrageseitigen Einsparmaßnahmen zudem problematisch, da viele 
der in Frage kommenden Maßnahmen in hohem Maße „spezifisch“ sind. Zum Beispiel 
kann die Wärmedämmung eines Gebäudes, sobald sie erst einmal montiert wurde, nur 
unter hohem Aufwand auf ein anderes Gebäude übertragen werden. Investoren in solche 
Maßnahmen können dieser Unsicherheit natürlich dadurch begegnen, indem sie mit 
einem quotenverpflichteten Unternehmen langfristige Abnahmeverträge für die Ein-
sparzertifikate schließen. Einige Experten nehmen auch an, dass gerade dies geschehen 
würde (z.B. Langniß/Praetorius 2006). Wird der Zertifikatemarkt jedoch von Langfrist-
verträgen dominiert, leidet die Liquidität des Marktes und damit die Kosteneffizienz des 
Instruments.  

Zur Erhöhung der Planungssicherheit könnten schon mit Abschluss einer Maßnahme 
Zertifikate für die gesamte erwartete Energieeinsparung über die Lebensdauer der Maß-
nahme ausgestellt werden. Die damit verbundenen Vor- aber auch Nachteile wurden in 
Kapitel  5.8 diskutiert.  

Neben einer kurzfristig hohen Kosteneffizienz sollten Lenkungsansätze zur Erschlie-
ßung der nachfrageseitigen Einsparpotenziale auch langfristige technologiespezifische 
Ziele verfolgen. Das Lenkungsinstrument oder ein Instrumentenmix sollte so ausgestal-
tet werden, dass ausreichend hohe Anreize bestehen, auch heute schon in Technologien 
zu investieren, die vielleicht erst in einigen Jahren wirtschaftlich sind. Dies ist deswegen 
wichtig, um langfristig auf ein ausreichend großes und diversifiziertes Technologieport-
folio zurückgreifen zu können, das wiederum notwendig ist, langfristige Einsparziele 
möglichst kostenoptimiert zu erreichen. Im Rahmen der Einsparquote könnte der Ge-
setzgeber dies optional durch die Einführung von Wichtungsfaktoren, unterschiedlichen 
Anerkennungszeiträumen oder Teilquoten erreichen, wobei solche Differenzierungen 
die Komplexität des Systems erhöhen (vgl. Kapitel  5.7). Um die Mengensteuerung je-
doch nicht von vorneherein durch zu viele Detailregelungen zu überfrachten, solltn 
technologiespezifische Ziele alternativ durch begleitende Lenkungsansätze (z.B. separa-
te Zuschüsse zur Technologieförderung) adressiert werden. 

8.2 Einsparquote im Vergleich zu einem Energiesparfonds 
Neben der Einführung einer Einsparquote zur Erschließung nachfrageseitiger Energie-
einsparpotenziale wird als alternatives sektorübergreifendes Lenkungsinstrument insbe-
sondere der so genannte Energiesparfonds diskutiert (vgl. Kapitel  2.4.3). Im Folgenden 
werden einige Aspekte diskutiert, die im Rahmen beider Lenkungsansätze eine Rolle 
spielen und für die vergleichende Bewertung wichtig sind.  

                                                 
48  Im Rahmen von Quotensystemen für Strom aus erneuerbaren Energien geben beispielsweise Kredit-

geber das erhöhte Risiko in Form von Aufschlägen auf die Finanzierungskonditionen an ihre Kunden 
weiter. 

71 



 Energieeinsparquote und Weiße Zertifikate 

8.2.1 Formen der Finanzierung bzw. Umlage der Systemkosten  

Eine detaillierte Diskussion verschiedener Optionen zur Finanzierung eines Effizienz-
fonds findet sich in Duscha et al. (2005). Im Gegensatz zur Einsparquote wäre – abhän-
gig von der Art seiner Finanzierung – ein Effizienzfonds nicht automatisch budgetunab-
hängig. Beispielsweise stufen Duscha et al. (2005) sowohl eine Finanzierung durch die 
Ökosteuer als auch eine öffentlich private Mischfinanzierung (d.h. der Fonds wirbt zu-
sätzlich eine Teilfinanzierung bei Unternehmen ein) als prinzipiell geeignete Finanzie-
rungsformen ein. Da diese beiden Optionen zu Lasten der öffentlichen Haushalte gehen, 
wäre ein solcher Fonds mit den gleichen prinzipiellen Problemen behaftet (mangelnde 
Investitionssicherheit, potenziell unstetige Stop-and-Go Marktentwicklung) wie alle 
anderen Förderprogramme, die aus Haushaltsmitteln finanziert werden. Hingegen ent-
sprechen Finanzierungsformen wie die Erhebung einer zweckgebundenen, wettbe-
werbsneutralen Abgabe auf den Endenergiepreis (Effizienz-Zehntelcent) dem Umlage-
mechanismus, der auch im Rahmen der Einsparquote erwartet werden kann. 

8.2.2 Komplexität des Systems 

Bei der Bewertung der beiden Lenkungsansätze muss des Weiteren berücksichtigt wer-
den, dass zentrale Elemente, die in den vorangegangenen Kapiteln für die Einsparquote 
vorgestellt und diskutiert wurden und gleichzeitig den Ansatz als verhältnismäßig kom-
plex anmuten lassen, gleichermaßen für einen Energiesparfonds von Bedeutung sind. 
Hierzu gehören u.a. folgende Aspekte: 

• Festlegung zulässiger Maßnahmen (vgl. Kapitel  5.7): Auch im Rahmen des Fonds 
sollten nur solche Maßnahmen gefördert werden, die zu einer nachweisbaren, dau-
erhaften Energieeinsparung führen und die über einer antizipierten Referenzent-
wicklung liegen. Hierzu sind entsprechende Regelungen zu treffen, um die Um-
weltwirkung des Fonds sicherzustellen und um Mitnahmeeffekte zu minimieren. Zur 
Sicherstellung einer schlanken Abwicklung der Vergabe der Fondsmittel sollte (ana-
log zur Einsparquote) zumindest für Standardmaßnahmen eine Liste der entspre-
chenden Umweltwirkungen (insbesondere Endenergie- bzw. CO2-Einsparung) er-
stellt werden, unter deren Zugrundelage die verschiedenen Programmangebote im 
Rahmen des Vergabeverfahrens miteinander verglichen werden können. Insoweit im 
Rahmen der Einsparquote mit Blick auf technologieorientierte Langfristziele spezi-
fische „gewünschte“ Maßnahmen z.B. durch die Einführung von Wichtungsfaktoren 
oder Teilquoten adressiert werden, kann dies im Rahmen des Fonds durch eine ge-
zielte Steuerung der Ausgabe der Fondsgelder erfolgen. 

• Festlegung der Referenz (vgl. Kapitel  5.6): Eine weitere zentrale Größe im Rahmen 
des Vergabeverfahrens ist die Festlegung der Referenzentwicklung (Baseline), ge-
genüber welcher die Höhe der Energieeinsparung bestimmt wird, die aus einer 
Sparmaßnahme resultiert.  

• Zugang zu geförderten Einsparmaßnahmen (vgl. Kapitel  5.7): Zumindest bei den 
Finanzierungsformen, die die Kosten des Fonds auf alle Energieverbraucher umwäl-
zen (z.B. in Form eines Effizienz-Zehntelcents), sollten aus Gründen der Vertei-
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lungsgerechtigkeit auch alle Verbraucher prinzipiellen Zugang zu den entsprechen-
den Einsparprogrammen haben – wenigstens in einem Umfang, der ihrer finanziel-
len Belastung entspricht. 

• Nachweisführung der Einsparungen (vgl. Kapitel  5.7): Unter der Voraussetzung, 
dass die Vergabe der Mittel des Fonds in Abhängigkeit von der eingesparten Ener-
giemenge einer Maßnahme erfolgt (und dies sollte im Sinne einer effizienten Mit-
telverwendung zumindest ein wichtiger Entscheidungsparameter sein), benötigt man 
ein geeignetes Validierungsverfahren, mit dem die Einsparungen ex ante abge-
schätzt werden bzw. mit dem die realen Einsparungen ex-post verifiziert werden 
können. 

• Sanktionen (vgl. Kapitel  5.10): Für den Fall, dass einzelne Empfänger von Mitteln 
aus dem Fonds die Gelder nicht zweckgebunden verwenden oder bewusst falsche 
Angaben zu den aus einer Maßnahme zu erwartenden Einspareffekten machen, 
muss auch ein Effizienzfonds entsprechende Sanktionsmechanismen vorhalten. 

Eingedenk dieser Aspekte ist ein wesentlicher Vorteil für einen der beiden Lenkungsan-
sätze nicht zu erkennen. 

8.2.3 Möglichkeiten der Integration 

Die Diskussion über den „geeigneteren“ Lenkungsansatz muss jedoch nicht unbedingt 
auf ein „entweder...oder“ hinauslaufen. Vielmehr gibt es auch denkbare Optionen der 
Integration beider Modelle. Beispielsweise schlagen Irrek/Thomas (2006) im Rahmen 
der Diskussion um mögliche Finanzierungsformen des Effizienzfonds eine Verknüp-
fung der beiden Ansätze vor. Hierbei wird zunächst von der Einführung einer Einspar-
quote ausgegangen. Die Kopplung zum Effizienzfonds würde über die in Kapitel  5.10.2 
vorgestellte Buy-out Option laufen. Unternehmen, die ihrer Einsparverpflichtung nicht 
durch die Durchführung eigener Einsparmaßnahmen oder aber den Zukauf von Einspar-
zertifikaten nachkommen wollen, könnten sich in diesem Fall beim Effizienzfonds von 
der Einsparverpflichtung „freikaufen“. Der Effizienzfonds würde sich damit über die 
Buy-out Zahlungen finanzieren.49 Die Mittel des Fonds wiederum würden zielgerichtet 
für Energieeinsparprogramme ausgeschrieben. 

In dieser integrativen Variante wäre der Effizienzfonds aus Sicht der Quote nur ein op-
tionaler Fonds, dessen Volumen von dem Verhalten der Markteilnehmer abhängt und 
somit ex ante nur abgeschätzt werden kann. Die Kopplung beider Ansätze führt natür-
lich zu höheren Transaktionskosten, da beide Instrumente gleichzeitig umgesetzt und 
abgewickelt werden müssten. Auf der anderen Seite ließe sich durch die Kopplung die 
ökologische Zielgenauigkeit der Instrumente erheblich verbessern. Dies liegt daran, 
dass die Fondsmittel zielgerichtet für diejenigen Einsparmaßnahmen allokiert werden 
könnten, die im Rahmen der Einsparquote nicht ausreichend Berücksichtigung finden 
und deswegen nicht realisiert werden. Insbesondere mit Blick auf technologische Lang-

                                                 
49  Hierbei erscheint es wenig sinnvoll, den Fonds alleinig aus den fluktuierenden Buy-out Zahlungen zu 

speisen. Vielmehr sollten diese eine konstante Grundfinanzierung des Fonds ergänzen.  
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fristziele könnte dies eine der Schwächen, die mit der Umsetzung eines reinen mengen-
steuernden Ansatzes verbunden sind, kompensieren. Für die Einsparquote wiederum 
hätte dies den Vorteil, dass auf komplizierte maßnahmenspezifische Differenzierung 
(z.B. über Wichtungsfaktoren oder technologiespezifische Teilquoten) verzichtet wer-
den könnte. 
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9 Fazit und weiterer Forschungsbedarf 

Neue Lenkungsansätze sind unabdingbar, um in Deutschland die bisher schleppende 
und völlig unzureichende Ausschöpfung der nachfrageseitigen Energieeinsparpotenziale 
zu beschleunigen. Der derzeitige Instrumentenkasten reicht dazu bei Weitem nicht aus. 
Die Erfahrungen aus Großbritannien und Italien zeigen, dass die Einsparquote prinzi-
piell ein geeignetes Instrument darstellt, neue Impulse im Bereich der nachfrageseitigen 
Energieeffizienz zu setzen. Auch in Deutschland wäre ein solches Instrument denkbar.  

Unsere Untersuchung zeigt, dass sich für die grundlegenden Ausgestaltungselemente 
einer Einsparquotenregelung sowie das damit verbundene Zertifikatesystem in Deutsch-
land geeignete Lösungen finden lassen. In einem nächsten Schritt erscheint es sinnvoll, 
möglichst bald erste Erfahrungen mit diesem neuen Lenkungsansatz zu sammeln. Dies 
wäre auch deswegen ratsam, um auf eine mögliche EU-weite Einführung eines Weiße 
Zertifikate Systems vorbereitet zu sein. Für einen Testlauf könnte beispielsweise eine 
freiwillige Pilotanwendung – entsprechend dem Hessen-Tender in Vorbereitung auf den 
Emissionshandel – ein probates Mittel sein.50

Auf Ebene der wissenschaftlichen Instrumentenbewertung sollten folgende Aspekte 
untersucht werden: 

• Es sollte eine fundierte Auswertung der Erfahrungen mit Einsparquoten im europäi-
schen und internationalen (z.B. Australien) Umfeld erfolgen und dabei insbesondere 
die Übertragbarkeit auf Deutschland untersucht werden. Hierbei sollten u.a. die 
Transaktionskosten sowie die Erfolgsfaktoren (Erfolgsumgebungen) und mögliche 
Hemmnisse für den Zertifikatehandel untersucht werden.  

• Für Deutschland sollten detailliert die Transaktionskosten (auf der Basis der Ab-
wicklungsroutinen sowie des damit verbundenen Personal- und Zeitaufwandes), die 
mit der Einführung einer Einsparquote verbunden sind, abgeschätzt werden. 

• Im Bereich der detaillierten Ausgestaltungselemente sollten vertiefte Untersuchun-
gen insbesondere zur Frage der geeigneten Wahl des Anrechnungszeitraums ange-
stellt werden. Hierunter fallen die Aspekte einmalige vs. periodische Anrechnung 
(u.U. sollten hier maßnahmenspezifische Differenzierungen getroffen werden), Um-
gang mit Ausfallrisiko, u.s.w. 

• Es sollte außerdem untersucht werden, inwiefern der Markt in der Lage sein wird, 
eine ausgewogene Umwälzung der Einsparkosten auf verschiedene Kundensegmen-
te sicherzustellen. Sollten diesbezüglich regulierende Eingriffe notwendig sein, ist 
es entscheidend zu prüfen, welche Ausgestaltungselemente flexibel auf die fort-

                                                 
50  Im Rahmen eines solchen Pilotverfahrens wäre es auch denkbar, zunächst auf die Festlegung fester 

Einsparverpflichtungen zu verzichten, so dass sich das Verfahren auf Teilaspekte des Gesamtsystems 
konzentriert. Darunter zählen insbesondere Fragen der Nachweismethodik (einschl. Festlegung der 
Baseline), der generellen Maßnahmenzulässigkeit, aber auch der Aufbau eines Zertifikatesystems, 
welches den Handel von Einsparzertifikaten zwischen den Teilnehmern des Pilotverfahrens abbildet. 
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schreitende Liberalisierung und damit verbundenen Veränderungen im Energie-
markt reagieren können. 

• Das Instrument der Einsparquote steht als sektorübergreifender Lenkungsansatz in 
Konkurrenz zu einem Bündel sektorspezifischer Instrumente, welche gezielt die 
Einsparpotenziale in einzelnen Sektoren adressieren (z.B. Gebäudebereich, Elektro-
geräte). Es wäre zu untersuchen, welche Vor- bzw. Nachteile mit einem sektorüber-
greifenden Ansatz verbunden sind bzw. wie sich verschiedene Ansätze geeignet er-
gänzen können. Des Weiteren wären Detailregelungen zu entwerfen, wie die Ein-
sparquote in Abgrenzung zu den bestehenden sektorspezifischen Instrumenten aus-
gestaltet werden könnte, um ein möglich synergetisches Nebeneinander zu gewähr-
leisten und gleichzeitig die induzierten Umwelteffekte zu maximieren. 

• Des Weiteren sollte ein systematischer Vergleich der verschiedenen sektorübergrei-
fenden Lenkungsinstrumente wie Einsparquote, Effizienzfonds und Top-Runner 
Ansatz angestellt werden. Die Bewertungskriterien sollten dabei insbesondere die 
Aspekte ökologische Zielgenauigkeit, Marktkonformität bzw. Wettbewerbsverträg-
lichkeit, ökonomische Effizienz sowie Verteilungs- und Struktureffekte umfassen. 
Ein besonderes Augenmerk gilt dabei auch hier dem Transaktionsaufwand, der mit 
der Einführung und Abwicklung der entsprechenden Instrumente verbunden ist. Da-
zu gehört auch die Frage, in welcher Tiefe die Instrumentenoptionen in den Tätig-
keitsbereich der betroffenen Marktakteure eingreifen. 

• Ebenfalls sollte untersucht werden, inwieweit die verschiedenen Instrumentenoptio-
nen geeignet sind, neue Akteure (insbesondere Energiedienstleister) in den Markt zu 
bekommen und damit einen Markt für Effizienzdienstleistungen (Effizienzwirt-
schaft) aufzubauen. Dies ist insbesondere mit Blick auf die heterogene Struktur der 
involvierten Akteure zu diskutieren. 

• Und schließlich sollte ein besonderes Augenmerk auf die politische Durchsetzbar-
keit der diskutierten Instrumentenoptionen gelegt werden. Dies umfasst u.a. eine 
Analyse der Akzeptanz bzw. Ablehnung der diskutierten Instrumentenoptionen 
durch betroffene Akteure und die Öffentlichkeit, den Umfang des politischen 
Abstimmungs- und Entscheidungsbedarfs für die entsprechende Umsetzung sowie – 
soweit gegeben – die finanzielle Belastung öffentlicher Haushalte. 
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